
15. MONETÄRE EINKOMMENSUMVERTEILUNG DURCH DEN STAAT 2010 UND 2015 

15.3 Monetäre Sozialleistungen 

Der Großteil der staatlichen Umverteilung findet 

durch monetäre und reale Sozialleistungen statt172 • 

Diese Transfers tragen dazu bei , dass sich das Brut­

toeinkommen deutlich gleichmäßiger verteilt als 

das Markteinkommen. Im Gegensatz zu den großen 

WIFO-Umverteilungsstudien173 werden im vorliegen ­

den Beitrag ausschließlich die monetären Sozialleis­

tungen berücksichtigt, da die Quantifizierung und 

Zurechnung der öffentlichen Sachleistungen wie etwa 

der Besuch einer Schule oder die Versorgung während 

eines Krankenhausaufenthalts auf die privaten Haus­

halte mit erheblichem Mehraufwand verbunden wäre 

und daher den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde. 

Die öffentlichen Sachleistungen verbessern tendenzi­

ell die Lage der markteinkommensschwachen Haus­

halte. In Rocha-Akis et al. (2016) macht das Volumen 

der berücksichtigten monetären Sozialleistungen für 

das Jahr 2010 etwa die Hälfte des Volumens der gesam­

ten berücksichtigten sozial- und wohlfahrtsstaatlichen 

Leistungen aus. Besonders im Bereich Gesundheit und 

Bildung spielen universelle Sachleistungen (wie etwa 

der Besuch öffentlich finanzierter Schulen und ande­

rer Bildungseinrichtungen, Krankenhausleistungen 

und sonstige ambulante und stationäre Leistungen) 

eine wichtige Rolle, da alle Haushalte diese unabhän­

gig von ihrem Einkommen gleichermaßen in Anspruch 

nehmen können und demnach ihre relative Bedeutung 

für Haushalte mit niedrigem Einkommen wesentlich 

höher ist als für einkommensstärkere Haushalte. 

Die in diesem Beitrag berücksichtigten Transfers um­

fassen im Wesentlichen die monetären Alters-, Fami­

lien-, Arbeitslosen-, Kranken-, Ausbildungsleistungen 

sowie die Leistungen gegen soziale Ausgrenzung (Be­

darfsorientierte Mindestsicherung und andere mone­

täre Leistungen der Sozialhilfe) und die Wohnbeihilfe. 

Das für das Jahr 2015 hochgerechnete Gesamtvolu­

men dieser Transfers beträgt rund 64,7 Mrd. EUR und 

liegt damit um 18,4% höher als 2010 (54,7 Mrd. EUR). 

Abbildung 4: Zusammensetzung der monetären öffentlichen Sozialleistungen 2015 
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Berechnungen basieren auf absoluten (nicht-öquivalenzgewichteten) Euro -Betrögen. 
I Ausbildungsleistungen enthalten Stipendien sowie Schülerbeihilfen. BMS steht für Bedarfsorientierte Mindestsicherung. 

172 Vgl. Guger et 01. (2009) und Rocha-Akis et 01. (2016). 

173 Guger (1987, 1996), Guger et 01(2009), Rocho-Akis et 01. (2016). 
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Die Altersle istungen, in denen die Alters-, Hinterbliebe­

nen- und Invaliditätspensionen der gesetzlichen Pen­

sionsversicherung und der Beamtensysteme zusam­

mengefasst werden, machten 2015 mit rund 79% den 

größten Anteil der gesamten berücksichtigten mone­

tären Sozialleistungen aus174 (Abbildung 4). Das erfass­

te Volumen erhöhte sich zwischen 2010 und 2015 um 

rund 22%. Die Mindestpension (Aufstockung von ge­

ringen Pensionen auf den Ausgleichszulagenrichtsatz 

von 872,31 EUR monatlich) und die Höchstpension 

(3.226,51 EUR brutto monatlich , ausgenommen ist der 

Beamtenbereich) tragen dazu bei, dass diese Einkom­

men gleichmäßiger über die Quantile des Gesamtein­

kommens verteilt sind als die Arbeitnehmer/i nnenent­

gelte. Die Verteilung der Altersleistungen ist zwischen 

2010 und 2015, so wie die Verteilung der Pensionsbe­

ziehenden zwischen 2010 und 2013 (s. Übersicht A im 

Anhang), recht stabil geblieben. Auf das untere Ein­

kommensdrittel entfielen 2015 26,2% (2010: 26,6%), 

auf das mittlere 39,8% (2010: 39,8%) und auf das obere 

34,0% (2010: 33,6%) des gesamten Pensionseinkom­

mens (Übersicht 2). Auf Basis der bisherigen Befunde 

kann bereits jetzt vorweggenommen werden, dass 

ausgehend von den Markteinkommen die Pensionen 

allein aufgrund ihres Volumens und ihrer Verteilung 

maßgeblich zu einer gleichmäßigeren Verteilung der 

Einkommen beiträgt. 

Die zweitgrößte Gruppe der berücksichtigten mone­

tären Sozialleistungen bilden die Familienleistungen. 

Zu ihnen zählen die Familienbeihilfe, der Kinderab-

setzbetrag, der Mehrkindzuschlag, das Wochen -, das 

Kinderbetreuungs- und Schulgeld sowie der staatliche 

Unterhaltsvorschuss175 • Ihr Anteil belief sich 2015 auf 

rund 11% aller öffentlichen Geldleistungen. Im Gegen­

satz zu den anderen Sozialleistungen ist die Summe 

der erfassten monetären Familienleistungen zwischen 

2010 und 2015 trotz Anhebung der Familienbeihilfe 

seit 2014 leicht gesunken (-0,7%), während die Anzahl 

der Kinder in etwa gleich geblieben ist. Auch der Anteil 

der monetären Familienleistungen an den gesamten 

monetären Sozialleistungen ist laut den Daten des EU­

SILC gesunken (2010:14%; 2013:12%; 2015:11%). Dies 

dürfte v.a. eine Folge der Änderungen in den Regelun ­

gen für den Anspruch auf die Familienbeihilfe im Jahr 

2011 sein (Wegfall der Familienbeihilfe für Kinder, die 

sich in Ausbildung befinden und den 24. Geburtstag 

erreicht haben; Ersatz der 13. Familienbeihilfe durch 

das Schulstartgeld für 6-15-Jährige Kinder)176. Wie das 

BMASK (2016) zeigt, sind allerdings die hier nicht be­

rücksichtigten staatlichen Ausgaben für Kinderbetreu­

ungseinrichtungen, die sich 2015 auf knapp 20% der 

gesamten (monetären und nicht-monetären) Sozial­

leistungen für Familien und Kinder beliefen, in den ver­

gangenen Jahren deutlich gestiegen177
• Insofern führt 

die Nicht-Berücksichtigung der öffentlichen Sachleis­

tungen wie eingangs erwähnt zu einer verzerrten Dar­

stellung des Umverteilungsprozesses. Da der Großteil 

der monetären Familienleistungen einkommensun­

abhängig gewährt wird, wird die Verteilung der Mittel 

auf die privaten Haushalte im Wesentlichen durch das 

Vorhandensein und das Alter der Kinder bestimmt. Der 

14 Wie bereits einleitend festgeholten, werden die vertikalen Umverteilungsströme zwischen den Haushalten innerhalb eines Jahres 
berechnet. 

'-5 Steuervergünstigungen für Familien wie der Alleinverdiener/lnnen-, Alleinerzieher/lnnen- und Unterhaltsabsetzbetrog, der Kin­
derfreibetrog und die Absetzbarkeit der Kinderbetreuungskosten werden im Zuge der Simulation der Einkommensteuer (s. Kapi­
tel 4) mit dem WIFO-Mikrosimulationsmodell berücksichtigt. 

1'6 S. Schrotzenstoller (2015A) für eine detaillierte Beschreibung der familienpolitischen Leistungen in Österreich. 

n Eine umfassende Darstellung der familienpolitischen Ausgaben der öffentlichen Hand sowie deren Verteilung auf die privaten 
Haushalte im Jahr 2010 findet sich in Rocha-Akis et 01. (2016). 
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leichte Rückgang im Anteil der Familienleistungen im periode von 6,9% auf9,1%, während sich der Anteil der 

oberen Einkommensdrittel und der entsprechende Langzeitarbeitslosen an den gesamten Arbeitslosen 

Anstieg im mittleren und unteren Einkommensdrittel von 2,7% auf 9,8% mehr als verdreifachte (laut AMS). 

lassen sich dementsprechend in erster Lin ie durch den 

verringerten Anteil an Kindern im oberen Terzil erklä ­

ren (s. Übersicht A im Anhang). 

Markante Veränderungen in der Verteilung der mone­

tären Sozialleistungen zwischen 2010 und 2015 sind 

im Bereich der Leistungen im Zusammenhang mit 

Arbeitslosigkeit , die 2015 knapp 6% der monetären 

Sozialleistungen ausmachten (Abbildung 4), zu ver­

zeichnen. Die Leistungen umfassen im Wesentlichen 

das Arbeitslosengeld , die Notstandshilfe und die Bei­

hilfen zur Deckung des Lebensunterhalts während der 

Teilnahme an einer Weiterbildung. Waren die Arbeits­

losenleistungen bereits 2010 in einem hohen Ausmaß 

im unteren Drittel der Gesamteinkommensverteilung 

konzentriert (60,4%), so stieg dieser Anteil zwischen 

2010 und 2015 um rund 3 Prozentpunkte (63,3%) bzw. 

im untersten Einkommensdezil um 6 Prozentpunkte 

von 22,6% auf 28,7% (Übersicht 2) . Dies ist auf den hö­

heren Anteil an Notstandshilfebeziehenden im unte­

ren Terzil zurückzuführen (s. Übersicht A im Anhang). 

Diese Dynamik dürfte in erster Linie mit der Verfesti ­

gung der Arbeitslosigkeit in Zusammenhang stehen, 

denn die Lohnersatzleistungen, die für die Haushalte 

im unteren Einkommensbereich eine wichtige Einkom ­

mensquelle darstellen178 , fallen mit zunehmender Dau -

Eine noch stärkere Verschiebung in den Anteilen der 

bezogenen Sozialleistungen zwischen 2010 und 2015 

ist in der Kategorie "Sonstige Sozialleistungen" auf der 

Ebene der Terzile zu erkennen. Diese Leistungskatego­

rie setzt sich aus den monetären Krankenleistungen 

(Krankengeld, Unfallrente), der Bedarfsorientierten 

Mindestsicherung bzw. Geldleistungen der Sozialhil­

fe , den monetären ausbildungsbezogenen Leistun­

gen (Stipendien) und Wohnbeihilfen zusammen und 

machte in Summe lediglich rund 3,7% (2010: 3,3%) der 

gesamten monetären Leistungen aus (Abbildung 4) . 

Der Anteil dieser Leistungen, der auf die Haushalte im 

unteren Einkommensdrittel entfiel, erhöhte sich zwi­

schen 2010 und 2015 von 60,6% auf 65,2% um knapp 

5 Prozentpunkte und ging im oberen Einkommensdrit­

tel entsprechend zurück (2010: 17,9%; 2015: 13,7%; 

Übersicht 2). Obwohl unter der Rubrik "Sonstige Leis­

tungen" die Leistungen gegen soziale Ausgrenzung die 

stärkste Dynamik aufwiesen (das erfasste Volumen 

stieg zwischen 2010 und 2015 von 0,34 Mrd. EUR auf 

0,85 Mrd . EUR), gehen die Anteilsverschiebungen aus­

schließlich auf die ausbildungsbezogenen Leistungen 

und die Wohnbeihilfe zurück, die sich 2015 stärker im 

unteren Terzil konzentrierten als 2010. 

er der Arbeitslosigkeit geringer aus und reduzieren das Sowohl 2010 als auch 2015 kommen rund 30% aller 

Haushaltseinkommen, sodass die betroffenen Haus- monetären Sozialleistungen den Haushalten im unte-

halte ihre Position in der Einkommenshierarchie nicht ren Terzil zugute, rund 38% entfallen auf die Haushalte 

halten können. In Bezug auf das Volumen der erfassten im mittleren Terzil und knapp 32% auf jene im oberen 

Arbeitslosenleistungen ist zwischen 2010 und 2015 in Terzil (Übersicht 2). Im Vergleich dazu zeigt sich in den 

Relation zu den gesamten monetären Leistungen ein Ergebnissen der jüngsten WIFO-Umverteilungsstudie 

unterdurchschnittlicher Anstieg von 11% festzustel- für das Jahr 2010, die auch die öffentlichen Sachleis-

len. Die Arbeitslosenquote erhöhte sich in dieser Zeit- tungen berücksichtigt, dass ein deutlich größerer An-

178 Vgl. Rocho-Akis et 01.,2016. 
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tei l der öffen tli chen Sozia lleistun gen auf das untere Transfe rs betrage n für die Haushalte im unteren, mitt-

Terzil entfäl lt. Die Antei le de r monetä ren und rea len leren und obe re n Terzil jewe ils 42%, 32% und 26%. 

Übersicht 2: Verteilung von monetären Sozialleistungen 

Monetäre Sozialleistungen 

Haushalts-
Familien- Arbeitslosen-

Insgesamt 
bruttogesamt- Pensionen 

leistungen leistungen 
Sonstige ohne Insgesamt 

einkommen Pensionen 

2010 2015 2010 2015 2010 2015 2010 2015 2010 2015 2010 2015 

Dezil Anteile in % (äquivalenzgewichtet) 

l. 3,3 3,1 8,5 9,0 22,6 28,7 28,6 28,3 16,6 19,6 5,7 5,8 

2. 8,4 8,1 8,5 8,9 21,4 17,7 17,1 19,9 14,1 14,1 9,4 9,1 

3. 11,1 11,1 9,9 9,9 12,0 13,9 12,5 12,8 11,0 11,8 11,1 11,2 

4. 12,2 12,6 10,4 11,1 9,3 7,2 8,2 8,7 9,6 9,3 11,7 12,0 

5. 11,7 12,8 12,8 13,2 9,1 9,1 7,2 6,3 10,6 10,3 11,5 12,4 

6. 12,1 11,0 11,9 11,5 7,0 8,2 5,8 6,5 9,3 9,3 11,6 10,7 

7. 11,2 10,7 11,3 11,2 6,1 5,4 5,4 4,5 8,6 7,9 10,7 10,2 

8. 10,2 10,6 9,7 10,1 6,2 3,5 6,4 5,1 8,0 6,9 9,8 10,0 

9. 9,8 9,8 9,8 9,4 3,8 3,3 4,5 4,7 6,9 6,4 9,3 9,3 

10. 10,0 10,4 7,3 5,6 2,3 3,1 4,3 3,2 5,2 4,3 9,2 9,4 

Terzil 

l. 26,6 26,2 30,4 31,8 60,4 63 ,3 60,6 65,2 45,4 49 ,4 29,9 29,9 

2. 39,8 39,8 38,7 39,5 25,3 24,6 21,5 21,1 31,3 30,6 38,3 38,3 

3. 33,6 34,0 30,9 28,6 14,3 12,1 17,9 13,7 23,3 20,0 31,8 31,8 

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

in Mrd. EUR (nicht äquivalenzgewichtet) 

Insgesamt 42,1 51,3 7,4 7,4 3,3 3,7 1,8 2,4 12,5 13,4 54,7 64,7 

Verteilungsmaße (äquivalenzgewichtet) 

Gini 0,36 0,37 0,33 0,33 0,52 0,50 0,63 0,65 0,43 0,44 0,51 0,52 

Q EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen. 

Äquivalenzgewichtung nach der EU-Skala (s Anhang). 
Dezile und Terzile des Bruttoöquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen und staatlichen 
und privaten Transfers). 
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15.4 Sozialabgaben und 
Einkommensteuer 

in Österreich wird der Faktor Arbeit - über Einkom­

mensteuern, Lohnsummen- und Sozialversiche­

rungsabgaben - im internationalen Vergleich über­

durchschnittlich hoch belastet. insbesondere auf die 

lohnabhängigen Sozialversicherungsbeiträge legt 

Österreich ein sehr hohes Gewicht: Die Beiträge zur 

gesetzlichen Sozialversicherung und die Lohnsum-

menabgaben machten hier im Jahr 2014 rund 41% 

des Abgabenaufkommens aus; im Schnitt der EU 15 

und der OECD lag der entsprechende Anteil bei rund 

29% bzw. 27%. Vermögensbezogene Steuern spielen 

hingegen in Österreich eine weitaus geringere Rolle 

als im EU - und OECD-Schnitt: Während im Jahr 2014 

in Österreich nur 1,4% des Abgabenaufkommens aus 

vermögensbezogenen Steuern stammten, betrug der 

Anteil im Durchschnitt der EU 15 bzw. der OECD 6% 

bzw. 5,5% (2013) (Abbildung 5) . 

Abbildung 5: Steuern und Sozialabgaben im internationalen Vergleich 2014 
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Indirekte Steuern: Steuern und Abgaben auf Güter und Dienstleistungen 

• Beiträge zu r gesetzlichen Sozialversicherung und Lohnsummenabgaben 

• Vermögensbezogene Steuern 

• Einkommen- und Ertragssteuern 

Q OECD, Revenue Statistics. WIFO-Berechnungen. 

Oie Differenz auf Hundert beruht auf zwei Positionen, die geringe Anteile hoben (Other Taxes and Costum duties collected for the EU). 
I Ungewichteter Durchschnitt. 

2 2013er-Werte. 
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Aufgrund ihrer Abgabenstruktur179 wirken die Sozial­

abgaben bezogen auf das Einkommen, auf das sie an­

fallen, regressiv. So wurden 2010 die Arbeitnehmerjinnen­

entgelte der Haushalte im oberen Einkommensdrittel 

mit einem effektiven Sozialabgabensatz von rund 

31% weniger stark belastet als die Haushalte im un­

teren und mittleren Einkommensdrittel bei einem 

entsprechenden Abgabensatz von rund 35% (Guger 

- Rocha-Akis, 2016). Die Einkommensteuer weist hin­

gegen eine progressive Struktur auf, trägt aber erheb­

lich weniger zum Abgabenaufkommen bei. Bezogen 

auf die Arbeitnehmerj innenentgelte lag der effekti ­

ve Lohnsteuersatz für die Haushalte im unteren Ein­

kommensdrittel bei 3%, im mittleren bei 7% und im 

oberen bei 14%. Während der effektive Abgabensatz 

auf Unselbständigeneinkommen 2010 im Durchschnitt 

aller Haushalte gut 43% (effektive durchschnittliche 

Lohnsteuerleistung 11%, effektiver Sozialabgaben­

satz 32%) betrug, lag der durchschnittliche effektive 

Steuersatz auf Einkünfte aus Zinsen und Dividenden 

bei 25% und jener auf die Erträge aus Vermietung und 

Verpachtung bei 21% (ebenda). 

nenentgelte zwischen 2010 und 2015 nur unwesentlich 

verändert hat und im Jahr 2013 die Solidarabgabe181 

eingeführt wurde. Konkret stieg der Anteil am Einkom­

mensteueraufkommen im unteren Terzil, in dem viele 

Haushalte über kein oder ein nur geringes Erwerbs­

oder Pensionseinkommen verfügen, von 2,4% auf 3,5% 

und im mittleren Terzil von 20,0% auf 21,8%. Dement­

sprechend fiel der Anteil im oberen Terzil um knapp 

3 Prozentpunkte und betrug 2015 74,7%. Auch die An ­

teile am Sozialbeitragsaufkommen sind im unteren und 

mittleren Terzil trotz der außertourlichen Erhöhung der 

Höchstbeitragsgrundlage zur Sozialversicherung182 ten ­

denziell gestiegen. Erklären lässt sich dies zum einen 

dadurch, dass sich der Anteil der Personen mit einem 

zu versteuernden jährlichen Einkommen über dem 

Grundfreibetrag von 11.000 EUR im unteren Einkom­

mensdrittel von 16,5% auf 19% erhöht hat (s. Über­

sicht A im Anhang)183. Auch innerhalb dieser Haushal­

te ist der Anteil der Personen, die Einkommensteuer 

zahlen, gestiegen. Ein weiterer Grund für den höheren 

Aufkommensbeitrag der Haushalte im unteren und 

mittleren Terzil könnte die kalte Progression sein, die 

an den Übergangsstellen des Einkommensteuertarifs 

Aus Übersicht 3 geht hervor, dass die Haushalte im besonders hoch ist und vorwiegend Personen mit mitt-

unteren und mittleren Einkommensdrittel2015 einen lerem Einkommen betrifft (Steiner - Wakolbinger, 2015). 

höheren anteilsmäßigen Beitrag zum Gesamtauf- Die Progressionsmaße von Kakwani (1977) und Suits 

kommen der Einkommensteuer leisteten als 201018°. (1977), deren Werte sich zwischen 2010 und 2015 redu -

Dies, obwohl sich die Verteilung der Arbeitnehmerj in - zierten, bestätigen, dass die Progressivität (Haushalte 

119 Beim Überschreiten der Geringfügigkeitsgrenze (2010: monatlich 366,33 EUR, 2015: monatlich 405,98 EUR) unterliegt der gesam­
te Monatslohn einem weitgehend proportionalen Abgabensatz. Für Einkommensteile über der Höchstbeitragsgrundlage (2010: 
monatlich 4.l10,00 EUR; 2015." monatlich 4.650,00 EUR) fallen keine Beiträge an. 

180 Informationen zur Simulation der Abgoben mit dem WIFO-Mikrosimulationsmodell befinden sich im Anhang. 

181 Bis 2013 wurden Sonderzahlungen (wie der Urlaubszuschuss, die Weihnachtsremuneration und Jubiläumsgelder) mit 6 % be­
günstigt besteuert. Seitdem wird die begünstigte Besteuerung durch das Stabilitätsgesetz 2012 für Besserverdiener einge­
schränkt und es gilt ein eigener progressiver Steuertarif für die sonstigen Bezüge. Korrespondierend dazu wird der Gewinnfreibe­
trag für die Selbständigen an die Änderung der Besteuerung sonstiger Bezüge angepasst (Schratzenstaller, 20158). 

182 Im Jahr 2013 wurde die Höchstbeitragsgrundlage in der Sozialversicherung um 90,00 EUR monatlich außertourlich (dh. über die 
übliche Jährliche Aufwertung hinaus) erhöht (ASVG 108 Abs. 3). 

183 Die Verteilung der Personen mit einem sozialversicherungspflichtigen Einkommen über der Geringfügigkeitsgrenze hat sich hin­
gegen zwischen 2010 und 2015 nicht verändert. 
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Übersicht 3: Verteilung und Progressionswirkung von Sozialbeiträgen und Einkommensteuer 

Haushaltsbrutto-
Sozialbeiträge Einkommensteuer 

Sozialbeiträge und Ein-
gesamteinkommen kommensteuer insgesamt 

2010 2015 2010 2015 2010 2015 

Dezil Anteile in % (äquivalenzgewichtet) 

1. 0,6 0,6 -0,2 -0,1 0,3 0,3 

2. 1,7 1,7 0,1 0,3 1,1 1,2 

3. 3,0 3,2 1,6 2,1 2,5 2,8 

4. 4,5 4,6 3,1 4,0 4,0 4,3 

5. 6,6 6,7 5,0 5,8 6,0 6,3 

6. 8,8 9,1 7,1 7,2 8,1 8,3 

7. 12,2 12,0 9,0 9,2 11,0 10,9 

8. 15,9 15,6 12,5 12,7 14,7 14,4 

9 . 20,1 20,1 18,8 17,5 19,6 19,1 

10. 26,6 26 ,3 43,0 41,2 32,7 32,4 

Terzil 

1. 6,7 7,0 2,4 3,5 5,1 5,5 

2. 26,3 26,5 20,0 21,8 23,9 24,6 

3. 67,1 66,5 77,6 74,7 71,0 69,9 

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

in Mrd. EUR (nicht äquivalenzgewichtet) 

Insgesamt 43,7 51,8 24,6 33,8 68,3 85,6 

Verteilungsmaße (äquivalenzgewichtet) 

Gini 0,52 0,52 0,54 0,52 0,51 0,50 

Progressionsmaße (äquivalenzgewichtet) 

Kakwani 0,095 0,094 0,214 0,193 0,131 0,123 

Suits 0,080 0,079 0,246 0,222 0,135 0,127 

Q: EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen. 

Äquivalenzgewichtung nach der EU-Skala (s . Anhang). 
Sozialbeiträge setzen sich aus Arbeitnehmer/innen- und Arbeitgeber/innenanteil zusammen. 
Dezile und Terzile des Bruttoäquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen und staatlichen 
und privaten Transfers). 
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15. MONETÄRE EINKOMMENSUMVERTEILUNG DURCH DEN STAAT 2010 UND 2015 

mit zunehmenden Einkommen führen einen höheren 

prozentualen Anteil ihres Einkommens als Abgabe ab) 

von Einkommensteuer und Sozialabgaben im betrach­

teten Zeitraum nachgelassen hat184
• Dies ist ausschließ­

lich auf die schwächere Progressionswirkung der 

Einkommensteuer zurückzuführen; jene der Sozialab­

gaben blieb nahezu unverändert (Übersicht 3). 

An dieser Stelle sei noch einmal explizit darauf hinge­

wiesen, dass die Konsumsteuern , die zu den aufkom­

mensstärksten Steuern zählen, und sich durch ihre 

regressive Abgabenstruktur auszeichnen, aufgrund 

der fehlenden Verfügbarkeit rezenter Konsumerhe­

bungsdaten aus der Betrachtung ausgeklammert 

werden mussten. Wie Rocha-Akis - Steiner - Zulehner 

(2016) zeigen , fiel 2010 die Belastung durch indirekte 

Steuern für die Haushalte im 1. Dezil mit rund 21% des 

Bruttogesamteinkommens am höchsten aus und sank 

zwischen dem 2. und 10. Dezil kontinuierlich auf rund 

5% des Bruttogesamteinkommens. 

15.5 Monetäre Einkommens­
umverteilung 

Wie in Kapitel 2 bereits erwähnt, ist die Konzentrati ­

on des Bruttomarkteinkommens beträchtlich . Auf die 

10% der einkommensschwächsten Haushalte entfiel 

im Jahr 2015 1% während auf die 10% der einkom­

mensstärksten Haushalte 32% des gesamten Brutto­

markteinkommens entfielen. Die Einkommensanteile 

im unteren, mittleren und oberen Einkommensdrittel 

betrugen jeweils rund 8%, 25% und 68%. Der Gini ­

Koeffizient der Markteinkommen lag bei 0,53. 

Werden die Bruttopensionen zu den Bruttomarktein­

kommen addiert, steigen die Einkommensanteile im 

unteren und mittleren Einkommensdrittel um 4,5 bzw. 

3,7 Prozentpunkte; der Gini -Koeffizient fällt deutlich um 

0,16 Punkte auf das gleiche Niveau wie 2010 (0,37) . Bis 

zum 7. Dezil steigen die Einkommensanteile der Haus­

halte durch die Hinzurechnung der Pensionen relativ zu 

jenen des Bruttomarkteinkommens (Übersicht 4). 

Durch die zusätzliche Berücksichtigung der übrigen 

monetären Sozialleistungen steigen die Einkommens­

anteile im unteren Einkommensdrittel2015 noch einmal 

um 2,5 Prozentpunkte auf 14,6%. Grund dafür sind vor­

wiegend die Umverteilungswirkungen durch die Arbeits­

losenversicherungsleistungen, von denen insbesondere 

die Haushalte in den unteren drei Dezilen betroffen sind . 

Von den quantitativ wesentlich gewichtigeren monetä­

ren Universalleistungen im Rahmen der Familienpolitik 

profitieren hingegen alle Haushalte mit Kindern in ähn­

lichem Ausmaß, sodass ausschließlich die Haushalte im 

oberen Einkommensdrittel, die in der äquivalisierten 

Darstellung 2015 einen geringeren Anteil an Kindern auf­

weisen als 2010, Einkommensanteile verlieren (-2,4 Pro­

zentpunkte) . Die bedarfsgeprüften Leistungen wirken 

zwar stark von oben nach unten umverteilend, haben 

aber aufgrund ihres geringen Volumens nur einen ge­

ringen Effekt auf die Ungleichheitsreduktion. In Summe 

fällt der Gi n i-Koeffizient vom Ü berga ng des Bruttoma rkt­

einkommens einschließlich Pensionen (Primäreinkom­

men) zum Primäreinkommen einschließlich aller mone­

tären Sozialleistungen (Bruttogesamteinkommen) nur 

um 0,02 Punkte auf 0,35 (Übersicht 4) . 

,84 Der Kakwani-Index ist definiert als Differenz zwischen dem Konzentrationskoeffizienten der Abgabe bezogen auf dos Bruttoein­
kommen und dem Gini-Koeffizienten des Bruttoeinkommens. Für ein progressives Abgabensystem ist der Kakwani-Index größer 
als 0, für ein regressives System kleiner als O. Ein Wert von 0 impliziert ein proportionales Abgabensystem Der Suits-Index misst 
unmittelbar die Konzentration der Abgabenlost bezogen auf die Konzentration der Bruttoeinkommen. Dadurch ist sein Wertebe ­
reich normiert auf +1 bei volls tändiger Abgabenprogression und 1 bei vollständiger Regression. 
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15. MONETÄRE EINKOMMENSUMVERTEILUNG DURCH DEN STAAT 2010 UND 2015 

Übersicht 4: Monetäre Einkommensumverteilung 

Bruttogesamt- Verfügbare Ein-

Bruttomarkt-
einkommen kommen (Brutto-

Haushaltsbrutto- Bruttomarkt-
einkommen und 

(Bruttomarkt- gesamteinkommen 
gesamteinkommen einkommen 

Pensionen 
einkommen abzüglich Einkom-

einseht. monetäre mensteuer, KESt 
Sozialleistungen) und Sozialbeiträge) 

2010 2015 2010 2015 2010 2015 2010 2015 

Dezil Anteile in % (äquivalenzgewichtet) 

1. 1,0 1,0 1,5 1,5 2,5 2,6 3,3 3,5 

2. 2,0 2,1 3,6 3,5 4,3 4,3 5,5 5,6 

3. 3,2 3,1 5,1 5,1 5,6 5,6 6,7 6,9 

4. 4,5 4,6 6,3 6,5 6,6 6,7 7,7 7,8 

5. 6,3 6,1 7,6 7,7 7,8 7,9 8,6 8,7 

6. 8,2 8,5 9,1 9,1 9,1 9,0 9,6 9,6 

7. 10,7 10,8 10,8 10,8 10,4 10,4 10,7 10,7 

8. 13,9 13,6 13,0 12,8 12,4 12,1 12,1 11,9 

9. 18,3 18,0 16,2 16,0 15,3 15,1 14,1 13,9 

10. 31,9 32,3 26,7 27,0 26,1 26,3 21,7 21,6 

Terzil 

1. 7,6 7,6 12,1 12,1 14,5 14,6 16,4 18,4 

2. 24,4 24,6 28,1 28,3 28,2 28,2 31,1 30,6 

3. 67,9 67,8 59,8 59,6 57,4 57,2 52,5 51,0 

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

in Mrd . EUR (nicht äquivalenzgewichtet) 

Insgesamt 167,6 195,1 209,7 246,4 223,9 261,5 147,9 168,1 

Verteilungsmaße (äquivalenzgewiehtet) 

Gini 0,52 0,53 0,37 0,37 0,35 0,35 0,28 0,27 

Perzentilrelationen 

P90/ PI0 31,128 33,727 6,128 6,206 5,090 5,160 3,486 3,301 

P90/ P50 2,878 2,856 2,193 2,184 2,118 2,122 1,769 1,732 

PI0/ P50 0,092 0,085 0,358 0,352 0,416 0,411 0,508 0,525 

Q: EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen. 

Äquivalenzgewichtung nach der EU-Skala (s. Anhang). 
Sozialbeitröge setzen sich aus Arbeitnehmerj innen- und Arbeitgeberj innenanteil zusammen. 
Oezile und Terzile des Bruttoöquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen (Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen) und staatlichen und privaten Transfers). 
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15. MONETÄRE EINKOMMENSUMVERTEILUNG DURCH DEN STAAT 2010 UND 2015 

Schließlich stellen die letzten beiden Spalten in Über­

sicht 4 den Umverteilungseffekt durch Sozialbeiträge 

und Einkommensteuer dar. Obwohl es zwischen 2010 

und 2015 keine nennenswerten Reformen im Bereich 

der Einkommensteuer und der Sozialabgaben gegeben 

hat und die Verteilung der Arbeitnehmerj innenentgelte 

relativ stabil geblieben ist, stieg der Anteil des Einkom­

mens nach Sozialabgaben und Einkommensteuer im 

unteren Terzil zwischen 2010 und 2015 von 16,4% auf 

18,4%. Das mittlere und obere Terzil verloren entspre­

chend Anteile. Der Gini-Koeffizient sank beim Übergang 

vom Bruttogesamteinkommen zum verfügbaren Ein­

kommen 2015 um 0,08 Punkte auf 0,27. Gleichzeitig deu­

ten Progressionsmaße für 2015 auf eine weniger progres­

sive Wirkung der Einkommensteuer als 2010 hin (Kapitel 

4). Interessanterweise geht diese Entwicklung mit einem 

höheren Beitrag zum Abgabenaufkommen bzw. einem 

höheren Anteil an Personen mit einem zu versteuernden 

Einkommen über dem Grundfreibetrag im unteren und 

mittleren Einkommensdrittel einher (s. Kapitel 4). Der 

Anteil am Abgabenaufkommen der Haushalte im oberen 

Einkommensdrittel ist hingegen gefallen. 

Abbildung 6 fasst den Umverteilungseffekt nach Ter­

zilen des Gesamteinkommens bildhaft zusammen. Die 

Haushalte im unteren Einkommensdrittel erhielten 

2015 8% des Markteinkommens und 18% des verfüg­

baren Einkommens; auf das mittlere Einkommensdrit­

tel entfielen 25% des Markteinkommens und 31% des 

verfügbaren Einkommens; die Haushalte im oberen 

Einkommensdrittel verfügten über 68% der Marktein­

kommen und 51% des verfügbaren Einkommens. Im 

Vergleich zu den Ergebnissen der jüngsten WIFO-Um­

verteilungsstudie für das Jahr 2010, die auch die Um­

verteilung durch öffentliche Sachleistungen berück­

sichtigt, sind die öffentlichen Transfers, wenn nur die 

monetären Sozialleistungen in Betracht gezogen wer­

den, deutlich gleichmäßiger auf die Terzile verteilt. Auf 

die Haushalte im mittleren Terzil entfiel mit 38% der 

größte Anteil der monetären Sozialleistungen, gefolgt 

von den Haushalten im oberen Terzil (32%) und im un ­

teren Terzil (30%). Der Anteil der Sozialabgaben und 

Einkommensteuer ist hingegen in den einzelnen Ter­

zilen weitgehend proportional zum Anteil der Markt­

einkommen (l. Terzil : 6%; 2. Terzil: 25%; 3. Terzil: 70%). 
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15. MONETÄRE EINKOMMENSUMVERTEILUNG DURCH DEN STAAT 2010 UND 2015 

Abbildung 6: Gesamteffekt der monetären Umverteilung nach Terzilen 2015 
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Q. EU-SILC, HFCS, WIFO-Berechnungen. 

Berechnungen basieren auf nach der EU-Skala öquivalenzgewichteten Werten. 
Terzile des Bruttoöquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen (Erwerbs- und Vermögen­
seinkommen) und staatlichen und privaten Transfers. 

Übersicht 5 stellt abschließend die Entwicklung der 

Ungleichheit Österreichs im internationalen Vergleich 

dar. Ersichtlich ist, dass sich Österreich hinsichtlich 

der Entwicklung der Verteilung der verfügbaren Haus­

haltseinkommen (gemessen anhand des Gini-Koeffizi­

enten) in den Krisenjahren 2010 bis 2015 dadurch aus-

zeichnet, dass deren Ungleichheit nicht gestiegen ist. 

Im Gegenteil gehört Österreich gemeinsam mit Groß­

britannien, Belgien und Finnland zu jenen Ländern , 

in denen der Gini-Koeffizient zwischen 2010 und 2015 

gefallen ist. 
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15. MONETÄRE EINKOMMENSUMVERTEILUNG DURCH DEN STAAT 2010 UND 2015 

Übersicht 5: Vergleich der Gini -Koeffizienten des verfügbaren Äquivalenzeinkommens der EU-lS 

2010 2011 2012 2013 2014 2015 
Veränderung 
2010-2015 ' 

in % in pp 

EU-lS 30,6 30,9 30,4 30,5 30,9 n.v. +0,3 

EU-28 30,5 30,8 30,4 30,5 30,9 n.v. +0,4 

Belgien 26,6 26,3 26,5 25,9 25,9 26,2 -0,4 

Dänemark 26,9 26,6 26,5 26,8 27,7 27,4 +0,5 

Deutschland 29,3 29,0 28,3 29,7 30,7 n.v. +1,4 

Finnland 25,4 25,8 25,9 25,4 25,6 25,2 -0,2 

Frankreich 29,8 30,8 30,5 30,1 29,2 n.v. -0,6 

Griechenland 32,9 33,5 34,3 34,4 34,5 34,2 +1,3 

Großbritannien 32,9 33,0 31,3 30,2 31,6 32,4 -0,5 

Ita lien 31,7 32,5 32,4 32,8 32,4 n.v. +0,7 

Irland 30,7 29,8 29,9 30,0 30,8 n.v. +0,1 

Luxemburg 27,9 27,2 28,0 30,4 28,7 n.v. +0,8 

Niederlande 25,5 25,8 25,4 25,1 26,2 26,4 +0,9 

Österreich 28,3 27,4 27,6 27,0 27,6 27,2 -1,1 

Portugal 33,7 34,2 34,5 34,2 34,5 34,0 +0,3 

Schweden 24,1 24,4 24,8 24,9 25,4 n.v. +1,3 

Spanien 33,5 34,0 34,2 33,7 34,7 34,6 +1,1 

Q: Eurostat. 

pp steht für Prozentpunkte. 
n.v. steht für nicht vorhanden. 
I bzw. letztverfügbares Jahr 

15.6 Steuerreform 2015/16 Die in der Simulation berücksichtigten Änderungen in 

den steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Rege-

Am 7. Juli 2015 wurde das Steuerrefo rmgesetz 2015/16 lungen werden in Übersicht 6 dargestellt, in dem die 

mit dem Ziel beschlossen, Lohn- und Ei nkommensteu- Regelungen vor (Basisszenario) und nach (Reform -

erpflichtige spürbar zu entlasten185• Das WIFO hat auf szenario) Einführung der Steuerreform gegenüberge-

Basis seines Mikrosimu lationsmodells eine Ex-ante stellt werden . 

Evaluierung der Verteilungs- und Aufkommenswirkun -

gen dieser Refo rm vorgenommen (Rocha-Akis, 2015). 

185 Eine Auf/istung der beschlossenen Maßnahmen und deren Volumen findet sich in Schrotzenstaller (20158). 
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Übersicht 6: In der Simulation berücksichtigte Veränderungen der steuerrechtlichen Regelungen durch die 

Steuerreform 2015/16 

2016 

Einkommens­
steuertarif1 

Basisszenario 

Zu versteuernde 
Einkommensteile 

(Jahreseinkommen) 
in EUR 

Obis 11.000 

11.001 bis 25.000 

25.001 bis 60.000 

Ab 60.001 

Nomineller 
Steuersatz in % 

0,0 

36,5 

43,214 

50,0 

Reformszenario 

Zu versteuernde 
Einkommensteile Nomineller 

(Jahreseinkommen) Steuersatz in % 
in EUR 

Obis 11.000 0,0 

11.001 bis 18.000 25,0 

18.001 bis 31.000 35,0 

31.001 bis 60.000 42,0 

60.001 bis 90.000 48,0 

90.001 bis 1,000.000 50,0 

Ab 1,000.001 55,0 

Negativsteuer: Rückerstattung eines Teiles der Arbeitnehmer/innenbeiträge zur gesetzlichen 
Sozialversicherung2 

Unselbständig 
Beschäftigte 

Pensionistinnen 
und Pensionisten 

Summe aus Arbeit­
nehmer- und Ver­
keh rsa bsetzbetrag 

Kinderfreibetrag 

Von einem 
Elternteil 
beansprucht 

Von beiden 
Elternteilen 
beansprucht 

Höchstbeitrags­
gundlage zur 
Sozialversicherung 

Q: Rocha-Akis (2015). 

10%, höchstens 110 EUR p. a. 50%, höchstens 400 EUR p. a. 

Kein Anspruch 50%, höchstens 110 EUR p. a. 

in EUR 

345 400 

220 440 

132 

4.740 4.840 

I Eine genaue Aufschlüsselung des Einkommensteuertarifs einschließlich Solidarbeitrag ist Schratzenstaller (20158) zu entnehmen. 
2 Der Pendlerzuschlag wird nicht simuliert. 
3 Annahme zum Zeitpunkt der Erstellung der Simulation. 263 EUR. Die Änderung des Einkommensteuergesetzes § 106a, Erhöhung 

des Kinderfreibetrages auf 300 EUR jährlich pro Elternteil, trat mit 15.08.2015 in Kraft. 
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15. MONETÄRE EINKOMMENSUMVERTEILUNG DURCH DEN STAAT 2010 UND 2015 

Die Ergebnisse dieser Analyse werden hier zusammen­

gefasst: 

Unter der Annahme einer vollständigen Inanspruch­

nahme der Negativsteuer ist nach den Simulations­

ergebnissen durch die Anpassung des Lohn- und Ein ­

kommensteuertarifs, die Anhebung und Ausweitung 

der Negativsteuer, die Anhebung des Kinderfreibetra­

ges, die Integration des Arbeitnehmer/ innenabsetz­

betrages in den Verkehrsabsetzbetrag (und dessen 

Erhöhung) sowie die Anhebung der Höchstbeitrags­

grundlage in der Sozialversicherung in Summe mit 

einem Einnahmenausfall von 4,94 Mrd . EUR zu rech ­

nen. Zu mehr als der Hälfte des Einnahmenausfalles 

(rund 56%) werden dadurch die Haushalte im oberen 

Drittel der äquivalenten Nettohaushaltseinkommen 

entlastet. 32% entfa llen auf das mittlere Drittel und 

12% auf das untere. 

Die Nettoeinkommen steigen absolut und relativ zum 

Nettoeinkommen im Basisszenario sowohl mit der 

Höhe des Nettoindividualeinkommens als auch mit 

der Höhe des verfügbaren äquivalenten Haushaltsein­

kommens. Die relativ höchsten Nettoeinkommens­

zuwächse verzeichnen Haushalte im siebenten bis 

neunten Dezil der Verteilung der Nettohaushaltsein­

kommen. Während in den unteren zwei Dezilen nur 

wenige Haushalte begünstigt sind, da sie über ein zu 

geringes Einkommen verfügen, profitieren in der obe­

ren Hälfte der Verte ilung nahezu alle Haushalte von 

dieser Reform 186
• 

In Rocha -Akis - Steiner - Zulehner (2016) wird unter­

sucht, inwiefern sich der Progressions- und Umver­

teilungsgrad des österreichischen Steuer- und Sozial­

abgabensystems zwischen 2007 und 2016 geändert 

hat. Um die Auswirkungen von Reformen zu isolieren, 

wird die Bevölkerungs-, Erwerbs- und Konsumstruk­

tur der privaten Haushalte als konstant angenommen 

(Referenzjahr ist das Jahr 2010). Demnach führt die 

Steuerreform 2015/16 zu einem höheren Progressi­

ons- und Umverteilungsgrad der Einkommensteuer. 

Allerdings erhöht sich die Belastung durch Sozialbei ­

träge in den unteren Dezilen, während sie in den obe­

ren Dezilen sinkt. Zudem bewirkt der starke Anstieg 

der Miet- und Lebensmittelpreise für die niedrigen 

Einkommen eine zunehmende Belastung durch indi ­

rekte Steuern . Insgesamt bleibt die Umverteilungs­

wirkung des Abgabensystems nahezu konstant, da 

die reforminduzierte stärkere Progressionswirkung 

der Einkommensteuer durch die Abschwächung der 

Umverteilungswirkung durch die weitaus gewichtige­

ren Sozia lbeiträge und indirekten Steuern aufgehoben 

wird . 

In welchem Ausmaß sich die Umverteilungswirkung 

des Abgabensystems mit Einführung der Steuerre­

form tatsächlich geändert hat, hängt in einem nicht 

unwesentlichen Maß von den Änderungen in der Be­

völkerungsstruktur (Alterung, Migration, Fertilität), 

der Erwerbsstruktur (Partizipation, Arbeitszeit) und 

Konsumstruktur ab. Insofern lassen sich endgültige 

Aussagen über die Verteilung und Umverteilung der 

Einkommen durch den Staat im Jahr 2016 erst in einer 

ex-post Eva luierung bzw. auf Basis rezenterer Daten 

ausmachen. Die zwischen 2010 und 2015 festgestell ­

te schwächere Progressionswirkung der Einkommen­

steuer (Kapitel 4) dürfte sich durch die veränderten 

steuerrechtlichen Regelungen (und insbesondere 

durch den modifizierten Einkommensteuertarif) im 

Zuge der Steuerreform jedenfalls umgekehrt haben. 

186 Ähnliche Ergebnisse lieferten die Untersuchungen vom Österreichischen Parlament, Budgetdienst (2016). 
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15.7 Zusammenfassung und 
Schlussfolgeru ngen 

Die Verteilung der Bruttomarkteinkommen der priva ­

ten Haushalte in Österreich, die zwischen 2005 und 

2010 deutlich ungleicher geworden ist, verharrt seit­

dem auf einem hohen Niveau: Die 10% einkommens­

stärksten Haushalte verfügten im Jahr 2015 im Durch­

schnitt über einen Markteinkommensanteil, der 32 

Mal höher war als jener, der auf die 10% einkommens­

schwächsten Haushalte entfiel. Während die Sprei­

zung der Arbeitnehmerj innenentgelte und der Vermö­

genseinkommen (einschließlich imputierter Mieten) 

zwischen 2010 und 2015 leicht zurückging, nahm die 

Ungleichheit im Bereich der Selbständigeneinkom­

men deutlich zu. Getragen war diese Entwicklung 

durch eine Zunahme der Konzentration an Selbständi­

gen im unteren Drittel derVerteilung der Haushaltsein­

kommen . 

oben nach unten aus, haben aufgrund ihres geringen 

Volumens aber einen untergeordneten Einfluss auf die 

Gesamteinkommensverteilung. Zwischen 2010 und 

2015 ist im Bereich der Arbeitslosenversicherungs-, 

der ausbildungsbezogenen Leistungen und der Wohn­

beihilfe eine etwas stärkere Konzentration auf die un­

teren Dezile zu verzeichnen. Auffallend ist der deutlich 

höhere Anteil an Notstandshilfebeziehenden in den 

Haushalten im unteren Einkommensdrittel, der mit 

der Verfestigung der Arbeitslosigkeit in Zusammen­

hang steht. 

Das österreichische Abgabensystem hängt im interna­

tionalen Vergleich in einem sehr hohen Ausmaß von an 

den Faktor Arbeit gekoppelten Sozialabgaben ab. Ein ­

kommensteuern und vermögensbezogene Steuern, 

die deutlich zur Progressivität des Abgabensystems 

beitragen, spielen hingegen eine weitaus geringere 

Rolle. Zwischen 2010 und 2015 hat sich die Progressi -

onswirkung der Einkommensteuer verringert. Gleich-

Die monetäre Einkommensumverteilung durch Steu - zeitig hat sich der Beitrag zum Sozialbeitrags- und Ein-

ern, Sozialabgaben und Transfers führt dazu, dass die kommensteueraufkommen der Haushalte im unteren 

verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte deut- und mittleren Einkommensdrittel erhöht. Etwa 30% 

lich gleichmäßiger verteilt sind als die Bruttomarkt- der Ungleichheitsreduktion ist auf die Umverteilung 

einkommen. Der Gini-Koeffizient betrug 2015 für die über das Einkommensteuer- und Sozialabgabensys-

Bruttomarkteinkommen 0,53 und reduzierte sich nach tem zurückzuführen . Allerdings konnten die stark re-

der monetären Umverteilung auf 0,27187
• Über 60% der gressiven indirekten Steuern, die einen hohen Anteil 

monetären Ungleichheitsreduktion erfolgte über die am Abgabenaufkommen ausmachen, in diesem Bei-

Pensionsversicherungsleistungen. Die Umverteilungs- trag nicht berücksichtigt werden, da keine rezenten 

wirkungen der monetären Familien -, Arbeitslosen -, Konsumerhebungsdaten verfügbar sind. Die Umver-

Kranken-, Ausbildungsleistungen sowie der Leistun- teilungswirkung durch das Abgabensystem wird in 

gen gegen soziale Ausgrenzung und die Wohnbeihil- dieser Hinsicht folglich überschätzt. 

fe trugen hingegen nur zu etwa 8% der Verringerung 

des Gini-Koeffizienten bei. Die bedarfsgeprüften Lei- Neuere Untersuchungen zeigen, dass das Einkom-

stungen wie die Bedarfsorientierte Mindestsicherung mensteuersystem durch die Tarifänderungen im Zuge 

lösen zwar eine starke Umverteilungswirkung von der jüngsten Steuerreform deutlich progressiver ge-

187 Würden neben den monetören Transfers auch die sozial- und wohlfahrtsstaatlichen Sachleis tungen (wie die Gesundheits- und 
Bildungsleistungen) in die Analyse einbezogen, würde dos Ausmaß der gemessenen Um verteilung höher ausfallen. 
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worden ist188
• Die Umverteilungswirkung durch die 

gewichtigeren Sozialbeiträge hat sich hingegen in den 

letzten Jahren abgeschwächt, während die Belastung 

durch indirekte Steuern in den einkommensschwäche­

ren Haushalten gestiegen ist. Diese Ergebnisse basie­

ren auf der Annahme einer konstanten Bevölkerungs-, 

Erwerbs- und Konsumstruktur (Basisjahr 2010). Da die 

tatsächliche Belastung durch Abgaben maßgeblich 

von den Veränderungen in diesen Strukturen abhängt, 

ist der Einfluss der Reform auf die tatsächliche Vertei­

lung der Steuerlast ei ne empirische Frage, die sich nur 

auf der Grundlage aktueller Daten beantworten lässt. 

Die zwischen 2010 und 2015 festgestellte schwächere 

Progressionswirkung der Einkommensteuer (Kapitel 4) 

Haushalte. Neuere Untersuchungen zeigen, dass sich 

die Verbraucherpreise für Haushalte mit unterschied ­

lichen Merkmalen unterschiedlich entwickeln189 und 

Preissteigerungen in wichtigen Ausgabenkategorien 

wie etwa Wohnungsmieten und Nahrungsmittel ein ­

kommensschwächere Haushalte überdurchschnittlich 

stark belasten19o • Insofern nimmt die individuelle Kauf­

kraft einen großen Stellenwert für die wahrgenomme­

ne relative Wohlstandssituation der Haushalte ein und 

sollte in weiteren Studien komplementär aufgegriffen 

werden . 
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Anhang - Methode und Datengrundlage 

Der Analyse liegen die Verwaltungsdatensätze des EU -

SILC (European Union Survey on Income and Living 

Conditions) der Wellen 2011 und 2014 zugrunde. Diese 

enthalten neben Informationen über die Zusammen­

setzung der Haushalte sowie soziodemographische 

Merkmale auch monatsbezogene Daten des Vorjah ­

res zu der Hauptaktivität (unselbständige und selb­

ständige Erwerbstätigkeit, Pension, Arbeitslosigkeit, 

Elternkarenz, etc.) und den Vorjahreseinkommen aus 

unterschiedlichen Quellen einschließlich öffentlicher 

Geldleistungen der einzelnen Haushaltsmitglieder 

bzw. des Haushalts (Statistik Austria , 2014). Die Ab ­

gaben werden mit dem WIFO-Mikrosimulationsmodell, 

letztverfügbaren Daten des HFCS (Household Finance 

and Consumption Survey) in den Datensatz integriert. 

Das verfügbare Nettoeinkommen der einzelnen Perso­

nen wird somit für jede Beobachtung in der Stichprobe 

unter Berücksichtigung des individuellen Haushalts-

kontexts (Partnereinkommen, Zahl und Alter der Kin -

der usw.) berechnet193
• Im Allgemeinen beziehen sich 

die verwendeten Einkommensdaten jeweils auf das 

Vorjahr, also auf die Jahre 2010 und 2013. Für die Un-

tersuchung des Jahres 2015 werden die Einkommen 

und die Sozialleistungen fortgeschrieben 194
. Auf dieser 

Basis werden die Abgaben für das Jahr 2015 mit dem 

WIFO-Mikrosimulationsmodell berechnet. 

das die wichtigsten Bestandteile des österreich ischen Im Hinblick auf die Abgabenbelastung wird angenom-

Steuer-, Sozialversicherungs- und Transfersystems men, dass die Einkommensteuer und die Arbeitneh -

umfasst, für die jeweiligen Jahre berechnet. Neben mer/ innenbeiträge zur Sozialversicherung von den 

den Sozialabgaben für untersch iedliche Berufs- und Unselbständigen, denen sie zugerechnet werden, 

Altersgruppen wird auf dieser Basis für jede Person getragen werden. Auch hinsichtlich der Arbeitgeber/ 

im Datensatz die Lohn- und Einkommensteuerschuld innenbeiträge zur Sozialversicherung wird , wie in 

auf der Grundlage der relevanten steuer- und sozial- der VGR üblich, eine Überwälzung auf die Arbeitsein-

rechtlichen Regelungen simuliertl9l
. Im vorliegenden kommen unterstellt. Empirische Untersuchungen zur 

Beitrag wird der Großteil der monetären Sozialtrans- tatsächlichen ökonomischen Inzidenz von Sozialver-

fers aus EU-SILC entnommen192
• Die Einkünfte aus Zin - sicherungsbeiträgen liefern keine eindeutigen Ergeb-

sen und Dividenden werden durch Matching mit den nisse195
• 

191 Unter die Soziolbeiträge folien die orbei nehmer innen- und arbeitgeber/innenseitige Pensions-, Kranken-, Arbeitslosen- und Un­
fallversicherung, der Wohnbauforderungsbeirrag, die Arbeiterkammerumlage, der IESG-Zuschlag (Insolvenz-Entgeltsicherungs­
gesetz), der Dienstgeber- und Dienstgeberinnenbeitrag zum Familienlastenausgleichsfands, der Zuschlag zum Dienstgeber- und 
Dienstgeberinnenbeitrag, die Kommunalsteuer und der Beitrag zur betrieblichen Mitarbeitervorsorgekasse. Für die Simulation 
der Einkommensteuer werden neben dem Einkommensteuertarif und den diversen Steuerabsetz- und -freibeträgen die Nega­
tivsteuer, die Solidarabgabe, die Werbekostenpauschale, die Sonderausgabenpauschale sowie die steuerliche Absetzbarkeit der 
Kinderbetreuungskosten berücksichtigt. Oie Steuer auf Kapitalerträge (Kapitalertragsteuer) geht ebenfalls in die Simulation ein. 

192 Lediglich die Familienbeihilfe wird simuliert. 

193 Geringfügige Abweichungen zwischen den hier dargestellten Auswertungen für das Jahr 2010 und jenen in der letzten WIFO-Um­
verteilungsstudie (Rocha-Akis et al., 2016A) gehen auf methodische Unterschiede zurück (s Rocha-Akis-Steiner-Zulehner (2016B) 

194 Hierzu werden die nach Dezi/en verfügbaren Daten aus dem Einkommensbericht von Statistik Austria, die VGR, die Nichtfinanzi­
ellen Sektorkonten von Statistik Austria, EU-SILC und die WIFO-Konjunkturprognose als Quellen herangezogen. 

195 In einer Meta-Analyse aus 52 empirischen Untersuchungen kommen Melguizo und Gonz6lez-P6ramo (2013) zu dem Schluss, dass 
die Arbeitgeber/ innen in OECD-Ländern langfristig zwischen 66% und 90% der lohnbezogenen Abgaben in Form geringerer Läh­
ne auf die Arbeitnehmer/innen überwälzen. 
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Für die Einteilung der Haushalte in Einkommensgrup­

pen wird , ähnlich wie in Rocha -Akis et al. (2016) und 

Rocha-Akis - Steiner - Zulehner (2016), ein breites 

Einkommenskonzept, nämlich das des Bruttogesam­

teinkommens, verwendet. Dieses setzt sich für jeden 

Haushalt aus der Summe der Bruttomarkteinkom­

men (Arbeitnehmer/ innenentgelte einschließlich des 

Arbeitgeber/ innenanteils zur Sozialversicherung, 

Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit, Ver­

mögenseinkommen einschließlich des Mietwerts des 

selbstgenutzten Eigentums (imputierte Mieten), den 

öffentlichen monetären Transfers sowie den Renten 

aus privaten Systemen und den privaten Transfers 

zwischen privaten Haushalten zusammen. Zu den öf­

fentlichen monetären Transfers zählen, neben den Al­

terssicherungsleistungen, die Familien -, Arbeitslosen -, 

Kranken -, Ausbildungs-, Invaliditäts- und Hinterblie­

benenleistungen, sowie die Leistungen gegen soziale 

Ausgrenzung und die Wohnungsbeihilfe. Die Transfers 

zwischen privaten Haushalten setzen sich aus Unter­

haltszahlungen und sonstigen privaten Transfers zu ­

sammen. Um Haushalte unterschiedlicher Größe und 

Zusammensetzung vergleichbar zu machen, werden 

diese Haushaltseinkommen mit der international üb­

lichen EU -Skala (oder neuen OECD-Skala) gewich­

tet196 bzw. äquivalisiert und als bedarfsgewichtetes 

Pro-Kopf-Einkommen interpretiert. Im Folgenden 

werden die Verteilungen nach Dezilen und Terzilen des 

tailgrad - auch dahingehend, dass die indirekten Steu­

ern ausgeblendet werden, da die letzten verfügbaren 

Daten der Konsumerhebung aus dem Jahr 2009/10 

stammen und daher keine neuere Information über 

das Konsumverhalten der privaten Haushalte vor­

liegt. Zudem wird die staatliche Umverteilung du rch 

nicht-monetäre Sozialleistungen nicht berücksichtigt. 

Da die Konsumsteuern zu den aufkommensstärksten 

Steuern zählen, und die Haushalte mit geringen Ein ­

kommen überproportional belasten, wird die Umver­

teilungswirkung entsprechend unterschätzt. Anderer­

seits entfällt der Großteil der sozialen Sachleistungen 

auf die Bereiche Gesundheit (z.B. stationäre und am ­

bulante Gesundheitsversorgung), Bildung (z.B. Besuch 

einer Bildungseinrichtung) und Familie (z.B. instituti ­

onelle Kinderbetreuung) und kommt allen Haushal­

ten unabhängig von ihren Einkommen zugute, sodass 

deren relative Bedeutung für Haushalte mit niedrigen 

Einkommen deutlich höher ist als für Haushalte mit 

hohen Einkommen (ebenda). 

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass bei der 

Interpretation von geringen Anteilsverschiebungen 

zwischen den Quantilen Vorsicht geboten ist, da es 

sich zum einen bei den EU-SILC Daten um freiwilli ­

ge Haushaltsbefragungen und zum anderen bei den 

Auswertungen für 2015 um hochgerechnete Daten auf 

Basis des Einkommensjahres 2013 handelt, denen die 

Bruttogesamtäquivalenzeinkommens der privaten Annahme einer zwischen 2013 und 2015 konstanten 

Haushalte ausgewiesen197
• 

Die Umverteilungsanalyse unterscheidet sich von den 

großen bisherigen Umverteilungsstud ien des WIFO 

(Guger, 1987, 1996, Guger et al. , 2009, Rocha-Akis et al. , 

2016) - abgesehen von dem deutlich geringeren De-

Bevölkerungs- und Erwerbsstruktur zugrunde liegt. 

Im vorliegenden Beitrag werden insbesondere die Un­

terschiede zwischen 2010 und 2015 hervorgehoben. 

Detaillierte Beschreibungen der diversen Verteilungen 

für das Jahr 2010 finden sich in Rocha -Akis et al. (2016) 

und Rocha-Akis - Steiner - Zulehner (2016) . 

196 Demnach erhält die erste Person im Haushalt ein Gewicht von eins, weitere Personen im Alter van 14 Jahren oder darüber 0,5 und 
Personen unter 14 Jahren ein Gewicht von 0,3. 

19! Oie Haushalte werden nach der Höhe ihrer Bruttagesamtäquivalenzeinkommen aufsteigend sortiert und in zehn (Dezile) bzw. 
drei (Terzile) gleich große Gruppen geteilt. 
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Übersicht A: Verteilung der Personen nach Einkommensart 

Personen mit Bezug von .. . 

Unselbständigen- Selbständigen-
Einkommen-

Arbeitslosen-
steuerpflichtigem 

einkommen einkommen 
Einkommen 

leistungen 

Insgesamt 

2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 

Dezil in % in PP in % in PP in % in PP in % in PP 

1. 4,6 3,8 -0,7 3,7 6,8 +3,2 0,4 1,0 +0,6 15,8 17,0 +1,1 

2. 5,0 5,1 +0,2 5,9 6,4 +0,5 3,7 4,9 +1,3 15,6 14,3 -1,3 

3. 6,0 5,6 -0,4 8,2 8,5 +0,3 8,9 9,7 +0,8 11,8 11,5 -0,3 

4. 7,6 8,1 +0,5 10,3 9,5 -0,8 11,1 11,1 +0,0 11,1 11,0 -0,1 

5. 9,6 9,5 -0,1 11,2 9,5 -1,6 11,2 11,1 -0,1 10,3 11,1 +0,8 

6. 11,2 11,0 -0,2 11,0 10,1 -0,9 11,8 12,0 +0,1 10,1 11,0 +1,0 

7. 12,8 13,9 +1,0 10,7 11,4 +0,7 12,6 12,0 -0,6 8,7 9,7 +1,0 

8. 14,2 13,7 -0,4 10,4 10,5 +0,0 13,2 12,7 -0,5 7,9 6,0 -1,9 

9. 14,5 15,1 +0,6 11,7 11,7 +0,0 13,4 12,9 -0,5 5,0 4,7 -0,4 

10. 14,6 14,1 -0,5 17,0 15,6 -1,4 13,7 12,7 -1,1 3,6 3,6 +0,0 

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Terzil 

1. 18,0 17,2 -0,7 21,2 24,9 +3,7 16,5 19,0 +2,5 47,2 47,6 +0,4 

2. 34,5 35,3 +0,8 36,5 33,9 -2,6 38,9 38,5 -0,4 34,2 35,0 +0,8 

3. 47,5 47,5 -0,0 42,3 41,3 -1,1 44,5 42,5 -2,1 18,6 17,4 -1,2 

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Q. EU-SILC, WIFO -Berechnungen. 

BMS steht für Bedarfsorientierte Mindestsicherung. 
Diff. in pp steht für Differenz zwischen 2010 und 2013 in Prozentpunkten. 
" .. niedrige Fallzahl in der Stichprobe. 

Dezile und Terzile des Bruttoäquivalenzgesamteinkommens der privaten Haushalte (Summe aus Markteinkommen (Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen) und staatlichen und privaten Transfers . 
Einkommensteuerpflichtige Einkommen sind jährliche zu versteuernde Einkommen über dem Grundfreibetrag von 11. 000 EUR. 
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Personen mit Bezug von ... 
Kinder, für die Familienbeihilfe 

bezogen wird 

Arbeitslosenleistungen BMS und Pensions- Kinderbis Kinder bis 
(Fortsetzung) Sozialhilfe leistungen 18 Jahre 23 Ja hre 

Davon Arbeits- Davon Not-
losengeld standhilfe 

2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 2010 2013 Diff. 

in % in PP in % in PP in % in PP in % in PP in % in PP in % in PP 

12,0 12,5 +0,5 30,8 35,1 +4,3 38,4 36,3 -2,1 6,0 7,7 +1,6 9,4 8,9 -0,5 8,0 7,8 -0,2 

l3,8 12,9 -0,9 24,3 21,2 -3,1 31,7 26,8 -4,9 12,4 11,5 -0,9 9,8 10,4 +0,6 8,3 9,3 +1,0 

11,6 10,6 -1,0 11,2 15,3 +4,1 12,5 16,1 +3,6 14,4 14,8 +0,5 9,9 10,6 +0,8 9,2 9,6 +0,3 

12,2 12,3 +0,1 8,3 8,3 -0,0 l3,8 l3 ,8 -0,0 11,1 11,8 +0,7 10,9 11,6 +0,7 

11,0 11,2 +0,1 8,9 7,3 -1,6 12,0 l3,2 +1,2 l3 ,4 l3,1 -0,3 12,6 12,1 -0,5 

10,4 12,9 +2,4 6,9 5,0 -1,9 11,7 10,2 -1,5 12,8 l3,0 +0,2 12,5 12,3 -0,2 

10,0 11,0 +1,0 9,2 9,4 +0,2 10,4 10,5 +0,2 11,2 12,0 +0,8 

9,2 6,6 -2,6 7,7 7,9 +0,3 8,7 9,5 +0,9 10,4 10,4 +0,0 

5,3 5,6 +0,3 7,0 5,7 -1,2 8,2 7,1 -1,1 9,0 9,2 +0,2 

4,3 4,4 +0,1 5,8 5,7 -0,2 6,4 5,0 -1,4 7,8 5,7 -2,1 

100,0100,0 90,3 92,1 82,6 79,2 100,0100,0 100,0100,0 100,0100,0 

41,8 41,2 -0,6 68,9 76,0 +7,1 84,6 82,3 -2,3 37,2 38,2 +1,0 32,6 34,4 +1,8 28,9 30,8 +1,9 

37,1 38,8 +1,7 24,3 18,8 -5,5 9,2 11,4 +2,2 39,7 39,8 +0,0 40,7 40,3 -0,4 40,1 40,1 +0,0 

21,1 20,0 -1,1 6,8 5,2 -1,6 6,2 6,3 +0,1 23 ,1 22,1 -1,0 26,7 25,3 -1,4 31,0 29,1 -1,9 

100,0100,0 100,0100,0 100,0100,0 100,0100,0 100,0100,0 100,0100,0 
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16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

Die Erwerbsarbeitszeitlandschaft hat sich in den 

letzten Jahren nachhaltig verändert. Um sich ein 

umfassendes Bild von der Erwerbsintegration unter­

schiedlicher Gruppen am Arbeitsmarkt zu machen, 

reicht der Blick auf die Entwicklung der Beschäfti­

gungszahlen bzw. der Beschäftigungsquote nicht mehr 

aus - denn diese Kennzahlen basieren auf der Zählung 

von Köpfen oder Beschäftigungsverhältnissen. So im­

plizieren steigende Beschäftigungszahlen nicht mehr 

automat isch , dass gesamtgeseltschaftlich mehr be­

zah lte Erwerbsarbei t geleistet wird . Genauso ist es 

möglich , dass das Arbeitsvolumen sinkt oder gleich 

bleibt und von mehr Personen mit einer geringeren 

Erwerbsa rbeitszeit geleistet wird . 

16.1 Entwicklung des Arbeitsvolumens 

Die Za hl der aktiv unselbständig Beschäftigten198 ist 

in den letzten Jahren - mit Ausnahme des Krisen­

jahres 2009 - stetig gestiegen199
: Laut Arbeitskräfte­

erhebung (AKE) wuchs sie von 3,192 Mio. im Jahr 2005 

auf 3,532 Mio. im Jahr 2015, das entspricht einer Zu ­

nahme von 10,7%. Die Beschäftigung der Frauen er­

höhte sich mit 15,1% stärker als jene der Männer mit 

6,9%; der Frauenanteil unter den aktiv unselbständig 

Beschäftigten kletterte auf 47,5%. Das Arbeitsvolumen 

(einschließlich Zweittätigkeit) wuchs im Vergleichs­

zeitraum mit insgesamt 1,7% deutlich schwächer als 

die Beschäftigung - und zwar von 5.584,3 Mio. Stunden 

(2005) auf 5.677,3 Mio. (2015). Damit liegt es nach wie 

vor unter dem Vorkrisenniveau von 2008 (5.895,4 Mio. 

Stunden). Getragen wird der relativ schwache Anstieg 

der gesamtwirtschaftlich geleisteten Arbeitsstunden 

ausschließlich vom Arbeitsvolumenzuwachs der ak­

tiv unselbständigen Frauen (+6,8%), während das 

Arbeitsvolumen der aktiv unselbständig beschäftig­

ten Männer zurück ging und im Jahr 2015 unter dem 

Niveau von 2005 lag (-1,7%). 

Das Arbeitsvolumen in der VGR und der AKE 

Zahlen zum Arbeitsvolumen liefern die Volkswirt­

schaftliche Gesamtrechnung (VGR) und die Mikro­

zensus-Arbeitskräfteerhebung (AKE), mit vonein­

ander abweichenden Ergebnissen. Hintergrund dafür 

sind definitorische und methodische Unterschiede. 

Ein wesentlicher Unterschied besteht in der Grundge­

samtheit: Die AKE folgt dem Inländer/ innenkonzept, 

die VGR dem Inlandskonzept. Damit enthält die AKE 

alt jene Beschäftigten, die ihren Wohnsitz in Öster­

reich haben. Dies inkludiert Erwerbstätige, die im 

Inland wohnen, aber im Ausland einer Erwerbsar­

beit nachgehen (Auspendler/innen) und schließt 

Erwerbstätige aus, die im Ausland wohnen aber zu 

Erwerbszwecken nach Österreich kommen (Ein ­

pendler/innen). Genau umgekehrt verhält es sich bei 

der VGR, die die Produktion und Erwerbstätigkeit 

innerhalb der geografischen Grenzen Österreichs 

erfasst: Die Grundgesamtheit in derVGR enthält Be­

schäftigte aus dem Ausland, die für Erwerbszwecke 

nach Österreich einpendeln und schließt umgekehrt 

in Österreich wohn hafte Personen aus, die im Aus­

land einer Beschäftigung nachgehen. Gerade die 

Zahl der Einpendler/ innen ist in den letzten Jahren 

markant gestiegen, wodurch die Erwerbstätigkeit in 

198 Definition der Beschäftigung noch Labour Force Konzept. Erwerbstätig ist, wer in der Referenzwoche mind. eine Stunde gearbei­
tet hat. Karenz- und Kindergeldbeziehende bleiben bei den aktiv unselbständig Erwerbstätigen unberücksichtigt. 

199 Nach Geschlecht betrachtet sank die aktive unselbständige Beschäftigung der Männer laut AKE nicht nur 2009, sondern auch 
2014. Bei den Frauen stieg dagegen die Zahl der aktiv unselbständig beschäftigten laut AKE kontinuierlich, auch im Krisenjahr 
2009. 
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der AKE unterschätzt wird . Bei den unselbständig 

Beschäftigten gilt dies insbesondere ab 2011, dem 

Jahr der Arbeitsmarktöffnung für die EU-Beitritts­

länder des Jahres 2004. Dies dürfte auch der Grund 

dafür sein, dass das Arbeitsvolumen der Unselb­

ständigen laut VGR seit 2014 höher ausfällt als laut 

AKE (zwischen 2005 und 2013 lag das Arbeitsvolu­

men der Unselbständigen laut VGR stets unter je­

nem laut AKE) .200 

16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

Ungeachtet der tendenziellen Untererfassung des 

in Österreich erbrachten Arbeitsvolumens und da­

mit der Beschäftigung in der Arbeitskräfteerhebung 

basieren die folgenden Arbeitszeitbefunde auf der 

Arbeitskräfteerhebung, da diese detailliertere An­

gaben zur Arbeitszeit liefert. Die Auswertungen er­

folgen für die aktiv unselbständig Beschäftigten, 

Personen in Elternkarenz bleiben somit unberück­

sichtigt. 

Abbildung 1: Entwicklung des Arbeitsvolumens (AV) der aktiv unselbständigen Beschäftigung (USB) von 

Männern, Index 2005=100 
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Quelle' AKE- Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. Bevölkerung in Privothaushalten ohne Präsenz- und Zivildiener, ohne Personen in 
Elternkarenz (mit aufrechtem Dienstverhältnis). Erwerbstätige nach dem lW-Konzept. 

200 2005 betrug das geleistete Arbeitsvolumen der unselbständig Beschäftigten laut VGR 5.448,2 Mio. Stunden, das sind um 136,1 Mio. 
Stunden weniger als laut AKE (5.584,3 Mio. Stunden). 2011 lagen die Vergleichszahlen laut VGR bei 5.651,3 Mio. Stunden und damit 
um 101,3 Mio. Stunden unter dem AKE Arbeitsvolumen (5. 752,6 Mio. Stunden). Zwischen 2012 und 2015 stieg das Arbeitsvolumen 
laut VGR von 5.688,4 Mio. Stunden auf 5.696,4 Mio. Stunden (insgesamt +0,1%); in der AKE sank es kontinuierlich von 5. 746,5 Mio. 
Stunden auf 5.677,3 Mio. Stunden (insgesamt -1,2%). 

III-613-BR/2017 der Beilagen - Bericht - 05 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original) 25 von 98

www.parlament.gv.at



16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

Die im Vergleich zur Beschäftigungsdynamik schwa­

che Zunahme des Arbeitsvolumens201 der aktiv unselb­

ständig Beschäftigten geht auf mehrere Entwicklun­

gen zurück: 

• Erstens steigt insbesondere die Zahl der Angestell­

ten , deren - im Vergleich zu den Arbeiter/innen und 

öffentlich Bediensteten - höhere Teilzeitquote die 

durchschnittlich tatsächliche geleistete Arbeitszeit 

drückt (Famira - Mühlberger - Fuchs, 2013). 

• Zweitens nimmt - insgesamt und pro Kopf - die Zahl 

der geleisteten Überstunden und Mehrarbeitsstun­

den 202 ab (siehe Abbildung 1 und Abbildung 2). Wurde 

2005 noch 6,4% des Arbeitsvolumens (in der Haupt­

tätigkeit) im Rahmen von Überstunden erbracht, 

sank der Anteil bis 2015 auf 4,5% .203 Das abnehmen­

de Volumen an Überstunden geht auf die kleiner 

werdende Zahl an Überstundenleistenden (-9,6% ) 

und den Rückgang in der durchschnittlichen Zahl an 

Überstunden pro Überstundenleistenden (von 9,2 

auf 7,2 Stunden pro Woche) zurück. 204 

Der Rückgang der geleisteten Überstunden spiegelt 

sich auch in der durchschnittlich tatsächlich ge­

leisteten Arbeitszeit von Vollzeitkräften wider: Sie 

sank zwischen 2005 und 2015 um 2 Stunden von 37,2 

auf 35,2 Stunden pro Woche. 20s Trotz zunehmender 

Zahl an Vollzeitbeschäftigten (+1,7% )206 ging damit 

das im Rahmen von Vollzeitjobs erbrachte Arbeits­

volumen zurück (siehe Abbildung 1 und Abbildung 2). 

• Drittens steigt die im Rahmen von Teilzeitjobs ge­

leistete Summe an Arbeitsstunden rapide (siehe 

Abbildung 1 und Abbildung 2), bei in etwa gleich 

bleibender durchschnittlicher Wochenarbeitszeit von 

Teilzeitkräften (18,1 Stunden). Infolgedessen steigt 

die Zahl der Teilzeitbeschäftigten stark an (+43,4%). 

201 In der AKE wird zwischen dem Arbeitsvolumen in der Haupt- und Nebentötigkeit unterschieden. Beim Arbeitsvolumen in der 
Haupttötigkeit wird zwischen Vol/- und Teilzeitjobs (Zuordnung aufgrund einer Selbsteinschötzung) differenziert. Darüber hinaus 
wird dos Überstunden- bzw Mehrarbeitsvolumen in der Haupttötigkeit ausgewiesen. Dem Arbeitsvolumen in der Zweittötigkeit 
kommt, gemessen am gesamten geleisteten Arbeitsvolumen (2015: Frauen 1,3%, Mönner 1,5%), nur eine geringe Bedeutung zu. 
Im Betrochtungszeitraum sank es bei den Mönnern und blieb bei den Frauen in etwa stabil. 

202 Im Folgenden wird die Bezeichnung "Überstunden" synonym für Überstunden und Mehrarbeitsstunden verwendet. 

203 Bei den Mönnern sank der Anteil der Über- oder Mehrarbeitsstunden, gemessen on den geleisteten Arbeitsstunden in der Haupt­
tötigkeit, von 7, 7% auf 5,4%. Bei den Frauen von 4,5% auf 3,3%. 

204 Bei den Mönnern sank die Zahl der Überstundenleistenden um 11,3%, bei den Frauen um 6,1%. Die Zahl der geleisteten Über­
stunden sank um 2,2 Stunden auf 7, 7 bei den Mönnern, und um 1,3 Stunden auf 6,4 Stunden bei Frauen. 

205 Bei den Frauen um 1,6 Stunden auf 33,9 Stunden pro Woche. Bei den Mönner um 2,2 Stunden auf 35,9. 

206 Die Zahl der vol/zeiterwerbstötigen Frauen stieg zwischen 2005 und 2015 um 0,7% (Mönner +2,3%). 
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16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

Abbildung 2: Entwicklung des Arbeitsvolumens (AV) der aktiv unselbständigen Beschäftigung (USB) von 

Frauen, Index 2005=100 
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Quelle: Mikrozensus - Arbeitskräfteerhebung, WIFO- Berechnungen. Bevölkerung in Privathaushalten ohne Prösenz- und Zivildiener, 
ohne Personen in Elternkarenz (m it aufrechtem Dienstverhältnis). Erwerbs tätige noch dem lW-Konzept. 

Gesamtwirtschaftlich betrachtet konnte der Zuwachs 

im Arbeitsvolumen Teilzeitbeschäftigter (+43,2%) den 

Rückgang im Arbeitsvolumen Vollzeitbeschäftigter 

(-3,7%) mehr als kompensieren. Es zeigen sich jedoch 

geschlechtsspezifische Unterschiede: Das in Teilzeit 

erbrachte Arbeitsvolumen der unselbständig beschäf­

tigten Männern erhöhte sich zwischen 2005 und 2015, 

ausgehend von einem geringen Niveau, um 83,4% 

(70,9 Mio. Stunden) auf 155,8 Mio. Stunden, bei den 

Frauen um 37,1% (209,3 Mio. Stunden) auf 773,1 Mio. 

Stunden. Anders als bei den Frauen (Abbildung 2) 

reichte bei den Männern (Abbildung 1) der starke Zu ­

wachs jedoch nicht aus, um die Verluste im Arbeits­

volumen Vollzeitbeschäftigte r (Männer -3,6% bzw. 

-118,4 Mio. Stunden und Frauen -3,8% bzw. -61,3 Mio. 

Stunden zwischen 2005 und 2015) zu kompensieren . 

Insgesamt impliziert das Auseinanderdriften von Be­

schäftigung und Arbeitsvolumen in den letzten Jahren 

einen Rückgang der durchschnittlichen tatsächlich ge­

leisteten Arbeitszeit pro Woche; sie sank im Zeitraum 

2005 bis 2015 von 33,7 auf 30,9 Wochenstunden. 207 Bei 

den Frauen sank die durchschnittliche tatsächlich ge­

leistete Arbeitszeit um 2,1 Stunden auf 26,9 Stunden 

pro Woche, bei den Männern um 3,0 Stunden pro Wo­

che auf 34,6. Damit hat eine " individuelle" Arbeitszeit­

verkürzung und damit Arbeitsumverteilung stattge­

funden (Seifert, 2014). 

207 Durchschnittliche Arbeitszeit bezogen auf dos Arbeitsvolumen in der Haupt- und Nebentätigkeit. Wird dos Arbeitsvolumen in 
der Haupttätigkeit auf die Zahl der Erwerbstätigen verteilt, sank die durchschnittliche Arbeitszeit von 33,1 auf 30,5 Stunden pro 
Woche. 
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16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

16.2 Die Arbeitszeitlandschaft unselb­
ständig Beschäftigter 

Die skizzierte durchschnittliche Wochenarbeitszeit 

ist nicht zwangsläufig gleichmäßig über alle Erwerbs­

tätigen verteilt. Vielmehr zeigt sich eine deutliche He­

terogenisierung der Arbeitszeit: So ist ein Teil der Er­

werbspersonen von langen Wochenarbeitsstunden 

betroffen, die potenziell die Vereinbarkeit von Berufs­

und Privatleben erschweren und sich auf die Gesund­

heit208 auswirken, während andere - teilweise auch 

unfreiwillig - gar nicht oder in deutlich geringerem Um­

fang erwerbstätig sind. 

Wie stark unterscheiden sich die Arbeitszeiten von 

Männern und Frauen und warum? Gibt es Unter­

schied e nach verschiedenen Gruppen am Arbeits­

markt? Sind die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­

mer mit ihrem Arbeitszeitarrangement zufrieden? Und 

stellt die derzeitige österreichische Arbeitszeitland ­

schaft ein Spezifikum innerhalb der Europäischen Uni­

on dar? Diese Fragen werden im Folgenden auf Basis 

der wöchentlichen Normalarbeitszeit209 beantwor­

tet. Sie gibt die üblicherweise geleisteten Wochenar­

beitsstunden, inklusive regelmäßig geleisteter Über­

stunden und exklusive Mittagspausen von über einer 

halben Stunde an und hat - anders als die tatsächlich 

geleistete Arbeitszeit - keinen Bezug zur Referenzwo­

che, auf die sich die Befragung bezieht. Die tatsächlich 

geleistete Arbeitszeit, auf deren Basis das Arbeits­

vo lumen berechnet wird , bezieht sich demgegenüber 

auf die jeweilige Referenzwoche der Befragung. Sie 

liegt aufgrund von arbeitszeitverkürzenden Faktoren 

wie Urlaubstagen, Krankenständen oder Feiertagen 

im Durchschnitt deutlich unter der wöchentlichen 

Normalarbeitszeit. 

16.2.1 Entwicklung der Normalarbeitszeit 

Die durchschnittliche wöchentliche Normalarbeitszeit 

aktiv unselbständiger Beschäftigter lag 2015 in Öster­

reich bei 35,9 Stunden. Frauen gehen durchschnitt­

lich 31,6 Stunden einer Erwerbsarbeit nach, Männer 

- angesichts einer deutlich niedrigeren Teilzeitquote 

- im Schnitt 39,8 Stunden pro Woche. Daraus ergibt 

sich eine geschlechtsspezifische Arbeitszeitlücke von 

du rchschn ittlich 8,3 Stunden pro Woche für das Jahr 

2015. Die Durchschnittsbetrachtung von Arbeitszeiten 

verdeckt allerdings, dass sich die Arbeitszeitprofile 

versch iedener Gruppen am Arbeitsma rkt unterschei ­

den. Anhand von sechs Arbeitszeitkategorien soll das 

Phänomen der zunehmenden Heterogenität der Ar­

bei tszeitlandschaft abgebildet werden: Kurze Teilzeit 

mit bis zu 11 Wochenarbeitsstunden, Teilzeitarrange­

ments mit 12 bis 24 Stunden und lange Teilzeit mit 25 

bis 35 Wochenarbeitsstunden, Vollzeitarrangements 

mit 36 bis 40 Stunden pro Woche sowie überlange Voll ­

zeitarrangements mit 41 bis 59 Stunden bzw. 60 Stun­

den und mehrYo 

Gemäß den jüngsten Zahlen (2015) erweist sich bei 

den aktiv unselbständig beschäftigten Männern die 

Vollzeitbeschäftigung mit mindestens 36 Wochenstun ­

den nach wie vor als der Arbeitszeitstandard (siehe 

Übersicht 1): 61,3% der Männer arbeiten übl icherwei ­

se zwischen 36 und 40 Stunden pro Woche (im Durch­

schnitt 39,3 Stunden), weitere 25,2% zwischen 41 bis 

208 Für einen Literoturüberblick zu den Folgekosten longer Arbeitszeiten siehe Keil - Leoni (2011). 

209 Die Normolorbeitszeit ist nicht zu verwechseln mit der gesetzlichen oder kollektivvertroglichen Arbeitszeit. In Österreich beträgt 
die gesetzliche Normalarbeitszeit 40 Stunden pro Woche und 8 Stunden pro Tag. Zahlreiche kollektivvertrogliche Regelungen 
sehen jedoch kürzere Wochenarbeitszeiten vor (Eichmann et 01., 2010). 

210 Oie Verteilung der Beschäftigung zeigt starke Häufungspunkte bei 20,25 und 30 Stunden pro Woche sowie bei 39 bzw 40 Wochen­
stunden. 
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16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

59 Stunden (im Durchschnitt 46,5 Stunden) und 3,0% Prozentsatz der aktiv teilzeitbeschäftigten Männer mit 

60 Stunden und mehr. Im Gegensatz dazu liegt der 35 oder weniger Wochenstunden bei lediglich 10,3%. 

Übersicht 1: Entwicklung der Arbeitszeitprofile von Männern, 2005-2015 

Stundenkategorie 
Verteilung in % 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 
0-11 Stunden 1,5 1,7 1,7 2,0 2,2 2,3 2,3 2,4 2,6 2,9 3,0 

12-24 Stunden 2,2 2,2 2,1 2,5 2,6 2,6 2,7 2,7 3,0 3,0 3,3 

25-35 Stunden 2,4 2,5 2,5 2,6 3,1 3,2 3,0 3,2 3,6 3,7 3,9 

36-40 Stunden 59,6 60,0 60,1 60,1 59,9 61,4 62,0 61,3 61,7 62,1 61,3 

41-59 Stunden 26,8 26,8 27,3 27,0 27,0 25,5 25,6 26,3 25,2 24,8 25,2 

60+ Stunden 6,2 6,1 5,8 5,4 4,8 4,8 4,2 3,9 3,6 3,3 3,0 

stark schwankend 1,3 0,7 0,4 0,4 0,3 0,2 0,2 0,2 0,1 0,2 0,2 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO- Berechnungen. - Aktiv unselbständig beschäftigte Männer. Normalarbeitszeit in der Haupttätig-
keit. Werte für "stark schwankend" ob 2009 stark zufallsbehaftet bzw. statistisch nicht interpretierbar. 

Im Vergleich zu den Männern gibt es bei den aktiv 

unselbständig beschäftigten Frauen deutlich mehr 

Variation in den Arbeitszeitprofilen (siehe Übersicht 2): 

Zwar ist auch bei den Frauen die Arbeitszeitkategorie 

mit 36 bis 40 Stunden Erwerbsarbeit pro Woche rela­

tiv am häufigsten verbreitet, allerdings mit einem An ­

teil von 40,3% deutlich seltener als bei Männern. Und 

auch der Anteil der Frauen, die von überlangen Arbeits­

zeiten betroffen sind, fällt mit 10,2% markant niedri­

ger aus. Gleichzeitig kommt den Teilzeita rrangements 

wesentlich mehr Bedeutung zu : 7,8% der Frauen gehen 

einer Erwerbsarbeit in kurzer Teilzeit nach (im Schnitt 

7,5 Stunden wöchentlich), 19,2% sind zwischen 12 und 

24 Stunden tätig (im Schnitt 19,0 Stunden pro Woche) 

und 22,4% üben einen Job mit langer Teilzeit aus (im 

Du rchschnitt 29,4 Stunden pro Woche). Insgesamt ist 

damit bei den aktiv unselbständig beschäftigten Frauen 

- anders als bei den Männern - das Verhältnis zwischen 

Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigungsarrangements mitt­

lerweile beinahe ausgewogen. 2l1 Dies ist das Ergebnis 

einer Entwicklung, die mit Beginn der 1990er Jahre 

ihren Anfang genommen hat (Baierl - Kapella , 2014).212 

Zeitverzögert und von einem deutlich geringeren Ni­

veau ausgehend ist auch bei den Männern die Teilzeit­

quote gestiegen. Bei den Frauen ging der kontinuier­

liche Anstieg der Teilzeitbeschäftigung Hand in Hand 

mit einem Anstieg der Erwerbstätigkeit. Das bedeutet, 

dass die steigende Teilzeitbeschäftigung der Frauen 

weniger auf eine Verdrängung von Vollzeitbeschäfti ­

gung durch Teilzeitbeschäftigung zurückzuführen ist 

als vielmehr auf zusätzliche weibliche Arbeitskräfte 

am Arbeitsmarkt. Bei den Männern trifft dagegen die 

steigende Teilzeitquote auf eine stagnierende Be­

schäftigungsquote; somit kommt es tendenziell zu ei­

ner Substitution von Vollzeit durch Teilzeit. 

211 49,4% der aktiv unselbständig beschäftigten Frouen gaben 2015 on, weniger als 36 Stunden pro Woche zu arbeiten (Tel/zeit). Auf 
Basis der Selbsteinschätzung log die Teilzeitquote mit 47,9% geringfügig niedriger. 

212 Bis zum Ende der 1980er Jahre log die Tel/zeitquote der Frauen stabil bei rund 15% (Baierl- Kapella, 2014). 
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Übersicht 2: Entwicklung der Arbeitszeitprofile von Frauen, 2005-2015 

Stundenkategorie 
Verteilung in % 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

0-11 Stunden 6,6 6,7 6,7 7,2 7,5 7,5 7,5 7,5 7,4 7,7 7,8 

12-24 Stunden 17,6 18,7 18,5 17,9 18,5 18,6 18,9 18,8 18,6 19,7 19,2 

25-35 Stunden 17,6 17,7 17,9 18,8 19,1 19,7 19,7 20,7 21,4 21,6 22,4 

36-40 Stunden 44,6 44,4 44,2 43,6 42,9 42,4 42,8 41,6 41,8 40,6 40,3 

41-59 Stunden 11,1 10,3 10,7 10,7 10,6 10,3 9,9 10,1 9,6 9,3 9,4 

60+ Stunden 1,6 1,4 1,6 1,5 1,2 1,2 1,1 1,2 0,9 1,0 0,8 

stark schwankend 0,9 0,7 0,5 0,4 0,3 0,2 0,1 0,2 0,1 0,1 0,1 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Quelle AKE - Mikrozensus, WIFO- Berechnungen. - Aktiv unselbständig beschäftigte Frauen. Normalarbeitszeit in der Haupttätig-
keit Werte für "stark schwankend" ob 2008 stark zufallsbehaftet, ob 2011 statistisch nicht interpretierbar 

Insgesamt hat die Teilzeitbeschäftigung in den let zten 

zehn Jahren in allen drei Teilzeitkategorien relativ an 

Bedeutung gewonnen, und zwar sowohl bei den Män­

nern als auch bei den Frauen. Besonders dynamisch 

haben sich lange Teilzeitarrangements von Frauen 

entwickelt (+4,8 Prozent punkte) . Gleichzeitig blieb die 

durchschnittliche Arbe itszeit in den drei Teilzeitkate­

gorien in etwa konsta nt. 213 

16.2.2 Arbeitszeitprofile nach Branche, Berufe 

und Ausbildung 

Die Arbeitszeitprofile der aktiv unselbständig Beschäf­

tigten unterscheiden sich auch nach Sektoren (vgl. 

Abbildung 3). Dabei ist eine Polarisierung der Arbeit s­

zeiten zu beobachten : Branchen mit einem hohen An ­

teil an Beschäftigten mit kurzen Arbeitszeiten stehen 

Branchen mit einem hohen Anteil an Beschäftigten 

mit überlangen Arbeitszeiten gegenü ber. Zu den Bran ­

chen mit einem überdurchschnittlich hohen Anteil an 

Beschäftigten in kurzen Teilzeita rrangements von ma-

ximal 11 Stu nden Normalarbeitszeit pro Woche (Ge­

samtwi rtschaft 4,6%) zählen etwa das Beherbergungs­

und Gaststättenwesen (12,2%) sowie die Erbringu ng 

von sonstigen wirtschaft lichen Dienstleistungen 

(11,2%). Überlange Normalarbeitszeiten von 41 und 

mehr Stunden pro Woche (Gesamtwirtschaft 19,9%) 

sind vor allem im Informations- und Kommunikations­

wesen (32,7%), im Verkehrs- und Lagereiwesen (28,6%) 

sowie im Finanz- und Versicherungswesen (27,9%) 

stark verbreitet. 

213 Die durchschnitt/iche Normalarbeitszeit auf Arbeitsplätzen mit kurzer Teilzeit (bis 11 Stunde pro Woche) log 2015 bei 7,4 Stunden. 
Longe Teilzeitarrangements weisen im Durchschnitt eine Normalarbeitszeit von 29,6 Stunden pro Woche auf und bei Teilzeit­
arrangements mit 12 bis 24 Stunden sind es im Durchschnitt 18,9 Stunden pro Woche. 
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Abbildung 3: Arbeitszeitprofile aktiv unselbständig Beschäftigter nach Branchen (in%), 2015 

A Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

B Bergbau; D Energie-; E Wasserversorgung 

C Herstellung von Waren 

F Bau 

G Handel 

H Verkehr und Lagerei 

I Beherbergung und Gastronomie 

J Information und Kommunikation 

K Finanz- und Versicherungswesen 

L Grundstücks- und Wohnungswesen x 

M Freiberuf!., wissenschaft!. u. techno DL 7 

N Sonstigen wirtschaft!. Dienstleistungen 11 

o Öffentliche Verwaltung 

P Erziehung und Unterrichtswesen 5 

Q Gesundheits- und Sozialwesen 5 

R Kunst, Unterhaltung, Erholung 12 

24 x 

x 15* 

1.5 20 

i4 18 

18 26 

i5 15 

S Erbringung von sonstigen Dienstlesitungen ---
Gesamtwirtschaftl 

o 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100 

0-11 Stunden • 25-35 Stunden 
• 12-24 Stunden • 36-40 Stunden 

. 41-59 Stunden 

. 60+ Stunden 
• stark schwankend 

Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. Verteilung der aktiv unselbständigen Beschäftigung noch der wöchentlichen Nor­
molarbeitszeit. Frauen 15 bis 59 Jahre, Männer 15 bis 64 Jahre. - Wer te mit *: stark zufallsbehaftet. x: statistisch nicht interpretierbar; 
Werte für "stark schwankend" statistisch nicht interpretierbar 

1 Auf Grund der fehlenden Interpretierbarkeit werden die Branchen J Private Haushalte" und "U Exterritoriale Körperschaften" nicht 
gesondert darges tellt - in den Werten der Gesamtwirtschaft sind T und U enthalten. 

Arbeitszeitverhältnisse mit 36 bis 40 Stunden pro Wo­

che stellen einzig im Produktionsbereich den Arbeits­

zeitstandard dar: Rund zwei Drittel bis knapp drei 

Viertel der Beschäftigten im Bergbau, der Sachgüter­

produktion, der Energieversorgung und dem Bauwe­

sen fallen in diese Arbeitszeitkategorie, während in 

der Gesamtwirtschaft der Anteil bei 51,8% liegt. Da ­

bei handelt es sich um typische Männerbranchen mit 

einem geringen Frauenantei!. Im Dienstleistungssek-

tor sind die Arbeitszeitprofile dagegen heterogener. 

Der Großteil der Dienstleistungsbranchen weist über­

durchschnittlich hohe Teilzeitquoten auf (gesamtwirt­

schaftlicher Durchschnitt 27,2%), und zwar sowohl bei 

den Frauen als auch den Männern . 

Die Teilzeitquote differiert zudem stark nach der 

beruflichen Tätigkeit. Auf Ebene der Berufshaupt­

gruppen (ISCO-08) findet sich eine überdurchschnitt-
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lich hohe Konzentration an teilzeitbeschäftigten 

Frauen in Hilfs- und Dienstleistungsberufen: Knapp 

zwei Drittel der weiblichen Hilfsarbeitskräfte üben 

ihre Tätigkeit im Rahmen eines Teilzeitjobs aus, in 

den Dienstleistungsberufen haben rund 58% eine 

Teilzeitanstellung. Die geringste Teilzeitquote gibt es 

unter weiblichen Führungskräften und in den techni ­

schen Berufen des mittleren Qualifikationssegments 

(Handwerksberufe, Bedienerinnen von Anlagen und 

Maschinen bzw. Montageberufe) - jenen Berufshaupt­

gruppen, in denen auch Männer die geringsten Teil­

zeitquoten aufweisen . 

Interessant ist zudem der Blick auf die Berufsstruktur 

teilzeitbeschäftigter und vollzeitbeschäftigter Männer 

bzw. Frauen . Sie zeigt, dass die berufliche Segregati­

on214 zwischen Männern und Frauen geringer ausfällt, 

wenn sie den Job in Teilzeit anstelle von Vollzeit aus­

üben - je höher die Wochenarbeitszeit, umso stärker 

ausgeprägt ist demnach die berufliche Segregation 

(Sparreboom, 2014). Die geringere geschlechtsspezi­

fische berufliche Segregation innerhalb von Teilzeit­

arrangements deutet laut Sparreboom (2014) darauf 

hin , dass sich die beruflichen Möglichkeiten auch von 

Männern reduzieren , sobald sie anstelle von Vollzeit 

Teilzeit arbeiten wollen. Mit anderen Worten sind die 

Möglichkeiten in Teilzeit zu arbeiten nicht gleich über 

alle Berufe verteilt. Zu diesem Befund kommen auch 

Connolly - Gregory (2009) für Großbritannien; sie 

zeigen, dass ein großer Teil der Frauen, die von einer 

Vollzeitanstellung auf einen Teilzeitjob wechseln , 

einen beruflichen Abstieg in Kauf nehmen müssen. 

Teilzeitbeschäftigte sind Vollzeitbeschäftigten im Hin­

blick auf den Zugang zu bestimmten Arbeitsplätzen 

also nicht gleichgestellt. Eindrücklich zeigt sich dies 

am Beispiel von Führungspositionen, in denen sich 

kaum Teilzeitbeschäftigte finden (Klenner - Kohaut, 

2010, zitiert nach Absenger et al., 2014). Abgesehen 

von organisatorischen Hürden nennen Baierl- Kapella 

(2014) die Betriebskultur als Erklärungsfaktor. Dem­

nach müssen Arbeitskräfte, um keine Karrierenachteile 

befürchten zu müssen, flexibel verfügbar sein und 

ihre privaten Verpflichtungen den betriebl ichen un­

terordnen (Lott, 2015). Doch selbst wenn die Arbeits­

zeitreduktion nur temporär ist, bleibt der Zugang zu 

bestimmten Arbeitsplätzen schwierig. Zum einen 

überschneidet sich die "Phase der Familiengründung 

mit der karriereintensiven [Phase der] beruflichen 

Entwicklung" (Wanger, 2015), zum anderen häufen 

teilzeitbeschäftigte Frauen weniger Erfahrungswissen 

an als vollzeitbeschäftigte Männer. Die Folge sind ein ­

geschränkte Aufstiegschancen, die damit letztlich der 

Segregation am Arbeitsmarkt Vorschub leisten. Seg­

regation mindert die Chancengleichheit von Männern 

und Frauen, wenn sie mit Ausschluss- oder Abschot­

tungsprozessen einher geht und festigt "geschlechts­

hierarchische Strukturen"21s (Leitner - Dibiasi, 2015). 

21
4 Unter beruflicher Segregation versteht man die ungleiche Prösenz von Gruppen - hier von Mönnern und Frauen - in Berufen. 

215 Etwa Unterschiede im Einkommen oder der beruflichen Position von Mönnern und Frauen. So zeigen Geisberger - Glaser (2014), 
dass 24,4% des Gender Pay Gap in Österreich auf sektorale und berufliche Segregation zurückzuführen ist. 

III-613-BR/2017 der Beilagen - Bericht - 05 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original)32 von 98

www.parlament.gv.at



16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

Übersicht 3: Teilzeitquote und Berufsstruktu r (ISeO-08) von teilzeit- und vollzeitbeschäftigten Männern und 

Frauen, 2015 

Teilzeitquote 
Arbeitsstunden Verteilung nach Berufen 

pro Woche Teilzeit Vollzeit 

in% in% 

Mann Frau Mann Frau Mann Frau Mann Frau 

(1) Fü hru ngskräfte 4,0 21,6 45,7 39,9 2,7 1,3 6,5 4,1 

(2) Akademische und vergleichbare Berufe 12,8* 38,2 40,3 34,8 19,6 13,7 13,6 20,0 

(3) Techniker/innen / gleichrangige nicht-
8,2 41,9 40,5 33,4 18,1 17,6 20,5 22,0 

technische Berufe 

(4) Bürokräfte und verwandte Berufe 11,5 44,6 38,6 31,9 7,4 16,4 5,9 18,4 

(5) Dienstleistungsberufe und Verkäufer/innen 22,4 57,6 37,1 29,5 25,0 31,7 8,9 21,1 

(6) Fachkräfte in Land- und Forstwi rtschaft (x) 41,9* 41,1 32,8* 1,1 0,4 1,2 0,5 

(7) Handwerks- und verwandte Berufe 3,3 27,6 39,7 34,6 8,9 1,5 26,3 3,7 

(8) Bediener/innen von Anlagen/Maschinen, 
6,8 29,5 40,7 34,6 7,6 1,2 10,7 2,5 

Montageberufe 

(9) Hilfsarbeitskräfte 14,0 65,5 37,3 26,5 9,3 16,2 5,9 7,7 

Insgesamt inkl. (0) Soldatinnen/Soldaten 9,3 47,4 40,0 31,8 100,0 100,0 100,0 100,0 

Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. - Aktiv unselbstöndig beschäftigte Frauen (15 bis 59 Jahre) und Männer (15 bis 
64 Jahre). Unterscheidung zwischen Voll- und Teilzeit auf Basis der Selbsteinschätzung der Befragten. Berufsgliederung gemöß 
ISeO-08; Rest auf 100%: Berufshauptgruppe 0 "Angehörige der regulören Streifkräfte". - mit ' gekennzeichnete Werte sind stark 
zufallsbehaftet. (x). statistisch nicht interpretierbar 

Lesebeispiel zur beruflichen Segregation (ungleiche Verteilung von Mönnern und Frauen auf Berufe): 26,3% der Mönner in Val/zeit 
üben einen Handwerks- oder verwandten Beruf aus, aber nur 3,7% der vol/zeitbeschöftigten Frauen. Oie ungleiche Prösenz von 
Mönnern und Frauen reduziert sich deutlich, wenn teilzeitbeschöftigte Mönner und Frauen betrachtet werden - 8,9% der Mönner 
und 1,5% der Frauen üben einen Handwerks- oder verwandten Beruf aus. 

Das Ausmaß der Erwerbsintegration differiert mit der 

Ausbildung: je höher der Ausbildungsabschluss, des­

to höher die durchschnittliche wöchentliche Arbeits­

zeit. In der Altersgruppe der 30- bis 64-Jährigen216 sind 

hoch qualifizierte Männer (Uni - oder FH-Abschluss) 

im Durchschnitt um 3,6 Stunden länger pro Woche 

erwerbstätig als gering qualifizierte Männer (maxima l 

Pflichtschulabschluss). Vor allem überlange Arbeits­

zeiten (41 und mehr Stunden pro Woche) gewinnen 

mit zunehmendem Bildungsgrad auf Kosten der Voll -

zeitarrangements mit 36 bis 40 Stunden an Gewicht. 

Hat unter den männlichen Beschäftigten mit maximal 

Pflichtschulabschluss nur knapp jeder Fünfte (18,3%) 

eine überlange Wochenarbeitszeit , so ist es bei den 

Universitäts- oder Fachhochschulabsolventen jeder 

Zweite (50,5%). Bei den Pflichtschulabsolventen sind 

dagegen Arbeitszeiten von 36 bis 40 Stunden pro Wo­

che der Arbeitszeitstandard. 

216 15- bis 29-Jöhrige bleiben von der Betrachtung ausgeschlossen, da sie sich noch in Ausbildung befinden können. Ab dem Alter 
von 30 Jahren sollte die Ausbildungsphase abgeschlossen sein. 
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Abbildung 4: Arbeitszeitprofile von aktiv unselbständig beschäftigten Männern nach Ausbildungsabschluss, 2015 
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Quelle' AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. Männer 30 bis 64 Jahre. "Stark schwankend" statistisch nicht interpretierbor. Anteile 
für Teilzeitkategorien in den Ausbildungsniveaus Max. Pf/ichtschule (l.-3. Kot.), AHS/BHS (1 .+2. Kot.), Um/FH (l. Kot.) stark zufallsbehaftet. 

Anders als bei den Frauen weisen allerdings hoch qua­

lifizierte Männer auch eine überdurchschnittlich hohe 

Teilzeitquote auf (10,6% auf Basis der Selbsteinschät­

zung der Befragten); höher ist sie nur bei den gering 

Qualifizierten (11,1%). Bei den Frauen sinkt mit zu­

nehmendem Bildungsgrad die Teilzeitquote: Unter den 

Frauen (30 bis 59 Jahre) mit Uni- oder FH-Abschluss 

üben 38,8% ein Teilzeitbeschäftigungsverhältnis aus, 

unter den Frauen mit maximal Pflichtschulabschluss 

57,1%. Gleichzeitig steigt bei den Frauen - ebenso wie 

bei den Männern - mit dem Bildungsabschluss die Be­

deutung überlanger Wochenarbeitszeiten. 

Abbildung 5: Arbeitszeitprofile von aktiv unselbständig beschäftigten Frauen nach Ausbildungsabschluss, 2015 
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Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen. Frauen 30 bis 59 Jahre. "Stark schwankend" statistisch nicht interpretierbar. Anteile 
für ,,60+ Stunden" in den Ausbildungsniveaus Max. Pflichtschule und AHS/BHS statistisch nicht interpretierbor, für Lehre/BMS sowie 
Uni/FH stark zufal/sbehaftet. 
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Umgerechnet auf die durchschnittliche Wochen- dominieren in allen Altersgruppen Vollzeitarrange­

arbeitszeit bedeutet das, dass hoch qualifizierte Frau- ments die Erwerbstätigkeit - Teilzeit spielt nur in jun­

en 34,9 Stunden pro Woche und damit im Schnitt um gen Jahren und kurz vor dem Regelpensionsalter eine 

5,5 Stunden mehr arbeiten als gering qualifizierte nennenswerte Rolle. Bei den Frauen sind demgegen­

Frauen . Mit zunehmendem Bildungsabschluss steigt über Teilzeitarrangements in allen Altersgruppen weit 

bei den Frauen demnach nicht nur die Erwerbsbe- verbreitet. Am niedrigsten ist der Anteil der teilzeit­

teiligung und angesichts eines geringeren Arbeits- beschäftigten Frauen am Beginn der Erwerbsbio­

losigkeitsrisikos die Beschäftigungsquote, sondern graphie - entsprechend klein ist die durchschnittliche 

auch das Ausmaß der Erwerbsintegration (sprich die Arbeitszeitlücke zwischen Männern und Frauen in die­

Erwerbsarbeitszeit) . ser Lebensphase. Die Bedeutung der Teilzeitbeschäf-

16.2.3 Arbeitszeitprofile im Erwerbs- und Lebens-

zyklus 

Die Arbeitszeitprofile variieren nicht nur nach dem Ge­

schlecht, sondern auch im Laufe des Erwerbslebens: 

Bei den aktiv unselbständig beschäftigten Männer 

tigung steigt jedoch bei den Frauen relativ rasch mit 

dem Alter an und mit ihr nimmt die Arbeitszeitlücke 

zwischen Männern und Frauen zu. Sie ist im Haupt­

erwerbsalter am größten, parallel zur Familienphase, 

und verringert sich etwas gegen Ende des Erwerbs­

lebens, ohne sich jedoch zu schließen. 

Abbildung 6: Vollzeitquote aktiv unselbständig Beschäftigter, nach Alter und Geschlecht, 2015 
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Quelle: AKE - Mikrozensus, W/FO - eigene Berechnung. Teilzeitabgrenzung auf Basis der Selbsteinschätzung der Befragten. Aktiv 
unselbständige Beschäftigung zwischen 20 und 64 Jahren. 

üb und in welchem Umfang Frauen einer Erwerbstä­

tigkeit nachgehen, hängt stark von der familiären Si ­

tuation ob. In diesem Sinne ist die große Verbreitung 

von Teilzeitjobs Ausdruck der geschlechtsspezifischen 

Arbeitsteilung, in der sich Frauen viel stärker als Män-

ner in Betreuungs- und Hausarbeit engagieren. Die 

Familiengründung stellt mithin eine Zäsur im Erwerbs­

verhalten der Frauen dar. Männer dagegen passen ihr 

Erwerbsverhalten kaum an; durchgängige Vollzeit-Er­

werbsbiographien bleiben die Norm. 
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Übersicht 4: Erwerbsmuster von Paaren (in %), 2015 

(Ehe-)Paare (Ehe-)Paare mit Kindern, 
ohne Kinder nach Anzahl der Kinder unter 15 Jahre 

1 Kind unter 2 Kinder unter 3 oder mehr Kind{er) 15 Jahre 
15 Jahren 15 Jahren Kinder unter 15 oder älter 

Vollzeit / Vollzeit 48,1 24,8 13,7 9,2 34,5 

Vollzeit / Teilzeit 22,5 45,9 56,1 38,6 42,9 

Vollzeit / N ET 11,4 15,0 17,8 31,0 11,6 

Teilzeit / Vollzeit 3,3 2,4 1,3* (x) 1,8* 

Teilzeit / Teilzeit 3,4 2,7 3,1 (x) 1,6* 

Teilzeit / NET 1,1* 1,2* (x) (x) (x) 

NET / Vollzeit 4,2 1,9* (x) (x) 2,7 

NET / Teilzeit 2,9 2,9 2,7 (x) 2,5 

NET / NET 3,0 3,2 3,3 11,2 2,1 

Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Quelle: AKE Mikrozensus, WIFO-Berechnungen; Auswertung in Anlehnung on Wanger (2015). - NU steht für Nicht~ Erwerbstätig. Aus~ 

geschlossen sind Paarhaushalte, in denen mindestens eine Person im Ruhestand ist. Paare sind Personen zwischen 15 und 64 Jahre, 
die im selben Haushalt leben. Unterscheidung zwischen VoII~ und Teilzeit auf Basis der Selbsteinschätzung der Befragten . 
• Werte mit weniger als 6.000 Personen (hochgerechnet) sind sehr stark zufallsbehaftet. (x) Werte mit weniger als 3.000 Personen 
sind statistisch nicht interpretierbar. 

In knapp der Hälfte aller Paa rhaushalte ohne Kin - schäftigten Männern und teilzeitbeschäftigten Frauen 

der sind sowohl der Mann als auch die Frau Vollzeit in Paarhaushalten ohne Kinder erklären (22,5%), da 

erwerbstätig (48,1%). Sobald jedoch ein Kind unter hierunter auch Paare fallen , deren Kinder bereits aus 

15 Jahren im gemeinsamen Haushalt lebt, halbiert dem gemeinsamen Haushalt ausgezogen sind. Eine 

sich der Anteil der Paarhaushalte, in denen beide andere Erklärung dafür, dass das Zuverdienermodell 

Partner einer Vollzeiterwerbstätigkeit nachgehen für einen nicht unerheblichen Teil der Paarhaushalte 

(24,8%). Mit zunehmender Zahl an Kindern unter ohne Kinder die realisierte Erwerbskonstellation dar-

15 Jahren schwindet zudem die Bedeutung dieser stellt, liefert Kümmerling (2015): Ihre Analyse zeigt, 

Erwerbskonstellation. Stattdessen dominiert in dass ,,[ ... ] die Phase des Auseinanderdriftens der 

Paarhaushalten mit mindestens einem Kind unter 

15 Jahren das Zuverdienermodell, bei dem der Mann 

vollzeit- und die Frau teilzeitbeschäftigt ist. Das impli ­

ziert, dass der Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt von 

Frauen zumeist über Teilzeitarrangements erfolgt. 

Angesichts der hohen Teilzeitquoten bei Frauen über 

40 Jahre handelt es sich aber oftmals nicht um eine 

vorübergehende, sondern eine dauerhafte individu­

elle Arbeitszeitverkürzung (siehe Abbildung 6). Dies 

dürfte auch einen relativ hohen Anteil an vollzeitbe-

Arbeitszeit von Männern und Frauen nicht erst zu dem 

Zeitpunkt beginnt, in dem Kinder im Haushalt leben, 

sondern schon vorher, in der Phase der festen Paar­

bildung und [des] Zusammenlebens". Damit werden 

die Weichen für eine traditionelle Rollenverteilung be­

reits sehr früh gestellt. 

Traditionelle Strukturen der Arbeitsteilung sind in bei­

den Haushaltstypen verbreitet - in 11,4% der Paar­

haushalte ohne Kind(er) arbeitet der Mann Vollzeit 
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und die Frau geht keiner Beschäftigung nach. Etwas 

höher liegt der Anteil in Paarhaushalten mit einem 

Kind (15,0%) oder 2 Kindern (17,8%) unter 15 Jahren. 

Sprunghaft steigt die Bedeutung des Alleinverdie­

ner/ innenmodells in Paarhaushalten mit 3 oder mehr 

Kindern unter 15 Jahren (31,0%) - offenbar dürfte die 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf ab 3 Kindern deut­

lich schwieriger zu bewerkstelligen sein. 

16.2.4 Gründe für die Teilzeitbeschäftigung 

Die Arbeitszeitmuster von Paaren machen die Bedeu­

tung der Teilzeitarbeit als Instrument zur Vereinbar­

keit von Familie und Beruf deutlich; allerdings kaum 

für Männer, sondern fast ausschließlich für Frauen. 

Die individuellen Gründe für Teilzeitarbeit unterstrei­

chen dieses Bild (siehe Übersicht 5). 15- bis 59 -jäh­

rige Frauen nennen als häufigsten Grund für eine re­

duzierte Arbeitszeit die Betreuung von Kindern oder 

pflegebedürftigen Erwachsenen (38,0%). An zweiter 

Stelle folgen andere persönliche oder familiäre Grün­

de (18,6%). Bei den 15- bis 64-jährigen Männern ge­

ben nur 5,0% die Betreuung von Kindern oder pfle­

gebedürftigen Erwachsenen als Beweggrund an . Viel 

mehr Gewicht haben Bildungsambitionen: 28,8% 

der Männer üben einen Teilzeitjob aus, weil sie eine 

schulische oder berufliche Aus- oder Fortbildung ab­

solvieren. Jeweils knapp 1/5 der Männer (18,2%) und 

Frauen (17,6%) wollen keine Vollzeitbeschäftigung. Bei 

den Männern gibt ein ähnlich hoher Anteil (19,7%) an, 

keine Vollzeitstelle zu finden und damit unfreiwillig 

teilzeitbeschäftigt zu sein. Bei den Frauen ist der An ­

teil mit 11,4% etwas geringer. Die Gründe für die Teil ­

zeitbeschäftigung ändern sich auch im Lebenszyklus: 

16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

Am Beginn des Erwerbs lebens (20 bis 24 Jahre) nen­

nen auch Frauen überwiegend Ausbildungsmotive als 

Grund für Teilzeitarbeit. Im Haupterwerbsalter (30 bis 

44 Jahre) dominiert217 die Betreuung von Kindern oder 

pflegebedürftigen Erwachsenen und bei den 45- bis 

59 -Jährigen stehen andere persönliche oder fam iliäre 

Beweggründe bzw. der fehlende Wunsch nach einer 

Vollzeitstelle klar im Vordergrund .218 

Für die Beurteilung von Teilzeitbeschäftigung ist die 

Frage der Freiwilligkeit zentral. Sie fällt unterschied ­

lich aus, je nachdem ob Teilzeitarrangements aus 

Mangel an Vollzeitbeschäftigungsmöglichkeiten rea­

lisiert werden oder der individuellen Präferenz nach 

einer Arbeitszeitverkürzung entsprechen. EUROSTAT 

definiert unfreiwillige Teilzeitbeschäftigung sehr eng 

- sie wird, gefragt nach den Gründen für Teilzeit, auf 

die Antwortmöglichkeit "weil Sie keine Vollzeitstelle 

finden konnten" reduziert. Nach dieser Definition übt 

die Mehrzahl der aktiv Unselbständigen in Österreich 

freiwillig eine Teilzeitbeschäftigung aus. Doch selbst 

nach dieser engen Definition von Freiwilligkeit können 

Arbeitskräfte mit ihrer Wochenarbeitszeit unzufrieden 

sein und etwa eine längere oder aber auch kürzere Wo­

chenarbeitszeit im Ra hmen der Teilzeitbeschäftigung 

präferieren . 

16.2.5 Zwischen Wunsch und Wirklichkeit 

Werden Teilzeitbeschäftigte nach ihrer präferierten 

Wochenarbeitszeit219 gefragt, zeigen sich, je nach Be­

weggrund für Teilzeitbeschäftigung, unterschiedlich 

hohe unerfüllte Arbeitszeitwünsche. Im Durchschnitt 

wollen teilzeitbeschäftigte Frauen anstelle von 

21' Je noch Altersgruppe schwankt der Anteil zwischen 55,1% (40-44 Jahre) und 72,1% (35-39 Jahre). 

218 Jeweils rund 30% der teilzeitbeschäftigten Frauen zwischen 45 und 59 Jahren geben, on keine Vollzeitstelle zu wollen oder ober 
aus sonstigen persönlichen oder familiären Gründen eine Teilzeitbeschäftigung auszuüben. 

219 Im Rahmen der Arbeitskräfteerhebung wird noch den gewünschten Gesamtarbeitsstunden pro Woche gefragt. Dieser gewünsch­
ten wöchen tlichen Gesamtarbeitszeit wird die normalerwe ise geleistete Arbeitszeit gegenübergestellt. Für eine Vergleichbarkeit 
muss sowohl auf die Normalarbeitszeit in der Haupt- als auch Nebentätigkeit zurückgegriffen (und die Summe gebildet) werden. 
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16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

22,5 Stunden pro Woche 24,9 Stunden pro Woche einer wöchentliche Gesamtarbeitszeit von 27,0 Stunden , 

Erwerbsarbeit nachgehen (+2,4 Stunden); teilzeitbe- das entspricht einer Erhöhung um 5,4 Stunden . 

schäftigte Männer wünschen sich im Durchschnitt eine 

Übersicht 5: Normalarbeitszeit und Arbeitszeitwünsche pro Woche nach Voll- und Teilzeit, Geschlecht und 

dem Grund für Teilzeitarbeit, 2015 

Anteil Arbeitszeit in Stunden 

in% Normal Präferenz Lücke 

Frauen 

Teilzeitbeschäftigung nach Grund für Teilzeit 

Betreuung von Kindern/pflegebedürftigen Erwachsenen 38,0 21,7 23,9 2,1 

Kein Wunsch nach Vollzeitjob 17,6 24,7 24,7 0,0 

Andere persönliche oder familiäre Gründe 18,6 23,8 24,9 1,1 

Vollzeittätigkeit ist nicht zu finden 11,4 24,5 32,5 8,0 

Schulische oder berufliche Aus- oder Fortbildung 9,1 15,4 18,8 3,4 

Wegen Krankheit 2,5 21,0 23,7 2,7 

Aus sonstigen Gründen 2,8 25,0 29,3 4,3 

Teilzeit 100,0 22,5 24,9 2,4 

Vollzeit 40,9 38,9 -2,0 

Insgesamt 32,2 32,2 0,1 

Männer 

Teilzeitbeschäftigung nach Grund für Teilzeit 

Betreuung von Kindern/pflegebedürftigen Erwachsenen 5,0 26,7 28,6 1,9 

Kein Wunsch nach Vollzeitjob 18,2 26,1 27,3 1,2 

Andere persönliche oder familiäre Gründe 14,6 25,9 28,1 2,2 

Vollzeittätigkeit ist nicht zu finden 19,7 21,0 35,5 14,5 

Schulische oder berufliche Aus- oder Fortbildung 28,8 15,2 19,1 4,0 

Wegen Krankheit 5,5 18,1 23,3 5,2 

Aus sonstigen Gründen 8,1 27,2 32,3 5,1 

Teilzeit 100,0 21,6 27,0 5,4 

Vollzeit 42,5 40,7 -1,7 

Insgesamt 40,5 39,5 -1,1 

Quelle: AKE - Mikrozensus, WIFO-Berechnungen, Berechnungen der Arbeitszeitlücke auf Basis ungerundeter Werte. Auswertung 
in Anlehnung an Wanger (2015). - Grundgesamtheit sind aktiv unselbständig beschäftigte Frauen (15 bis 59 Jahre) und Männer (15 
bis 64 Jahre). Oie Normalarbeitszeit bezieht sich auf die Summe der üblicherweise geleisteten Wochenarbeitszeit in der Haupt- und 
Nebentätigkeit, ohne Personen mit stark schwankenden Arbeitszeiten. Oie Arbeitszeitpräferenz bezieht sich auf die gesamte ge­
wünschte Wochenarbeitszeit. Berücksichtigt wurden alle aktiv unselbständig Erwerbstä tigen, auch jene ohne Änderungswünsche. 
Un terteilung in Vollzeit und Teilzeit auf Basis einer Selbsteinschätzung der Befragten. 
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Differenziert nach den Motiven für die Teilzeitbeschäf­

tigung ist erwartungsgemäß das Ausmaß der uner­

füllten Arbeitszeitwünsche bei jenen am größten, die 

angeben, keine Vollzeittätigkeit zu finden und somit 

unfreiwillig teilzeitbeschäftigt zu sein: Die Betroffe­

nen würden gerne im Durchschnitt um wöchentlich 

8,0 Stunden (Frauen) bzw. 14,5 Stunden (Männer) 

mehr erwerbstätig sein. Aber auch freiwillig teilzeit­

beschäftigte Männer und Frauen würden eine längere 

Wochenarbeitszeit im Rahmen der Teilzeitbeschäf­

tigung bevorzugen (vgl. Übersicht 5). Dabei gilt: Je 

kürzer die wöchentliche Normalarbeitszeit ist, desto 

höher ist im Durchschnitt das Ausmaß der gewünsch­

ten Arbeitszeiterhöhung. Und umgekehrt - je länger 

die wöchentliche Normalarbeitszeit ausfällt, desto 

höher ist im Durchschnitt das Ausmaß der gewünsch­

ten Arbeitszeitreduktion. Das bedeutet, dass es auch 

bei Vollzeitbeschäftigten Veränderungspotenzial gibt; 

sie wünschen sich im Durchschnitt kürzere Wochen­

arbeitszeiten: Aktiv unselbständig beschäftigte Frau­

en würden gerne ihre Vollzeiterwerbstätigkeit um 

2 Stunden pro Woche reduzieren , aktiv unselbständig 

beschäftigte Männer um 1,7 Wochenstunden Yo Über 

alle Arbeitszei t kategorien betrachtet wollen aktiv 

unselbständig beschäftigte Männer (15 -64 Jahre) im 

Durchschnitt 39,5 Stunden pro Wochen und aktiv un­

selbständig beschäftigte Frauen (15-59 Jahre) durch­

schnittlich 32,2 Stunden erwerbstätig sein. 

Eine im Durchschnitt gewünschte kürzere oder längere 

Gesamtarbeitszeit bedeutet jedoch nicht, dass alle Er­

werbstätigen ihre Wochenarbeitszeit gerne anpassen 

16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

würden . Das Gegenteil ist der Fall: Etwa drei Viertel 

der aktiv unselbständig Beschäftigten äußern keinen 

Veränderungswunsch.221 Die individuelle Arbeitszeit­

präferenz ist allerdings keine fixe Größe, sondern von 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbe­

dingungen abhängig und somit letztlich politisch ge­

staltbar (Eurofound, 2001). 

16.2.6 Österreich im europäischen Vergleich 

In allen Ländern der Europäischen Union arbeiten 

Frauen im Durchschnitt weniger Stunden pro Woche 

(Norma larbeitszeit) als Männer. Die geschlechtsspezi­

fische Arbeitszeitlücke bei unselbständig Erwerbstäti ­

gen beträgt im EU-28-Durchschnitt 5,8 Stunden , wobei 

sie in den alten Mitgliedsländern (EU-15: 6,7 Stunden) 

höher und in den neuen Mitgliedsstaaten niedriger 

ausfällt. Hintergrund sind die unterschiedliche Ver­

breitung und das unterschiedliche Stundenausmaß 

von Teilzeitarrangements: Im europäischen Durch­

schnitt arbeitet fast jede dritte Frau Teilzeit (Teilzeit­

quote EU-28: 32,6%)222 und knapp jeder zehnte Mann 

(EU -28: 8,5%). Dabei zeigen sich enorme länderspezifi ­

sche Unterschiede. 

Die Niederlande führen die Tei lzeitstatistik sowohl bei 

den Männern als auch den Frauen an: Für niederlän­

dische Frauen stellt die Teilzeitbeschäftigung bereits 

die Norm dar (Teilzeitquote 78,7%). Sie blicken auf 

eine lange Tradition von Teilzeitarrangements zurück, 

die in den 1950er Jahren ihren Anfang nahm (Baierl -

Kapella, 2014). Mit deutlichem Abstand folgen Öster­

reich und Deutschland (jeweils 47,7%), Belgien (44,3%) 

,10 Frauen mit überlangen Wochenarbeitszeiten (60 Stunden und mehr) wollen im Schnitt um 14,3 Stunden pro Woche weniger 
Erwerbsarbeit leisten (Gesamtarbeitszeitwunsch im Durchschnitt 51,6 Stunden), Männer mit überlangen Wochenarbeitszeiten 
wollen im Schnitt um 12,6 Stunden pro Woche weniger Erwerbsarbeit leisten (Gesamtarbeitszeitwunsch im Durchschnitt 52,1 
Stunden). In der Arbeitszeitkategorie 41 bis 59 Stunden wollen Frauen im Durchschnitt ihre Erwerbsarbeitszeit um 4,7 Stunden 
(auf durchschnittlich 41,3 Stunden pro Woche) reduzieren, Männer um 3,5 Stunden (auf durchschnittlich 43,3). 

221 Bei 70,1% der Teilzeitbeschäftigten und 74,4% der Vo/lzeitbeschäftigten decken sich die realisierte und präferierte Wochenarbeitszeit. 

222 Selbsteinschätzung der aktiv unselbständig Erwerbstätigen im Alter zwischen 15 und 64 Jahren. Zahlen beziehen sich aufdas Jahr 2015. 
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und Großbritannien (40,0%) mit ebenfalls überdurch- des Spektrums finden sich Rumänien (0,9%), Bulgari -

schnittlich hohen Teilzeitquoten. Am anderen Ende en (2,2%) und Kroatien (4,2%). 

Abbildung 7: Teilzeitquoten aktiv unselbständig Beschäftigter im EU-Vergleich, 2015, nach Geschlecht 
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Quelle' EUROSTAT (LFS-Sonderauswertung), WIFO-Berechnungen. Unselbständig Erwerbstätige (15 bis 64 Johre) exklusive Personen 
in Mutterschutz oder Elternkarenz. Teilzeit nach Selbsteinschätzung der Befragten. Reihung analog nachfolgender Abbildung. 

Unter Männern ist die Teilzeitbeschäftigung allgemein schen 0,6% in Rumänien und 27,0% in den Niederlan-

weniger stark verbreitet; die Teilzeitquote liegt zwi - den. Nach den Niederlanden folgt auf Platz zwei Dä-
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nemark mit 16,4%. Österreich nimmt im europäischen terschied in den geschlechtsspezifischen Teilzeitquo-

Ländergefüge mit einer leicht überdurchschnittlichen ten ist in Österreich jedoch beträchtlich und wird nur 

Teilzeitquote der Männer (9,3%) Rang 10 ein. Der Un- von den Niederlanden übertroffen. 

Abbildung 8: Durchschnittliche normale Wochenarbeitszeit im EU-Vergleich, 2015, nach Geschlecht 
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Quelle: EUROSTAT Durchschnittliche Normalarbeitszeit der Erwerbstätigen (Unselbständige). Gereiht nach der Arbeitszeitlücke. 
Länder gereiht nach dem Ausmaß der Arbeitszeitlücke zwischen Männern und Frauen. Unselbständig Erwerbstätige inklusive Per­
sonen in Elternkarenz (15 bis 64 Jahre). 
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Die Arbeitszeitprofile in der Europäischen Union sind 

insgesamt alles andere als einheitlich. Maßgeblich ge­

staltet werden sie von den institutionellen Regeln zur 

Arbeitszeitregulierung in den jeweiligen Ländern, die 

auf nationaler Ebene durch gesetzliche Arbeitszeit­

standards, auf Branchenebene im Rahmen von Kollek­

tivverträgen, auf Betriebsebene oder auf individueller 

Ebene angesiedelt sein können (Anxo - O'Reilly, 2000). 

Geschlechtsspezifische Unterschiede in den länder­

spezifischen Arbeitszeitprofilen werden dagegen stark 

von anderen Faktoren determiniert. Für die Vollzeiter­

werbstätigkeit von Frauen spielen gesellschaftliche 

Normvorstellungen ebenso eine Rolle wie ökonomische 

Notwendigkeiten oder die Verfügbarkeit von Kinderbe­

treuung - entweder formal in öffentlichen Einrichtungen 

oder informell etwa durch Großeltern (Eurofound, 2012). 

In den meisten osteuropäischen Ländern223 ist Euro­

found (2012)224 zufolge die Arbeitszeit zwischen Män-

nern und Frauen relativ gleichverteilt, mit einer hohen 

reich zählt, sind die Geschlechterunterschiede in den 

Arbeitszeitprofilen stark ausgeprägt, mit einer hohen 

Konzentration auf Teilzeitarrangements bei Frauen 

und aufVollzeitarrangements bei Männern . Anders als 

bei den nordischen Ländern, bei denen laut Eurofound 

(2012) eine Annäherung der Arbeitszeitprofile zwi ­

schen Männern und Frauen beobachtet werden kann, 

sehen sie für die kontinental- und südeuropäischen 

Länder eher ein Auseinanderdriften . 

Positiv mit der Teilzeitquote der Frauen korreliert ist 

die Beschäftigungsquote der Frauen (Eurofound , 

2012). Das bedeutet, dass Länder mit einer höheren 

Teilzeitquote tendenziell eine höhere Beschäftigungs­

quote aufweisen . Negativ ist, von wenigen Ausnahmen 

abgesehen, der Zusammenhang mit der durchschnitt­

lichen Arbeitszeit - je höher die Beschäftigungsquote, 

desto geringer ist tendenziell die durchschnittliche 

Wochenarbeitszeit (Kümmerling, 2013). 

Konzentration auf eine 40-Stunden-Woche. Angesichts 16.3 Zusammenfassung 
der niedrigen Teilzeitquote erfolgt der Arbeitsmarkt-

zugang in diesen Ländern, überspitzt formuliert, ent­

weder in Vollzeit oder gar nicht. In den nordischen 

Ländern225 wiederum sind Vollzeitarrangements mit 

36 bis 39 Wochenstunden die am häufigsten realisierte 

Arbeitszeitkategorie von Männern und Frauen, gefolgt 

von der 40-Stunden-Woche bei Männern bzw. der 30-

bis 35-Stunden-Woche bei Frauen. In den kontinen­

tal- und südeuropäischen Ländern226
, zu denen Öster-

Die wöchentliche Erwerbsarbeitszeit ist in Österreich 

in vielerlei Hinsicht ungleich verteilt. Sie differiert nach 

Geschlecht, ausgeübter Tätigkeit und Branche und 

stellt ein Abbild von Arbeitsplatz- und personenspezi ­

fischen Gegebenheiten dar. Vor allem die geschlechts­

spezifische Dimension zieht sich wie ein roter Faden 

durch die österreichische Arbeitszeitlandschaft. Be­

einflusst wird sie in hohem Maße von der ungleichen 

m Lettland, Zypern, Tschechien, Litauen, Slowakei, Bulgarien, Polen und Ungarn (mittel- und osteuropäische Ländercluster in der 
EUROFOUND-Studie). 

m Oie Clusterbildung in der EUROFOUND (2012) Studie erfolgt auf Basis des Arbeitsstandard-Index (LRS - Labour Rights Standard In­
dex) und des Gender Empowerment Measurements (GEM). Damit werden einerseits die nationalen Systeme der Arbeitsbeziehungen 
abgebildet (LRS), andererseits wird die länderspezifische Ungleichheit von Männern und Frauen in der politischen und ökonomi­
schen Partizipation gemessen (GEM). Oie Clusterbildung dient nicht der Etablierung einer neuen Wohlfahrtsstaattypologie, sondern 
ist auf die Fragestellung der Studie zugeschnitten: Erklärt werden sollen die geschlechtsspezifische Unterschiede in der Arbeitszeit­
verteilung (Erwerbsarbeit einerseits und unbezahlter Arbeit andererseits) und der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben. 

22S Norwegen, Schweden, Dänemark, Finnland und die Niederlande (nordische Cluster in der EUROFOUND-Studie). 

226 Belgien, Österreich, Deutschland, Frankre ich, Portugal, Spanien, Slowenien, Luxemburg, Italien, Griechenland (kontinental- und 
südeurapäische Cluster in der EUROFOUND-Studie). 
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Verteilung von Betreuungspflichten und damit der 

Aufteilung zwischen bezahlter Erwerbsarbeit und un­

bezahlter Familienarbeit. 

16. VERTEILUNG DER ARBEITSZEIT 

den gerne mehr Stunden pro Woche Erwerbsarbeit 

leisten . Unerfüllte Arbeitszeitpräferenzen hegen aber 

auch freiwillig Teilzeitbeschäftigte; das Ausmaß dif-

feriert dabei je nach Grund für die Teilzeitbeschäfti ­

In Österreich ist fast jede zweite Frau teilzeitbeschäf- gung. Insgesamt würden teilzeitbeschäftigte Frauen 

tigt, aber nur knapp jeder zehnte Mann. Die Teilzeit- im Durchschnitt gerne 2,4 Stunden pro Woche und 

quote der Frauen ist auch im europäischen Vergleich teilzeitbeschäftigte Männer 5,4 Stunden pro Woche 

hoch und senkt die durchschnittliche wöchentliche mehr arbeiten . Generell gilt dabei: Je kürzer die wö-

Normalarbeitszeit: Sie beträgt 32,7 Stunden pro chentliche Normalarbeitszeit ausfällt, desto höher ist 

Woche - das liegt um 8,8 Stunden unter der durch- im Durchschnitt die gewünschte Arbeitszeiterhöhung. 

schnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von Männern. Und umgekehrt. Beschäftige mit langen Arbeitszeiten 

Vollzeitbeschäftigte Frauen sind im Durchschnitt jün- wünschen sich im Durchschnitt kürzere Arbeitszeiten . 

ger, höher gebildet und finden sich häufiger in höher Das Veränderungspotenzial bei vollzeitbeschäftigten 

qualifizierten Tätigkeiten als teilzeitbeschäftigte Frau- Männern beträgt im Durchschnitt 1,7 Stunden pro Wo-

en . Teilzeitbeschäftigte Frauen arbeiten häufiger im che, bei den Frauen 2,0 Stunden. 

Handel sowie in Dienstleistungsberufen und leben 

häufiger in einer Partnerschaft mit mindestens einem 

Kind unter 15 Jahren als vollzeitbeschäftigte Frauen. 

Vollzeitbeschäftigte Männer sind demgegenüber im 

Durchschnitt älter als teilzeitbeschäftigte Männer und 

arbeiten häufiger in der Sachgütererzeugung. Teil ­

zeitbeschäftigte Männer arbeiten häufiger im Handel, 

dem Unterrichts- und dem Gesundheitswesen und 

üben häufiger Dienstleistungsberufe oder höher qua­

lifizierte Tätigkeiten aus. Anders als bei den Frauen 

sind teilzeitbeschäftigte Männer häufiger höher gebil­

det als vollzeitbeschäftigte. Frauen reduzieren häufig 

ihre Arbeitszeit, weil sie Kinder oder pflegebedürftige 

Erwachsene betreuen, Männer, weil sie sich aus- oder 

weiterbilden. 

Kontrovers wird die Teilzeitbeschäftigung in der li­

teratur bewertet. Teilzeitarrangements können eine 

Möglichkeit darstellen, unterschiedliche Gruppen mit 

einer geringen Erwerbsneigung für den Arbeitsmarkt 

zu mobilisieren, wie etwa Mütter mit kleinen Kindern , 

Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen oder 

Ältere (OECD, 2010, Garnero, 2016). In puncto Arbeits­

zufriedenheit kann die individuelle Arbeitszeitredukti ­

on einen positiven Beitrag zur Vereinbarkeit von Beruf 

und Privatleben leisten und sich positiv auf die Ge­

sundheit auswirken (OECD, 2010). 

Gleichzeitig sind Teilzeitjobs im Vergleich zu VoIlzeit­

jobs mit einer Reihe von Nachteilen behaftet (OECD, 

2010, Schulze - Buschoff, 1999). Diese betreffen die 

12,5% der Teilzeitbeschäftigten geben an , keine Voll- Bezahlung227, die Arbeitsplatzsicherheit sowie die be-

zeitstelle zu finden - sie sind nach der Definition von ruflichen Weiterbildungs- und Karrieremöglichkeiten. 

EUROSTAT unfreiwillig teilzeitbeschäftigt und wür- Hinzu kommt die im erwerbszentrierten österreichi-

m Aufgrund des geringeren Wochenstundenausmaßes liegt der Bruttomonatslohn von teilzeitbeschöftigten Frauen im Durch­
schnitt unter jenem von vollzeitbeschöftigten Frauen. In Hinblick auf den Bruttostundenlohn deuten rezente Studien darauf hin, 
dass es in Österreich keinen Teilzeitabschlag für Frauen gibt (Bäheim et 01.,2013) Dos bedeutet, dass der Bruttostundenlohn von 
vollzeitbeschöftigten und teilzeitbeschöftigten Frauen in etwa gleich hoch ist. Die Nettolähne von teilzeitbeschöftigten Frauen 
sind aufgrund des progressiven Steuertarifs sogar häher als jene von vollzeitbeschöftigten Frauen. 
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schen sozialen Sicherungssystem mitunter prekäre 

soziale Absicherung bei Arbeitslosigkeit und im Alter, 

da die eingesetzte Erwerbsarbeitszeit und das damit 

erzielte Entgelt die Basis für das Arbeitslosengeld und 

die Pensionshöhe sind . Dies führt in Paarhaushalten 

Böheim, R., Rocha -Akis, S., lulehner, Ch ., Lohnunter­

schiede zwischen Frauen und Männern: Die Rolle von 

Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigung, WIFO Monatsbe­

richte 11/ 2013. 

zu finanzieller Abhängigkeit vom Partner, die innerfa- Connolly, S., Gregory, M. , "The part-time pay penalty: 

miliären Machtverhältnisse versch ieben sich zuguns- Earnings trajectories of British Women", in: Oxford 

ten des Mannes. Bricht der Familienverbund ausei- Economic Papers Volume 61, Issue supplement 1, 

nander, steigt das (Alters-)Armutsrisiko von Frauen. i76-i97, 2009. 

Die ungleiche Inanspruchnahme von Teilzeitarrange-

ments zwischen Männern und Frauen und die damit 

einhergehende große Arbeitszeitlücke zwischen den 

Geschlechtern ist zudem mit einem "Gleichstellungs­

problem" (Klenner, 2015) verbunden, da Teilzeitbe­

schäft igte in puncto Arbeitsplatzzugang, Arbeitsbedin -

Eichmann, H., Flecker, J ., Beuernfe ind, A., Sau pe, B., 

Vogt , M., Überblick über Arbeitsbedingungen in Öster-

reich, Sozialpolitische Stud ienreihe - Band 4, BMASK, 

Wien, 2010. 

gungen und Aufstiegschancen Vollzeitbeschäftigten Eurofound (2012), Working time and work-life balance 

gegenüber benachteiligt sind (Nicolaisen, 2011, zitiert in a life course perspective, Eurofound, Dublin. 

nach Klenner, 2015). 
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17. VERTEILUNG DER SOZIALEN 
KRISENFOLGEN: 
VERSCHIEBUNGEN SEIT 2008 

17.1 Rahmenbedingungen und Krisen­
abfolgen 

Eine schwerwiegende Auswirkung der weltweiten 

Finanz- und Wirtschaftskrise zeigte sich bereits während 

des drohenden Zusammenbruchs der internationalen 

Finanzmärkte 2008: Die Komplexität der Ereignisse führ­

te zu einer breiten gesellschaftlichen Verunsicherung, 

nicht zuletzt auch in Bezug auf den Lebensstandard und 

die soziale Sicherheit. Die konkreten Auswirkungen die­

ser Entwicklungen auf die Gesellschaft waren zunächst 

kaum abschätzbar und viele Veränderungen zeigten bzw. 

zeigen ihre tatsächliche Dimension erst nach Jahren. 

Der vorliegende Beitrag soll krisenbedingte Ver­

schiebungen im Bereich des sozialen Zusammenhalts 

in Österreich beleuchten und darstellen, wo sich Chan­

cen und Risiken in den letzten acht Jahren neu verteilt 

haben - sowie auch auf sozialstaatliche Abfederungen 

und Kontinuitäten hinweisen . Ein zeitlicher Vergleich 

zum Vorkrisenjahr 2008 in ausgewählten Bereichen 

soll einen Überblick bieten und insbesondere jene 

Bevölkerungsgruppen hervorheben, welche die Ver­

lierer/ innen dieser Entwicklungen waren bzw. sind. Da 

in den letzten acht Jahren verschiedene krisenbeding­

te Wirkungszusammenhänge aufgetreten sind , soll 

am Beginn ein kurzer Abriss der (europäischen) Krisen 

stehen, welchen in der Folge auch entsprechende po­

litische Maßnahmen in Österreich zugeordnet werden . 

Diese Vorgangsweise soll einen Beitrag dazu leisten, 

die Beschreibung sozialer Entwicklungen nicht auf die 

geläufigen wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen 

Kennzahlen zu beschränken. 228 Darüber hinaus kann 

diese Perspektive eine übersichtliche Darstellung der 

sozialen Brennpunkte ermöglichen und Hinweise ge­

ben, welche Teile der österreichischen Bevölkerung 

die höchsten gesellschaftlichen Kosten der Finanz­

krise tragen - und wo sich die akuten und zukünftigen 

sozialpolitischen Herausforderungen zeigen (werden). 

17.1.1 Wirtschaftseinbruch, ku rze Erholung und 

Flaute 

Ende 2008 konnte die bevorstehende "Wucht des 

Aufpralls" der internationalen finanzökonomischen 

Verwerfungen in Österreich noch kaum eingeschätzt 

werden : Die etablierten österreichischen Wirtschafts­

forschungsinstitute IHS und WIFO rechneten zu die­

sem Zeitpunkt für 2009 zwar mit einer Rezession oder 

Stagnation229
, der zu erwartende reale BIP-Rückgang 

wurde damals mit höchstens 0,1% bis 0,5% geradezu 

optimistisch beziffert. 230 Der reale Wirtschaftseinbruch 

2009 lag letztendlich bei 3,8%, wobei dieser ohne die 

umfassenden nationalen und internationalen kon ­

junkturstützenden Maßnahmen weitaus drastischer 

ausgefallen wäre. Die internationale Verflechtung der 

Wirtschaftskrise zeigte sich nicht zuletzt im erhebli ­

chen Rückgang bei den Exporten: 2009 kam es bei den 

gesamten Warenausfuhren im Vergleich zum Vorjahr 

zu Einbußen von rd . 20% (im Wert von insgesamt deut­

lich über 23 Mrd. EUR); aber auch die Ei nfuhren ver­

ringerten sich schlagartig um ca . 18%.231 

.'20 siehe auch Initiative "Beyand GDP".· http://ec.europa.eu/environment/ beyond_gdp 

h9 vgl. Wifa/ IHS: 2009 erreicht Rezession Österreich; in: Die Presse vom 19.12.2008: 
http://diepresse.com/home/ wirtschaft/ finanzkrise/439034/ WifoIHS_2009-erreicht-Rezession-Osterreich 

230 vgl. Scheib lecker, Marcus (WIFOj- Prognose für 2009 und 2010: Eu rap os Wirtschaft in der Rezession - heimische Wirtschaftspolitik 
dämpft den Abschwung; Wien, Dezember 2008, S.l. 

231 vgl. Wohlmuth, Stefan: Außenhandel im Jahr 2009; in: Statistik Austria (Hrsg). Statistische Nachrichten 8/2010, S. 708-710 
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Zwei Konjunkturpakete sowie ei ne auf das Jahr 2009 länder - wä re für 2010 ein um etwa 2% geringeres Wirt-

vorgezogene Steuerreform umfassten insgesamt ein schaftswachstum zu erwarten gewesen. 232 

Wirkungsvolumen von rd. 12 Mrd . EUR; gemessen am 

Bruttoinlandsprodukt zeigte sich, dass diese stab ili - Tatsächlich bewirkten die antyzyklischen Maßnah-

sierenden Krisenmaßnahmen in Österreich (mit ca . 4% men, dass sich die Wirtschaftslage von 2010 bis 2012 

des BIP) zu den größten im OECD-Vergleich gehörten. deutl ich verbesserte. 

Ohne diese Maßnahmen - und jener wichtiger Export-

Grafik 1: SIP-Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %, real 

+5,0 

+4,0 

+3,0 
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Österreich +3,6 +1,5 -3,8 +1,9 
Euroraum +3,1 +0,5 -4,5 +2,1 

USA +1,8 -0,3 -2 ,8 +2,5 

Quelle· Eurostat, World Bank 

Die letzten Jahre waren in Österreich hingegen wie­

der von bescheidenem Wirtschaftswachstum geprägt. 

Nachdem die expansive Konjunkturpol itik vor allem 

im Euroraum auch mit teils massiven Anstiegen der 

Staatsschulden einhergi ng (v.a. in Irland, Griechenland 

und Portugal), verloren in der Folge die am stärksten 

betroffenen EU -Mitgliedstaaten das Vertrauen der in -

Österreich 
Euroraum 
USA 

2011 2012 2013 2014 2015 

+2,8 +0,7 +0,1 +0,6 +1,0 

+1,6 -0,9 -0,3 +0,9 +1,7 

+1,6 +2,2 +1,5 +2,4 +2,4 

ternationalen Finanzmärkte und Rating-Agenturen; 

entschlossene gemeinsame Euro-Rettungsmaßnah­

men wurden notwend ig. In diesem Zusammenhang 

wird die multiple Krisenbelastung in Europa deut­

lich: Bereits ab dem Jahr 2010 setzte diese als " Eu ro­

krise" bezeichnete Staatsschuldenkrise ein und wirkte 

sich in der Folge wiederum deutlich negativ auf das 

232 vgl. Breuss, Fritz/Kaniovski, Serguei/Schratzenstaller, Margit: Gesamtwirtschaftliche Effekte der Konjunkturbelebungsmaßnah­
men, in. WIFO Monatsberichte 9/2009, S. 675 
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Wirtschaftswachstum (v.a. im Euroraum) aus - nicht 

zuletzt aufgrund der EU-weit forcierten nationalen 

Austeritätsprogram me (" EU -Sparpolitik") . 

Österreich musste zwischen 2012 und 2014 mit einem 

realen BIP-Wachstum von unter einem Prozent kämp­

fen, im Euroraum insgesamt kam es sogar zu einem 

BIP-Rückgang. Im Vergleich dazu konnte sich bei­

spielsweise die US-Wirtschaft relativ konstant erholen 

und erreichte ab 2014 wieder Wachstumsraten von 

viert: Nahm die österreichische Arbeitslosenquote von 

Juni 2011 bis zum selben Monat im Jahr 2013 EU -weit 

den niedrigsten Platz ein, liegt diese derzeit im guten 

Mittelfeld mit 5,9% an 8. Stelle.235 Ein EU -Vergleich der 

Arbeitslosenquoten bzw. deren Entwicklung seit 2008 

zeichnet ein vielschichtiges Bild der Problem lagen -

trotz krisenbedingtem Negativtrend erweist sich die 

österreichische Arbeitsmarktlage jedoch weiterhin als 

vergleichsweise günstig (siehe Grafik 2). 

deutlich über 2 Prozentpunkte (siehe Grafik 1). Die europaweit ungleiche Verteilung der sozialen Kri -

senfolgen zeigt sich gerade im Bereich der Arbeitslo-

17.1.2 Angespannte Arbeitsmarktlage neben sigkeit: Während in stark betroffenen EU-Staaten seit 

Beschäftigungszuwächsen 2008 Anstiege von bis zu 17 Prozentpunkte stattge-

Die Einflussfaktoren auf die sozialen Entwicklungen funden haben und über 20% der Bevölkerung arbeits-

in Österreich gestalteten sich daher bereits seit 2008 los sind (Griechenland und Spanien), liegt der EU -28-

sehr ungünstig und die wirtschaftlichen Verwerfungen Durchschnitt der Zunahme bei 2,4 Prozentpunkten 

machten sich unmittelbar am Arbeitsmarkt bemerk- und das Niveau der Arbeitslosigkeit zuletzt bei 8,8%. 

bar: Bereits im März 2009 hat sich die Zahl der beim 

AMS233 registrierten Arbeitslosen gegenüber März 2008 

von 210.000 auf271.000 (d .h. um +29%)234 erhöht. Wäh­

rend es in den folgenden zwei Jahren v.a. aufgrund der 

verstärkten aktiven Arbeitsmarktpolitik und der ein ­

setzenden Wirkung der Konjunkturpakete zu einem 

leichten Rückgang der Arbeitslosigkeit gekommen 

ist, zeigte sich in den Folgejahren bis zuletzt eine fort­

gesetzte Verschärfung der Arbeitsmarktprobleme in 

Österreich: Zwischen 2011 und 2015 kam es insgesamt 

zu einer Zunahme um rd . 107.600 auf 354.300 Arbeits­

lose. 

Auch im europäischen Vergleich hat sich die weithin 

günstigere Arbeitsmarktlage in Österreich etwas relati-

233 Arbeitsmarktservice: www.ams.at >Arbeitsmarktdaten 

In Österreich erfolgte im selben Zeitraum mit +1,6 Pro ­

zentpunkten eine unterdurchschnittliche Zunahme 

und auch das Niveau der Arbeitslosigkeit lag zuletzt im 

2. Quartal 2016 mit 6,1% deutlich unter dem EU-Durch­

schnitt. 

Dennoch haben die Österreicher/in nen derzeit mit 

der höchsten Arbeitslosigkeit seit 60 Jahren zu kämp­

fen. In diesem Zusammenhang ist relevant, dass 

auch die Zahl der Beschäftigten seit 2008 um fast 

150.000 Personen zugenommen hat - allerdings ist 

hier ausschlaggebend, in welcher Qualität diese Be­

schäftigungszunahme erfolgt ist. Können die zusätz­

lichen Beschäftigungsverhältnisse die gestiegene Ar-

234 vgl. Monitoring über Sozialdaten (04/2009): www. sozialministerium.at > Service I Medien> Downloads (Suchbegriff: "Sozial­
datenmonitoring") 

235 aktuelle Arbeitsmarktdaten: www.sozialministerium.at >Arbeit I Behinderung> Arbeitsmarkt> Arbeitsmarktdaten (Anm : Eine 
Ursache für das höhere Niveau der österreichischen Arbeitlosenquote ob 2014 besteht auch in von Statistik Austria umgesetzten 
Verbesserungen bei der Berechnungsmethode.) 
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beitslosigkeit zumindest teilweise entschärfen , oder verfügbare Arbeitszeit oder in Hinblick auf das Rechts­

kennzeichnet diese steigende Beschäftigung hierfür verhältnis)? 

unzureichende Eigenschaften (z.B. in Bezug auf die 

Grafik 2: Arbeitslosigkeit - Vergleich ausgewählter EU-Mitgliedstaaten seit 2008 und Stand 2016 
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Quelle: Eurostot (letzte Aktuo!isierung 6.10.2016) 

Eine weitere wichtige Frage, die in diesem Beitrag ge- 17.1.3 Stabile Konsumquote und rückläufige 

klärt werden soll, ist die Gefährdungsverteilung in Be- Sparquote 

zug auf die zunehmende Arbeitslosigkeit: Für welche An der Schwelle des Übertritts der Krise auf die öster-

Bevölkerungsgruppen kam es verstärkt zu krisen be- reichische Realwirtschaft Ende 2008 war die Besorgnis 

dingten Brüchen oder Nachteilen im Erwerbsleben, groß, dass sich die Zukunftsängste der Bevölkerung in 

wer sind die größten Verlierer/innen der Krise? einem massiven Einbruch der Einzelhandelsumsätze 
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niederschlagen würden. Ein drastischer Rückgang des 

Konsums hätte die Rezession verstärkt und den posi ­

tiven Effekten der Konjunkturmaßnahmen entgegen­

gewirkt. Doch bereits das Weihnachtsgeschäft 2008 

sorgte für eine erste Entwarnung236 und auch in den 

nächsten Jahren stärkte eine stabile Konsumquote die 

österrei chische Wirtschaft. 

Grafik 3: Konsum-, Spar- und Investitionsquote (in %) 2008-2015 
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Quelle: OeNB, Statistik Austrio, W/FO 

1 Konsumquote: Anteil des privaten Konsums am Bruttoinlandsprodukt 
2 Sporquote (netto): Anteil des Sparens der privaten Haushalte am ges. verfügbaren Einkommen 
3 Investitionsquote: Anteil der Unternehmensinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt 

Daneben weist indessen eine deutlich sinkende Spar­

quote darauf hin, dass dieser Konsum zunehmend 

nicht mehr nur aus laufenden Einkommen gedeckt wur­

de bzw. werden kann (siehe Grafik 3); darüber hinaus 

bestehen auch verminderte Sparanreize infolge des 

Absinkens der Einlagezinsen 237 • Demgegenüber ist die 

Investitionsquote der österreichischen Unternehmen 

zwar (v.a . zwischen 2012 und 2015) insgesamt um etwa 

2 Prozentpunkte gesunken, ein ausgeprägter Rück­

gang wie bei der Sparquote der privaten Haushalte seit 

2008 um 5 Prozentpunkte ist jedoch nicht feststellbar. 

Diese relativ stabile Investitionstätigkeit vor allem seit 

236 vgl. Meldung der Austrio Presse Agentur vom 22. Dezember 2008: "Christkind trotzt Krise: Weihnachtsgeschöft wie Vorjahr" 

m vgl. Interview mit Rechts- und Staatswissenschafter Dr Wolfgong Hetzer: "Der Sparer wird schleichend enteignet': in. Der Standard 
vom 17.3.2016, S. 13. 
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Beginn der Krise stellt keine Selbst verständlichkeit 17.1.4 Krisenabfolgen und politische Gegen-

dar, das zeigen beispielsweise Rückgänge im selben strategien 

Zeitraum von über 11 Prozentpu nkten in Portuga l Seit 2008 wirkten unte rsch iedliche Ausprägu ngen 

oder von rd. 4 Prozentpunkten in Italien. 238 krisenhafter Entwicklungen in Europa auf Österreich 

ein . Diese bewirkten wiederum spezifische polit ische 

Dass die Investitionsfreudigkeit der österre ich ischen Maßnahmen. Fo lgende Tabelle 1 gibt hiervon einen 

Unternehmen im Krisenverlauf kei nen substanziel- komprimierten Überbl ick. Darüber hinaus kann diese 

len Ei nbruch erlitten hat, liegt nicht zulet zt auch an Darstellung behilflich sein, in der Folge auch vertei­

den konjunkturstützenden Maßnahmen der österrei - lungswirksame Ent wicklungen besser ei nord nen zu 

chischen Bundesregierung, die u.a. im nächsten Ab- können: 

schnitt überblickshaft dargeste llt werden. 

Tabelle 1: Krisenabfolgen und Maßnahmen der österreichischen Bundesregierung 

Zeitraum 

Verlauf 

Maßnahmen der 
österreichischen 
Bundesregierung 

Wirtschafts- und Finanzkrise 

• Begi nn: Platzen der US-Immobilienblase im Sommer 2007 
• Krise erfasst österreich ische Realwirtschaft im Herbst 2008 

• einschneidendes Krisenjahr in Österreich: 2009 

US-Immobilien- und Spekulationskrise 2007: Häufung von uneinbringlichen ("faulen") 
Kred iten; Eskalation aufgru nd des Zusammenbruchs der Investmentbank "Lehman Brothers" 
im September 2008; massive Kursverlu ste an den Börsen; weltweit massive Einbrüche bei 

der Industrieproduktion und ein stark angeschlagenes internationales Bankensystem 

füh rte zu stockender Kred itverga be an die Realwirt schaft ~ daher staatliche Garantien und 

Bankenrettungen (Verhinderung einer längerfristigen "Kreditklemme") ~ Entwicklungen 

führten zu einem starken Rückgang des Bruttoinlandsprodukts (v. a. 2009) und zur Wirt­

schaftskrise 

• Vorziehen der für 2010 geplanten Steuerreform auf 2009 (Entlastung v.a. für Personen 
mit geringem/mit tlerem Jahreseinkommen; Ausweitung der Spendenabsetzbarkeit ; 
Besteuerung von Aktienoptionen für Manager/ innen; höhere Freibet räge für Selbstständige 
inkl. Ein -Personen-Unternehmen; Famil ienpaket); Volumen (Abgaben-Minderaufkommen): 

ca. 3 Mrd. EUR/Jahr 
• Arbeitsmarktpakete 1 und 11 (rd . 570 Mio EU R 2009/2010) 

• Konjunkturpaket 1 (Beschluss Oktober 2008): Investit ionen in Infrastruktur, Finanzierungs­
kostensenkung für Unternehmen (Ausweitung staat licher Haftungen und Garantien so­
wie Ermöglichung günstiger Kreditkonditionen zur Abwendung der befürchteten "Kredit­
klemme"), Erhöhung der Einkommen privater Haushalte, Unterstützung österreichischer 
Export-Unternehmen und Investoren; Vo lumen: insg. ca . 2,2 Mrd. EUR für 2009 und 2010 

• Konjunkturpaket 1I (Beschluss Dezember 2008) : regionale Beschäfti gungsoffensive, 
kostenloses Kindergartenjahr, Forschungsförderung, Investitionen in Infrastruktur 

(v.a. Bauwirtschaft); Volumen: insg. ca . 1,6 Mrd. EUR für 2009 und 2010 

23R Bruttoinvestitionsquoten - Eurostat-Abfroge vom 318.2016 (http://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/submitviewTableAction.do) 

, 351 
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Fortsetzung Tabelle 1: 

Zeitraum 

Verlauf 

Maßnahmen der 
österreich ischen 
Bundesregierung 

Staatsschulden- bzw. Eurokrise 

Beginn ab 2010, nachdem Griechenlands Kreditwürdigkeit von der Ratingagentur 
"Standard&Poor's" im Oktober des Vorjah res herabgesetzt wurde; sukzessives "Down­
grading" Griechenlands und wei terer Staaten der Eu rozone (v.a . Italien, Spanien, Portuga l 
und Zypern) sowie negative Trendeinschätzungen für fast alle Mitgliedstaaten der Eurozone; 
tendenzielle Entspannung ab 2014 

Staatsschuldenkrisen von Euro-Mitgliedstaaten: unterschiedliche Ausprägungen je nach 
Eurozonen-Mitglied; im Mittelpunkt standen jewei ls Herabstufungen der Kreditwürd igkeit 
(du rch Rati ngagentu ren) aufgrund ho her Staatsverschuldungen, die si ch u.a. im Zu ge der 
Konjunkturprogramme nach Eintritt der Wirtschafts- und Finanzkrise verschärften (be­
troffen waren insbesondere Griechenland, Spanien, Portugal, Italien, Irland, Zypern und 
Slowenien); die betroffenen Euro-Mitgliedsstaaten erhielten auf den internationalen Finanz­
märkten keine leistbaren Refinanzierungen mehr ~ EU-Länder mit ausreichender Bonität 
stellten Darlehen bereit ("Euro-Rettungsschirm", ES W); gleichzeitig setzte die EU Initiativen 
zur Haushaltsd isziplin v.a. der Eurozonen-Mitgliedstaaten ("Schuldenbremse" = EU-Fiskal­
pakt, "Sixpack '(2) ~ die gesamte Eurozone wu rde wirtschaftlich geschwächt (die in vielen 
Staaten umfangreichen Konsolidierungsmaßnahmen erschwerten zusätzlich die konjunk­
turelle Erholung; in vielen Krisenländern kam es zu Kürzungen im Sozialsystem und Kauf­
kraftverlusten) 

Budgetkonsolidierung in Österreich ab 2010 > "Sparpaket" -Einigung 2012: 

• sturkturelles gesamtstaatliches Defizit soll nach den Maßnahmen den Zielen der 
österreichischen "Schuldenbremse"2 entsprechen (2017 max. 0,45% des BIP); Volumen 
insgesamt: 26,5 Mrd. EUR (2012 bis 2016) 

Maßnahmen-Beispiele: 

• Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage (Arbeitslosen- und Pensionsversicherung) 
• Aufnahmestopp für den öffentlichen Dienst bis 2014 
• Verwaltungsreformen (Ei nspa rungen u. Effizienzsteigerungen) 
• Streichung der Speku lationsfrist beim Immobilien-Verkauf 
• bis 2016 befristeter Solidarbeitrag (Angestellte ab 184.000 EUR brutto/Jahr) 
• Abgeltungsabgabe fü r unversteuerte Ge lder auf schweizerischen Konten 
• Befürwortung der Einführung einer Finanztransaktionssteuer nach EU-Modell 
• Halbierung der staatlichen Prämie für die Privatvorsorge und das Bausparen 

In bestimmten Bereichen aber auch zusätzliche Investitionen (2012-2016): 

• Schulen (1,6 Mrd. EUR), Universitäten (Uni-Milliarde ab 20l3), Gesundheit, Infrastruktur, 
Sicherheit, Arbeitsmarkt (750 Mio. EUR Arbeitsmarktoffensive für Ältere), Pflege 
(Verlängerung des Pflegefonds); bestehende "Offensivmitte l" blieben unangetastet 

• keine Anhebung von Massensteuern 

Quellen: Bundeskanzleramt, BMF, IHS, WIFO 

I ESM = Europäischer Stabilitätsmechanismus (www.esm.europa.eu) 
2 Information des Europäischen Parlaments: www.europarl.europa.eu > Informieren> Kurzdarstellungen zur Europäischen Union 

> Wirtschafts- und Währungsunion > Kapitel 4.2.1 "Ein neuer Rahmen für die Fiskalpolitik" 
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Diese Übersicht zeigt, dass in der Abfolge der Krise- beitrags von Personen mit sehr hohen Einkommen 

nentwicklungen zunächst kaufkraftstärkende sowie wurden auch mit Hilfe der Anhebung der Höchst-

investitionsstützende Maßnahmen getroffen wurden beitragsgrundlage und mit der Streichung der Speku-

(Entlastung niedriger und mittlerer Einkommen durch lationsfrist bei Immobilienverkäufen diesbezügliche 

das Vorziehen der Steuerreform, Konjunkturpakete Akzente gesetzt. 

mit starkem Schwerpunkt auf Infrastruktur-Investi-

tionen). In einem späteren Schritt wurden jedoch im 

Rahmen des Konsolidierungspakets öffentliche Ausga ­

ben wieder reduziert. Denn wie in anderen EU -Staaten 

auch hat sich in Österreich der öffentliche Schulden­

stand seit 2008 stark erhöht, nämlich bis 2015 um 

insgesamt rd. 18 Prozentpunkte auf ca. 86% des BIP. 

Allerdings relativieren Vergleiche zu Entwicklungen in 

anderen Eurozonen-Staaten im selben Zeitraum wie 

Italien (+30,3 Prozentpunkte auf 132,7%), Portugal 

(+57,3 Prozentpunkte auf 129%) oder Griechenland 

(+67,5 Prozentpunkte auf 176,9%) das Ausmaß des 

krisenbedingten Staatsschuldenzuwachses in Öster­

reich. 239 

Dessen ungeachtet wurden - v.a. vor dem Erfahrungs­

hintergrund der rigorosen Kreditwürdigke itsherabstu ­

fungen von (krisengebeutelten) Staaten - in Österreich 

und ganz Europa Konsolidierungspakete geschnürt 

(siehe Tabelle 1). Diese "kollektive EU-Sparpolitik" ver­

minderte die wirtschaftliche Dynamik des Euroraums 

in den letzten Jahren deutlich. 

In Zusammenhang mit der Budgetkonsolidierung 

in Österreich wurde aber auch erkennbar, dass die 

Stärkung der Verteilungsgerechtigkeit zunehmende 

Bedeutung bei der Gestaltung der politischen Maß­

nahmen einnahm: Neben der Einführung eines Solidar-

Die Tatsache, dass die Wirtschaftskrise ihren Ur­

sprung in einer Spekulationskrise hatte, führte zu ei ­

ner verstärkten Sensibilisierung dahingehend, dass 

die Kosten der Sparpakete nicht zu Lasten jener Be­

völkerungsgruppen mit geringen Einkommen gehen 

sollten. Eine in Bezug auf das Einnahmenvolumen 

symbolische Entscheidung, welche diese Haltung ver­

mitteln sollte, war die Wiedereinführung der Schaum­

weinsteuer ("Sektsteuer") 201424°, während das Spar­

paket dezidiert keine Erhöhung von Massensteuern 241 

vorsah. 

All diese Akzentuierungen müssen aber im Kontext 

der Dimensionen budgetärer Anstrengungen, die bei ­

spielsweise im Rahmen des Finanzmarktstabilitäts­

gesetzes zu Beginn der Wirtschaftskrise bereits 2008 

getroffen wurden, relativie rt werden: Der österrei ­

chische Bankensektor wurde durch Übernahme von 

Haftungen sowie Gewährung von Darlehen an Bank­

und Finanzinstitute, durch Zuführung von Eigenmit­

teln und z.T. durch Übernahme von Eigentumsrechten 

in Ausnahmefällen (z.B. Kommunalkredit, Hypo Alpe 

Ad ria) massiv gestützt. Bereits damals wurde vom Ge­

setzgeber ein finanzieller Rahmen von bis zu 22 Mill iar­

den EUR zur Verfügung gestellt, wobei die Instrumente 

"Zuführung von Eigenkapital" sowie "Übernahme von 

staatlichen Haftungen" am stärksten in Anspruch ge-

239 Eurostot-Daten "Öffentlicher Schuldenstand" (letztes Update vom 10.10.2016) 

," vgl. Linsinger, Eva: Sektsteuer: Abgaben für "Reiche und Lustige" hoben eine longe Trodition; in: Profil 1112.2013: 
http://www.profil.at/oesterreich/sektsteuer-abgaben-reiche-lustige-tradition-370729 
(Anm d. Verf. Laut Angaben des Bundesminis teriums für Finanzen log der Abgabenerfolg bei der Schaumweinsteuer im Jahr 
2015 bei rd. 20 Mio. EUR.) 

241 vgl. Bundeskanzleramt Österreich: Konsolidierungspoket 2012-2016; Wien Februar 2012, S. 2. 
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nommen wurden. 242 Der österreichische Fiskalrat be­

zifferte indessen, dass bis Ende 2015 insgesamt 35,7 

Mrd EUR der Bruttoverschuldung auf Maßnahmen im 

Rahmen des Bankenpakets zurückzuführen sind. 243 

Daneben berechnete die Statistik Austria die erwar­

teten Gesamtkosten für die österreichischen Steuer­

zahler/ innen, welche sich alleine im Zuge der Ver­

staatlichung der gescheiterten Hypo Alpe Adria-Bank 

bzw. im Zusammenhang mit deren Abbaugesellschaft 

HETN44 ergeben, auf insgesamt 12,5 Mrd . EUR245. Die 

Ausgestaltung einer gerechten Verteilung diesbezüg­

licher budgetärer Einschränkungen wird eine der gro­

ßen zukünftigen Herausforderungen darstellen. 

Im Vergleich dazu: Die jährlichen Ausgaben für die Be­

darfsorientierte Mindestsicherung (BMS) beliefen sich 

2015 - ebenfalls lautStatistikAustria - auf 0,8 Mrd. EUR 

(das sind 0,8% an den gesamten Sozialausgaben). 

17.1.5 Aktuelle Herausforderungen und Ausblick 

Vor dem Hintergrund der Entwicklungen seit 2008 

kommt auch dem im Jahr 2015 von Österreich ge­

leisteten Beitrag bei der Bewältigung der Flüchtlings­

bewegungen nach Europa246 eine verteilungspoliti­

sche Dimension zu : Eine der zentralen Aufgaben der 

nächsten Jahre wird zweifelsfrei in der erfolgreichen 

Bewältigung der beruflichen und sozialen Integration 

dieser Bevölkerungsgruppe liegen . 

Erste Erhebungen des Arbeitsmarktservice (AMS) zei ­

gen, dass die beruflichen Kompetenzen der flüchten ­

den Menschen unterschiedlich ausgeprägt sind: 

Während beispielsweise von den Flüchtlingen aus Afg­

hanistan nur 26% eine über die Pflichtschule hinausge­

hende Ausbildung erworben haben, liegt dieser Anteil 

bei den erhobenen Personen aus Syrien bei 67%. Das 

AMS hat in diesem Zusammenhang 2016 rund 68 Mio. 

EUR für Maßnahmen zur Integration von Asylberech ­

tigter in den Arbeitsmarkt investiert, v.a. in Form von 

Deutschkursen, Aus- und Weiterbildungen und im Be­

reich der Anerkennung von Qualifikationen.247 

Europa steht weiterhin vor großen Herausforderun­

gen - nicht nur in Bezug auf die Flüchtlingskrise. Auch 

das eingetretene Pro-Brexit-Votum in Großbritannien 

hat neue wirtschaftliche und europapolitische Un­

sicherheiten hervorgerufen . Die führenden Wirt­

schaftsforschungsinstitute IHS und WIFO prognosti ­

zierten im Herbst 2016 für das laufende Jahr ein reales 

BIP-Wachstum von 1,7% und für 2017 mit 1,5% einen 

Wert im Euroraum-Durchschnitt. Darüber hinaus wur­

de festgehalten , dass der private Konsum 2016 erst­

mals seit drei Jahren wieder gestiegen ist und das 

österreichische Wirtschaftswachstum in seI ben Jahr 

mit +1,7% den Rückstand zum Euro-Raum und zu 

Deutschland überwunden habe. Darüber hinaus 

schätzen die WIFO-Experten/ Expertinnen die negati ­

ven Effekte des " Brexits" auf Österreichs Wirtschaft als 

geringfügig ein (weniger als 0,1% des BIP 2017).248 

242 vgl. Bundesministerium für Finanzen: www.bmf.gv.at > Finanzmarkt > Finanzmarktstabilitätspaket 

243 vgl Information des Büros des Fiskalrotes vom 12. Jönner 2016. Das "österreichische Bankenpaket" und die StaatsfInanzen 
(www.fiskalrat.at > Publikationen > Sonstige Studien) 

244 HETA ASSET RESOLUTION AG (www.heta-asset-resolution.com) 

2
4
5 vgl. Meldung der Austria Presse Agentur vom 26. Juni 2016: "Hypo-U-Ausschuss - Hypo als Milliardengrob für Steuergeld" 

246 laut Asyls ta tis tik des Innenministeriums rd +60.300 Anträge im Vergleich zum Jahr 2014 

241 vgl. Sozialminis terium >Service I Medien >News & Veranstaltungen> Archiv (121.2016)' "Kompetenzchecks als Ausgangbasis für 
F1üchtlingsintegrotion" 

2
4

8 vgl. WIFO: Prognose für 2016 und 2017 Konsum wöchst erstmals seit drei Jahren wieder, Wien, September 2016, S. 1-6 
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Trotz dieser günstigeren konjunkturellen Aussichten 

prognostiziert das Arbeitsma rktservice auch für 2017 

einen weiteren Anst ieg der Arbeitslosigkeit, da v.a. 

das Arbeitskräfteangebot stärke r als die Beschäfti­

gung zunehmen werde.249 Eine zuletzt veröffentlichte 

mittelfristige WIFO-Prognose erwartet aus demse lben 

Grund sinkende Arbeitslosenzahlen in Österreich erst 

für das Jahr 2021.250 

17.2 Arbeitsmarkt und Beschäftigung 

Im ersten Abschnitt wurde die allgemeine Entwick­

lung der Arbeitslosigkeit seit 2008 da rgestellt. Dieser 

Teil des Beitrags soll die spezifische Verteilung dieses 

Anstiegs sowie des gleichzeitigen Beschäftigungszu­

wachses beleuchten . 

17.2.1 Merkmale des Anstiegs der Arbeitslosigkeit 

2008 bis 2015 

Während sich zunächst im Krisenja hr 2009 die gestie­

gene Arbeitslosigkeit vor allem auf die Berufsgruppe 

" Industrie und Gewerbe" konzentrierte (aufgrund der 

bereits erwähnten Einbrüche bei der Indust rieproduk­

tion), verteilten sich die Anstiege in den Folgejahren 

über alle Branchen weitgehend ausgleichend , sodass 

sich mittlerwei le kein Wirtschaftszweig als markanter 

" Krisenverlierer" abhebt. 

Bei einer Betracht ung in Bezug auf die Ausga ngslage 

2008 vermitteln soziodemografische Eigenschaften 

wie Alter, Gesch lecht, Bi ldungsstand oder Staatsan­

gehörigkeit der von Arbeits losigkeit betroffenen Men­

schen ein aussagekräftigeres Bi ld (siehe Tabelle 2): 

Tabelle 2: Zahl der arbeitslosen Personen nach Bildung, Alter und Geschlecht 2008-2015 

Insgesamt 
Absolute 

Veränderung 2008-2015 in % 
Veränd. 

2008 2009 2015 2008-2015 Insgesamt Frauen Männer 

Bildung 

Kein Schulabschluss 12.063 14.057 23.220 +11.157 +92,5 +86,5 +97,1 

Pflichtschule 87.134 104.478 141.029 +53.895 +61,9 +52,9 +69,3 

Lehrausbildung 73.598 93.140 115.401 +41.803 +56,8 +48,7 +61,2 

Höhere Schule 17.539 22.073 33.464 +15.925 +90,8 +82,5 +99,9 

Akademische Ausbildung 8.649 10.663 21.515 +12.866 +148,8 +149,2 +148,3 

Alter 

jünger als 25 Jahre 34.069 42.908 46.701 +12.632 +37,1 +26,0 +45,8 

von 25 bis unter 50 Jahre 134.564 165.672 213.816 +79.252 +58,9 +53,2 +63,8 

ab 50 Jahre 43.620 51.728 93.814 +50.194 +115,1 +116,5 +114,2 

Insgesamt1 212.253 260.309 354.332 +142.079 +66,9 +59,7 +72,6 

Quelle. BaIiWeb-Abfroge; AMS, HVS 

Oie Summe der Arbeitslosen in allen Bildungskategorien ist geringer als jene in der Zeile "Insgesamt", da unter diesen auch die 
Kategorien "Unbegeklärt" und "Mittlere Ausbildung" enthalten sind, die nicht ausgewiesen wurden. 

249 vgl. AMS/ Synthesis Forschung: Vorübergehend verlangsamter Anstieg der Arbeitslosigkeit - Quartalsprognose zum österreichi­
schen Arbeitsmarkt 2016/2017; Wien, September 2016, S. 5-9 

250 vgl. WIFO-Presseinformation: Mittelfristige WIFO-Prognose: Arbeitslosigkeit steigt bis 2019/20 weiter; Wien, Oktober 2016, S 1-2 
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Im Krisenjahr 2009 erfolgte die Zunahme der Arbeits- ten Arbeitslosen einnehmen, liegt der Akademiker/ 

losigkeit noch in allen drei dargestellten Altersgruppen innen-Anteil 2015 bei nur 5% (2008: 3,3%). Die Arbeits-

relativ gleichmäßig (mit einer geringfügig höheren re- losenquoten nach Bildungsabschluss sind in diesem 

lativen Betroffenheit der jüngeren Bevölkerung). In der Zeitraum an bei den "Extremen" gestiegen: Jene der 

Gesamtbetrachtung der Kategorie "Alter" ist jedoch Nur-Pflichtschul-Abgänger/ innen um fast 12 Prozent-

auffallend, dass die stärkste absolute Zunahme mit punkte auf 26% im Jahr 2015; jene der Akademiker/ 

rd . 79.300 Personen zwar erwartungsgemäß bei den innen um 1,5 Prozentpunkte auf 3,4%.252 

Personen im Erwerbsalter zwischen 25 und 50 Jahren 

stattgefunden hat; die höchste relative Zunahme ist In diesem Sinne konnte höhere Bildung zwar nicht 

zwischen 2008 und 2015 hingegen mit 115% bei den gänzlich vor der zunehmenden Arbeitslosigkeit schüt-

älteren Erwerbstätigen festzustellen. 251 zen - ein deutliches Signal ist aber, dass sich insgesamt 

etwa 45% der gesamten Zunahme der Arbeitslosigkeit 

In diesen Zahlen schlagen sich neben demografischen 

Effekten aber auch langfristige Bemühungen der 

Bundesregierung nieder, frühzeitige Pensionierungen 

zurückzudrängen und mit Hilfe beruflicher Rehabilitie­

rungsmaßnahmen die Zahl der (unbefristeten) Invali­

ditätspensionistinnen/-pensionisten zu begrenzen. 

Betrachtet man die Zunahme der Arbeitslosigkeit 

seit Beginn der Krise nach dem Bildungsstatus, zeigt 

sich eine vielschichtige Entwicklung seit 2008: Einer­

seits wird deutlich, dass jene Personen, die nur über 

einen Pflichtschulabschluss verfügen, in absoluten 

Zahlen mit einer Zunahme um fast 54.000 auf rd. 

141.000 Arbeitslose bis zum Jahr 2015 die größte Ri ­

sikogruppe darstellen; andererseits kam es beispiels­

weise auch bei den Akademikerinnen/Akademikern zu 

einem spürbaren Anstieg (rd . +13.000 Personen), wo­

bei hier das Niveau mit etwa 21.500 arbeitslosen Per­

sonen hingegen deutlich geringer ist. 

Denn während Personen ohne einen die Pflichtschu­

le übersteigenden Bildungsabschluss seit 2008 in 

etwa konstant einen Anteil von 46% an den gesam-

zwischen 2008 und 2015 auf Personen mit keinem oder 

nur Pflichtschulabschluss verteilt hat. 

Die geschlechtsspezifische Verteilung zeigt in fast allen 

Bildungskategorien (außer bei den "Akademischen Aus­

bildungen") sowie in der Gesamtbetrachtung eine deut­

lich stärkere prozentuelle Zunahme der Arbeitslosigkeit 

bei den Männern. Zwischen 2008 und 2015 erhöhte sich 

der Anteil der Männer an den gesamten arbeitslosen 

Personen um etwa zwei Prozentpunkte auf rd. 58%. 

Ausländer/ innen kämpfen in Österreich seit 2008 mit 

einem deutlich erhöhten Arbeitslosigkeitsrisiko: Lag 

der Anteil der Personen mit österreichischer Staats­

bürgerschaft an den gesamten Arbeitslosen vor Be­

ginn der Krise bei 82%, so sank dieser Anteil bis 2015 

um rd . 10 Prozentpunkte auf 73%. Insbesondere 

Personen aus Drittstaaten sind in Österreich einem 

zunehmenden Arbeitslosigkeitsrisiko ausgesetzt: 

Während ihr Bevölkerungsanteil laut Statistik Austria 

2015 nur rd . 6,6% umfasst, lag ihr Anteil an den gesam­

ten Arbeitslosen im selben Jahr bei rd. 16%. An dieser 

Stelle ist hinzuzufügen, dass auch das Arbeitskräfte-

251 Es bestehen hier auch geringfügige Effekte der Alterung (Iangzeitbeschöftigungslose Personen fallen innerhalb des Beobach­
tungszeitroumes in eine höhere Alterskategorie). 

252 vgl. www.ams.at >Arbeitsmarktdaten > Berichte und Auswertungen > Arbeitsmarkt & Bildung 
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potenzial 253 im sei ben Zeitraum um beinahe 290.000 länger als zwölf Monate von Arbeitslosigkeit betroffen 

Personen oder 8% angewachsen ist. waren, zwischen 2008 und 2015 um sieben Prozent-

punkte angestiegen ist und sich die Gesamtzahl jener 

Die Entwicklung der durchschnittlichen Dauer der Ar- Personen insgesamt versechsfachte, blieb jener Anteil 

beitslosigkeit weist auf eine zunehmende Zahl von der zwischen drei und sechs Monate arbeitslos Ge-

Personen hin, die gravierende Probleme haben, wieder meldeten relativ konstant. Demgegenüber sank hinge-

ein geregeltes Erwerbsleben führen zu können . Diese gen der Anteil jener Personen, die nur kurze Arbeits-

Verteilung der Dauer der Arbeitslosigkeit wurde in losigkeitsperioden von unter drei Monaten erleben im 

den Jahren seit Beginn der Krise ebenfalls ungleicher: gesamten Zeitverlauf sogar um 17 Prozentpunkte. 

Während der Anteil jener arbeitslosen Personen, die 

Grafik 4: Veränderung der Anteile an den gesamten arbeitslosen Personen nach Staatsangehörigkeit 

zwischen 2008 und 2015 
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253 Dos Arbeitskräftepotenzial (nationale Definition) umfasst olle unselbstständig Erwerbstätigen und die registrierten arbeitslosen 
Personen. 
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Tabelle 3: Arbeitslose Personen nach Vermerk- bzw. Verweildauer 2008-2015 

Veränderung Anteile 2015 
Veränd. der 

2008 2015 Anteile 08-15 
2008-15 in % in% 

in %-Punkten 

bis unter 3 Monate 139.988 173.866 +24 49 -17 

3 Monate bis unter 6 Monate 45.164 78.701 +74 22 +1 

6 Monate bis unter 1 Jahr 21.355 67.004 +214 19 +9 

1 Jahr und länger 5.746 34.760 +505 10 +7 

Quelle: Quelle· BoIiWeb-Abfroge; AMS, HVS 

Mit fortwährender Dauer der angespannten Lage auf 

dem Arbeitsmarkt wird somit auch jene Personen ­

gruppe größer, der es aufgrund unterschiedlicher 

Nachteile (v.a. Qualifikationshintergrund und gesund­

heitliche Probleme) besonders schwerfällt, einen neu­

en Arbeitsplatz zu f inden bzw. langfristig zu beha lten . 

Diese Tendenz bildet sich noch deutlicher in der Zahl 

der langzeitbeschäftigungslosen Personen ab: Im Un-

terschied zur Kategorie "Langzeitarbeitslosigkeit" 

werden bei diesem Konzept all jene berücksichtigt, 

die länger als 365 Tage als arbeitslos registriert sind 

oder auch an einer (AMS-)Schulung teilnehmen bzw. 

sich auf Lehrstellensuche befinden. Erst eine Unter­

brechung von über 62 Tagen (längere Krankheit oder 

Arbeitsaufnahme254
) unterbricht Langzeitbeschäfti ­

gungslosigkeit. 

Grafik 5: Langzeitbeschäftigungslosigkeit 2008-2015 (in Personen) 

2008: Insgesamt 

Frauen 

Männer 

2015: Insgesamt 

Frauen 

Männer 
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254 "Bezugssperre" gilt nicht 015 Unterbrechung. 
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Wie in Grafik 5 ersichtlich wird , kam es zwischen 2008 

und 2015 zu einem deutlichen Anstieg dieser von der 

angespannten Arbeitsmarktlage am schwerwiegends­

ten betroffenen Bevölkerungsgruppe: Der Zuwachs 

um rd. 75.400 Personen auf insgesamt rd . 110.000 Per­

sonen bedeutet zudem mehr als eine Verdreifachung 

dieser von langfristiger Erwerbsfern e geprägten Men ­

schen. Laut einer Darstellung des AMS lag der Lang­

zeitbeschäftigungslosen-Ante il an den arbeitslosen 

Männern im November 2015 mit 34,2% höher als jener 

unter den arbeitslosen Frauen (28,4%). Darüber hinaus 

sind arbeitslose Personen ab 45 Jahren (+8%-Pkte.), 

Arbeitslose mit höchstens Pflichtschulabschluss (rd . 

+4%-Pkte.) sowie v.a . jene mit einer gesundheitlichen 

Vermittlungseinschränkung (+21%-Pkte.) überdurch­

schnittlich von Langzeitbeschäftigungslosigkeit be­

troffen .255 

Junge Menschen mit ähnlich gelagerten Schwierig­

keiten am Beginn ihrer Erwerbskarrieren werden mit 

der Kennzahl NEEp 56 erfasst. Es handelt sich hierbei 

um Personen im Alter zwischen 15 und 24 Jahren, die 

erwerbslos sind und auch an keiner Aus- oder Weiter­

bildung teilnehmen (EU-Definition). Wenngleich Öster­

reich bei dieser Kennzahl insgesamt zwischen 2008 und 

2015 einen weitgehend konstanten Verlauf vorweisen 

kann und mit zuletzt 7,5% im Vergleich zum EU -Durch­

schn itt (12%) ein relativ geringes Niveau einnimmt, 

besteht doch ein geschlechtsspezifischer Unterschied 

im Zeitverlauf: Während die männliche NEET-Quote 

seit 2008 um fast einen Prozentpunkt auf 7,7% zuge­

nommen hat, ist jene der jungen Frauen im selben Ver­

gleichszeitraum 0,8 Prozentpunkte zurückgegangen. 

Über den gesamten Beobachtungszeitraum be­

trachtet wurde der höchste NEET-Wert in Öster­

reich mit 8,2% im Krisenjahr 2009 gemessen.257 

17.2.2 Steigende Beschäftigungszahlen durch 

Frauen und Teilzeit 

Auch wenn dieser Befund widersprüchlich erscheint: 

Die - wie bereits beschrieben - fast kontinuierlich stei ­

gende Arbeitslosigkeit in Österreich seit Beginn der 

Krise(n) ging mit steigenden Beschäftigungszahlen 

einher. Um diese Aussage nachvollziehbar zu machen, 

lohnt sich ein Blick auf die Qualität dieser neuen (un­

selbstständigen) Beschäftigungsverhältnisse. 

Eine Möglichkeit liegt in der Betrachtung der Verteilung 

zwischen Voll- und Teilzeitbeschäftigungsverhältnis­

sen: Während 2008 die Teilzeitquote, also der Anteil der 

Teilzeitbeschäftigten an den gesamten unselbststän­

dig Erwerbstätigen, insgesamt bei 23% lag, erhöhte 

sich dieser Anteil bis zum Jahr 2015 auf 28%. Dieser An­

stieg ist bei beiden Geschlechtern erfolgt, jedoch nicht 

im selben Ausmaß und vor allem auch nicht vom selben 

Niveau ausgehend: Während die Frauen-Teilzeitquote 

von 2008 bis 2015 um 5,7 Prozentpunkte angewachsen 

ist und am Ende dieses Zeitraums den Wert 47,8% ein­

genommen hat, stieg diese bei den Männern im selben 

Zeitraum um 3,2 Prozentpunkte, erreichte aber auch 

2015 den vergleichsweise niedrigen Wert von 9,8%. 

Mit Hilfe von Tabelle 4 wird ersichtlich, dass die Anzahl 

der unselbstständig Beschäftigten im Vergleichszeit­

raum insgesamt um knapp 156.000 Personen (+4,5%) 

angestiegen ist, dieser Zuwachs aber nur Teilzeit-

255 vgl. Arbeitsmarktservice Österreich. Langzeitarbeitslosigkeit und Langzeitbeschöftigungslosigkeit; Spezialthema zum Arbeits­
markt, November 2015, S 3: http://www.ams.atL docs/ 001_spezialthema_1115.pdf 

256 NEET = Not in Educotion, Employment, or Training 

257 Eurostat-Abfrage. nichterwerbstötige Jugendliche, die weder an Bildung noch an Weiterbildung teilnehmen (NEET), Altersgruppe 
der 15-24-Jöhrigen (http:// ec.europa.eu/eurostat - Code. tesem150) 
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Erwerbstätige umfasst; in Summe kam es von 2008 bis 

2015 zu einem Anstieg der Teilzeit-Beschäftigten von 

rd . 213.400 Personen, die Zahl der Vollzeit-Erwerbstä-

tigen nahm hingegen im selben Zeitraum um 57.400 

ab. 

Tabelle 4: Entwicklung unselbstständig Erwerbstätige 2008-2015, nach Voll-/Teilzeit und Geschlecht 

Gesamtentwicklung Vollzeit-Erwerbstätige lei Izeit -E rwe rbstäti ge 
Unselbstständig Veränd. seit 2008 
Erwerbstätige 
im Jahr 2015 

absolut in% 

Insgesamt 3.609.200 +155.900 +4,5% 

Männer l.875.900 +32.100 +1,8% 

Frauen l.75l.300 +123.900 +7,6% 

Quelle: Statistik Austria; Mikrozensus-Arbeitskröfteerhebung 

Darüber hinaus ist festzustellen, dass der Netto­

Beschäftigungszuwachs zu rd . 79% von Teilzeit ar­

beitenden Frauen getragen wird - wohingegen die 

Vollzeit-Beschäftigungsverhältnisse bei beiden Ge­

schlechtern seit 2008 deutlich sowohl bei Männern 

(-1,6%) als auch bei Frauen (-3,1%) abnehmen. 

Grafik 6: Atypische Beschäftigung 2008-2015 
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Eine weitere wesentliche Perspektive besteht in der 

Entwicklung der atypischen Beschäftigungsverhält­

nisse: In Grafik 6 werden die Veränderungen für fol ­

gende Hauptkategorien atypischer Beschäftigungsfor­

men dargestellt: geringfügig Beschäftigte, befristete 

Arbeitsverträge, "Neue Selbstständige", geringfügige 

freie Dienstverträge und andere freie Dienstverträge. 
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Die zunehmende Bedeutung der geringfügigen Be­

schäftigung hält an : Im Jahr 2015 gab es rd. 68.600 

mehr geringfügig Beschäftigte als 2008. Auch diese 

Entwicklung ist in den Kontext der angespannten Ar­

beitsmarktlage zu setzen, da der monatliche Richtwert 

für geringfügige Beschäftigung258 als Zuverdienstgren­

ze beim Arbeitslosengeld und bei der Notstandshilfe 

sowie auch beim Bezug vorzeitiger Pensionsleistun­

gen (z.B. Korridorpension) herangezogen wird. So ha­

ben beispielsweise allein die Fälle einer Kombination 

zwischen geringfügiger Beschäftigung und dem Bezug 

einer Arbeitslosenleistung bereits zwischen 2008 und 

dem darauffolgenden Jahr um 1,3 Prozentpunkte (rd. 

+4.600 Fälle) zugenommen. 259 Bis zum Jahr 2015 be­

t rug die Zunahme bei dieser Kombination (seit 2008) 

insgesamt rd . 23.500 Personen260. 

Auch die befristeten Arbeitsverhältnisse haben seit 

2008 stark zugenommen, nämlich um 39.000 oder 22% 

auf rd. 213.000 Verträge im Jahr 2015. Dieser Trend 

liegt deutlich über dem EU-Durchschnitt (+1,4%); in 

Deutschland kam es bei den befristeten Arbeitsver­

trägen im selben Vergleichszeitraum sogar zu einem 

Rückgang von rd . 3%. 

Beschäftigungsverhältnisse begründeten (z.B. Thera ­

peutinnen/ Therapeuten, Gutachter/ innen, Autorin ­

nen/Autoren , Vortragende)261. Während 2008 nur rd. 

42% der " Neuen Selbstständigen" Frauen waren, er­

höhte sich dieser Anteil bis 2015 auf knapp 45%. 

Bei den "Freien Dienstverträgen" ist im selben Zeit­

verlauf hingegen eine deutliche und kontinuierliche 

Reduktion feststellbar (auch bei der Variante unter 

der Geringfügigkeitsgrenze). Diese Entwicklung wurde 

nicht zuletzt von gewerkschaftlichen Forderungen un­

terstützt, welche davon ausgehen, dass der Großteil 

der Freien Dienstnehmer/ innen aus rechtlicher Sicht 

eigentl ich (kollektivvertraglich geregelte) Angestellten­

verträge erhalten müssten.262 Darüber hinaus wurden 

Kostenvorteile für Arbeitgeber/ innen reduziert, da Freie 

Dienstnehmer/ innen ab 2008 sowohl in die Arbeitslo­

senversicherung, in die "Abfertigung NEU " als auch in 

die Insolvenzentgeltsicherung einbezogen wurden. 

Vollzeit-Arbeitsvolumen geringer als 2008 

Ein Jahresvergleich zwischen 2008 und 2015 zum Ge­

samtausmaß des Arbeitsvolumens, das sind die ins­

gesamt geleisteten Arbeitsstunden unselbstständig 

Beschäftigter, bestätigt die Tendenz zur Teilzeit in 

2015 arbeiteten darüber hinaus rd . 47.000 Menschen Österreich und zeigt darüber hinaus einen Trend zur 

als " Neue Selbstständige" und damit um ca. 7.600 Reduktion geleisteter Überstunden. In der Gesamt-

mehr als 2008. Diese wachsende Zahl an Unterneh- betrachtung hat das Arbeitsvolumen unselbstständig 

mer/ innen ohne Gewerbeschein(pflicht) sind in Berei - Beschäftigter, Selbstständiger und Mithelfender263 seit 

chen tätig, die früher in erster Linie unselbstständige 2008 um 5% abgenommen.264 

N monatliche "Geringfügigkeitsgrenze" 2016. 415,72 EUR 

,:.,9 vgl. Riesenfelder, Andreas u.a .. Geringfügige Beschäftigung in Österreich; Sozialpolitische Studienreihe - Band 9, Wien 2011, S. 58 

.0 Durchschnitt Jänner bis Oktober 2015 (Quelle: AMS DWH) 
/51 vgl. www.help.gv.at > Suchbegriff. Neue Selbstständige 

}62 vgl. Kainrath, VerenG. Frei, billig, ungeschützt; in: Der Standard vom 31. Juli 2013, S. 17 

2'3 Das sind z.B. Familienangehörige, die in einem Familienbetrieb mitarbeiten. 

264 Diese Daten beruhen auf der Arbeitskräfteerhebung nach dem Inländerkonzept; werden Daten aus der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung herangezogen, die auch jene steigende Anzahl ausländischer Beschäftigter berücksichtigt, die im Ausland 
wohnen (Einpendlerjinnen), ergibt sich ein Anstieg beim Arbeitsvolumen (nähere Informationen dazu siehe Kapitel 16 "verteilung 
der Arbeitszeit" im Abschnitt 16.1). 
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Tabelle 5: Arbe itsvolumen der Erwerbstät igen in der Haupttätigkeit , insgesamt; Summe in Mio. Stunden 

Unselbstständige 

davon darunter 

Insgesamt1 Vollzeit Teilzeit Überstunden 

Veränd. Veränd. Veränd. Veränd. 
2015 in% 2015 in% 2015 in% 2015 in% 

zu 2008 zu 2008 zu 2008 zu 2008 

Insgesamt 6.654,3 -5,0% 4.668,2 -7,6% 929,0 +22,9% 253,0 -27,2% 

Industrie und 
1.837,5 -4,5% 1.583,1 -6,3% 107,9 +22,6% 72,3 -30,1% 

Gewerbe2 

Herstellung 
1.139,2 -0,4% 1.004,9 -1,0% 71,9 +28,7% 45,3 -24,5% 

von Waren 

Bau 598,2 -12,2% 485,5 -16,7% 30,0 +8,1% 22,2 -39,5% 

Dienstleistungen 2 4.437,3 -3,8% 3.042,7 -8,2% 812,4 +22,5% 179,0 -25,6% 

Handel, 
921,6 -15,4% 614,5 -19,5% 189,4 +6,2% 31,5 -37,4% 

Instandhaltung 

Verkehr und 
359,6 -5,0% 302,2 -7,8% 26,1 +31,0% 19,2 -31,1% 

Lagerei 

Beherbergung 
384,9 -14,7% 222,0 -16,7% 72,4 +28,0% 12,8 -38,5% 

u. Gastronomie 

Öffentliche 
470,5 

Verwaltung 
-2,0% 409,7 -3,7% 60,9 +11,3% 25,7 -21,3% 

Gesundheits-
577,9 +7,4% 349,4 -5,2% 175,7 +39,4% 20,9 -17,6% 

und Sozialwesen 

bei Leiharbeitsfirma 
122,2 +5,2% 104,8 +2,7% 17,4 +22,5% 4,0 -29,0% 

a ngestellt 3 

Quelle: Statistik Austria 

1 Mit Ausnahme der Kategorie "bei Leiharbeitsfirma angestellt" enthalten die Werte auch das Arbeitsvolumen Selbstständiger/ Mit-
helfender 

2 Die jeweiligen Unterkategorien stellen eine unvollständige Auswahl dar 
3 Angestellte bei Leiharbeitsfirmen scheinen auch als Teilmenge in den anderen Ka tegorien auf 

Bei den unselbstständig Beschäftigten spiegelt sich herbergung und Gastronomie" und " Bau" (jewei ls 

die zuvor beschriebene Beschäftigungsentwicklung 16,7%). 

(siehe Tabelle 5): Während seit 2008 das Vollzeit-

Arbeitsvolumen um 7,6% abgenommen hat, hat jenes Die Teilzeit nahm zwischen 2008 und 2015 wiederum in 

der Teilzeit-Beschäftigten im selben Zeitraum um den Branchen "Verkehr und Lagerei" (+31%), "Herstel-

22,9% zugenommen. Der Vollzeit-Rückgang war im lung von Waren" (+28,7%) sowie "Beherbergung und 

Vergleichszeitraum am stärksten in den Branchen Gastronomie" (+28%) am deutlichsten zu. Der über alle 

"Handel und Instandhaltung" (-19,5%) sowie " Be- Branchen relativ gleichmäßig verteilte Überstunden-
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Rückgang von insgesamt 27,2% weist zudem darauf hin, 

dass der Wegfall regulärer Vollzeit-Arbeitsverhältnisse 

nicht mit Hilfe einer zunehmenden Inanspruchnahme 

von (bezahlten) Überstunden kompensiert wurde. 

Während bei den Männern die Teilzeit-Zunahme in der 

Branche "Dienstleistungen" im Beobachtungszeitraum 

am stärksten ausgeprägt war (+54,9%), zeigte sich 

dieser bei Frauen im Bereich "Industrie und Gewerbe" 

mit 20,4%. Die Vollzeit-Volumina gingen sowohl bei den 

Männern als auch bei den Frauen bei den Dienstleistun­

gen am stärksten zurück (-8,3% bzw. 7,9%) . 

17.3 Einkommensentwicklungen seit 
Krisenbeginn 

Diese schwierige Arbeitsmarktlage wirkt sich vor allem 

auch auf die Verteilung der unselbstständigen Einkom­

men aus. Die personellen (also individuellen) Einkom­

men verzeichneten aufgrund der zunehmenden Ar­

beitslosigkeit sowie steigenden Teilzeit-Beschäftigung 

v.a. in den unteren Einkommensgruppen Rückgänge, 

da vermehrt niedrige (personelle) Jahreseinkommen 

lukriert wurden . Diese Verluste konnten auf Ebene der 

Gesamteinkommen der Haushalte noch bis vor kurzem 

- v.a . auch durch die wachsende (Teilzeit-)Erwerbsbe­

teiligung der Frauen - weitgehend abgefedert werden. 

17.3.1 Reallohnverluste bei den unteren Persone-

neinkommen 

Die in Tabelle 6 dargestellte Entwicklung der Bruttojah­

reseinkommen zwischen 2008 und 2014 zeigt einerseits 

deutlich, dass die Zuwächse des unteren Einkommens­

viertels - aber auch des Medianeinkommens - deutlich 

unter der Inflation für diesen Zeitraum liegen (lag ins­

gesamt bei 12,2%265), womit hier Reallohnverluste be­

stehen. Allerdings spiegelt diese Entwicklung vielmehr 

bereits behandelte (strukturelle) Änderungen auf dem 

Arbeitsmarkt wider, nämlich die Zunahme der Teilzeit 

sowie nichtganzjähriger Beschäftigung aufgrund von 

gestiegener Arbeitslosigkeit. Daher befinden sich im 

unteren Einkommensviertel nur noch wenige Vollzeit­

beschäftigte. Diese Entwicklungen werden eingehend 

im Kapitel 13 "Entwicklung und Verteilung der Einkom­

men" im Abschnitt 13.4.1 behandelt. 

Tabelle 6: Entwicklung der Bruttojahreseinkommen1 (unselbstständig Erwerbstätige) 2008-2014, in EUR 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 

Unterstes Ein-
1l.375 1l.237 1l.213 1l.087 1l.227 1l.283 1l.497 

kommensvierteF 

Medianeinkommen3 24.253 24.449 24.516 24.843 25.373 25.767 26.273 

Dritthöchstes Ein-
37.102 37.601 37.974 38.470 39.450 40.155 40.840 

kommensviertel 4 

Quelle. Statistik Austria, Lohnsteuerdoten 

l ohne Lehrlinge 
2 l. Quartil: 25% der Bevölkerung verfügen über ein Bruttojahreseinkommen unter diesen Grenzwerten. 
3 2. Quartil: Anzahl der Einkommensbezieher/ innen über und unter diesen Grenzwerten ist gleich groß 
.; 3. Quartil: 75% der Bevölkerung erzielen Bruttojahreseinkommen unter diesen Grenzwerten . 

165 It. Wertsicherungsrechner von Statistik Austria. www.statistik.at/ lndexrechner/Controller (VP/2005) 

Veränderung 
2008-14 in % 

+1,1% 

+8,3% 

+10,1% 
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Um die Entwicklung der Bruttojahreseinkommen un- schränkt man sich zwar nur auf einen Ausschnitt der 

abhängig von diesen Faktoren beschreiben zu kön - Einkommenswirklichkeit, dieser sollte aber jedenfalls 

nen, ist es naheliegend, sich nur auf die Einkommen inflationsbereinigt ein "Auskommen mit dem Einkom-

von Vollzeitbeschäftigten zu konzentrieren. Damit be- men" ermöglichen. 

Tabelle 7: Entwicklung der Bruttojahreseinkommen1 ganzjährig Vollzeitbeschäftigter 2008 und 2014, in EUR 

2008 2014 Veränderung 2008-14 in % 

1. 
Median 

3. 1. 
Median 

3. 1. 
Median 

3. 
Quartii2 QuartiP Quartil2 QuartiP QuartiF QuartiP 

Unselbstständig 
25.993 34.173 47.469 29.689 38.956 54.232 +14,2% +14,0% +14,2% 

Erwerbstätige 

Frauen 21.692 29.183 40.295 25.508 34.092 47.096 +17,6% +16,8% +16,9% 

Männer 28.649 36.893 51.535 32.111 41.556 58.090 +12,1% +12,6% +12,7% 

Arbeiter/innen 22.075 27.860 34.187 24.895 31.347 38.400 +12,8% +12,5% +12,3% 

Frauen 16.630 20.103 24.451 19.440 23.209 28.309 +16,9% +15,5% +15,8% 

Männer 24.870 29.899 35.948 27.622 33.325 40.043 +11,1% +11,5% +11,4% 

Angestellte 28.234 38.970 56.243 32.804 45.202 64.704 +16,2% +16,0% +15,0% 

Vertrags-
27.472 33.211 41.950 31.837 38.237 49.445 +15,9% +15,1% +17,9% 

bedienstete 

Beamtinnen/ 
38.190 47.614 58.492 43.905 54.254 65.971 +15,0% +13,9% +12,8% 

Beamten 

Quelle: Statistik Austrio, Lohnsteuerdaten 

l ohne Lehrlinge 
2 25% der Bevölkerung verfügen über ein Bruttojahreseinkommen unter diesen Grenzwerten. 
3 75% der Bevölkerung erzielen Bruttojahreseinkommen unter diesen Grenzwerten. 

In Tabelle 7 werden daher die Einkommensviertel In der Gesamtbetrachtung der unselbstständig Er-

ganzjährig Vollzeitbeschäftigter für 2008 und 2014 werbstätigen verzeichnen die Frauen 266 im unters-

auch nach sozialrechtlicher Stellung dargestellt. Hier ten Viertel der Einkommensverteilung mit 17,6% die 

zeigt sich, dass sich Veränderungen in beinahe allen höchsten Zuwächse. In diesem Zusammenhang ist er-

Kategorien relativ deutlich über der Inflationsentwick- wähnenswert, dass sich die Beschäftigungsquote der 

lung von 12,2% befinden: Frauen im seI ben Zeitraum ebenfalls deutlich erhöht 

hat, nämlich um 2,5 Prozentpunkte auf 70,1% (hierbei 

266 Anteil der erwerbstätigen Frauen im Alter zwischen 20 und 64 Jahren (gemäß EU-Arbeitskräfteerhebung) on der gesamten weib­
lichen Bevölkerung derselben Altersgruppe (Eurostat-Oefinition) 
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spielen auch Generationeneffekte eine Rolle) . Jene der 17.3.2 Entwicklung der Haushaltseinkommen 

Männer ist von 2008 bis 2014 hingegen um 1,8 Prozent- weitgehend stabil 

punkte auf 78,3% gesunken. Auf Haushaltsebene werden zum einen die Einkom­

men aller gemeinsam lebenden Personen berücksich -

Bei näherer Betrachtung dieser Entwicklung nach be­

ruflichen Kategorien wird deutlich, dass die verhaltene 

Gesamtentwicklung der Einkommen ganzjährig voll­

zeitbeschäftigter Männer an den Reallohnverlusten 

von Arbeitern in allen drei untersuchten Einkommens­

vierteln liegt: Bei den männlichen Arbeitern liegt die 

günstigste Entwicklung beim Medianeinkommen, das 

sich allerdings zwischen 2008 und 2014 auch nur um 

11,5% erhöht hat; sie befindet sich demnach 0,7 Pro­

zentpunkte unter der Preissteigerung dieses Zeit-

tigt, weshalb auch die gemeinsame finanzielle Situa­

tion abgebildet werden kann; darüber hinaus zeigt 

sich hier auch die Wirkung der sozialstaatlichen Leis­

tungen, da diese je nach Haushaltskonstellation und 

Lebenssituation ihrer Mitglieder gewährt werden. Eine 

umfassende Beschreibung der öffentlichen Umver­

teilungswirkungen auf Haushaltsebene befindet sich 

im Kapitel 15 " Ein Vergleich der monetären Einkom­

mensumverteilung 2010 und 2015". 

raums; den geringsten Zuwachs erzielte das unterste Ein Vergleich des "verfügbaren Haushaltseinkommens" 

Einkommensviertel männlicher Arbeiter mit nur 11,1%. ermöglicht daher eine " realistischere" Abbildung der 

Dessen ungeachtet besteht bei den ganzjährig Voll­

zeitbeschäftigten (lt. Statistik Austria) eine deutliche 

geschlechtsspezifische Einkommensdifferenz in Be­

zug auf die Bruttojahreseinkommen, da Frauen 2014 

im Durchschnitt 18% weniger als Männer verdienten. 

Dieser Wert ist allerdings rückläufig und hat im Jahr 

2008 noch 20,9% betragen .267 

Deutlich überdurchschnittliche Einkommensentwick­

lungen sind bei den ganzjährig vollzeitbeschäftigten 

Angestellten sowie bei den öffentlich Bediensteten zu 

beobachten. 

Entwicklungen des monetären Lebensstandards, da 

nicht nur die Erwerbseinkommen, sondern auch all­

fällige Sozialleistungen (nämlich Geldleistungen), Pen­

sionen, Kapitalerträge sowie auch Unterhaltsleistun­

gen und etwaige Privattransfers zwischen Haushalten 

ihre Berücksichtigung finden. 

Des Weiteren werden auch die Steuer- und Sozialver­

sicherungsabgaben abgezogen, wodurch ein Netto­

Haushaltseinkommen dargestellt werden kann. Auf 

Grundlage der unterschiedlichen Konsumbedürf­

nisse je nach Haushaltszusammensetzung wird ein 

vergleichbares Pro-Kopf-Nettohaushaltseinkommen 

errechnet. Als Datengrundlage wird die Erhebung EU ­

SIL(268 herangezogen. 269 

267 Der EU-Vergleiche herangezogene "Gender-Pay-Gap" basiert auf den durchschnittlichen Bruttostundenverdiensten der unselbst­
ständig Beschäftigten in der Privatwirtschaft und betrug 2014 22,2% (EU-Durchschnitt. 16,7%), auch dieser Wert hat sich seit 2008 
signifikant um 2,9 Prozentpunkte verringert. (Quelle: Eurostat) 

15B European Union Statistics on Income and Living Conditions 

269 Nähere Informationen zu EU-SILC sowie zur Berechnung des äquivalisierten Pro-Kopf-Haushaltseinkommens siehe Kapitell2 
"Lebensbedingungen, Armut und Einkommen in Österreich" (va Abschnitt 12.1). 
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Grafik 7: Entwicklung der Pro-Kopf-Nettohaushaltseinkommen (äquivalisiert) 2008-2015, in EUR 
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2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Unteres Quartitl 14.310 15.067 15.448 15.699 16.056 16.331 17.216 17.088 

• Median2 19.4l3 20.469 21.058 21.463 21.807 22.073 23.211 23.260 

• Oberes QuartiP 26.127 27.155 28.018 28.810 29.388 29.520 30.847 31.124 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 

1 unteres Quartil: Grenze zwischen dem ersten und zweiten Einkommensviertel 
2 Median: Bei Reihung der Einkommen der Größe nach befindet sich dieser Wert genau in der Mitte 
3 oberes Quartil" Grenze zwischen dem dritten und vierten Einkommensviertel; oberhalb befindet sich das höchste Einkommens­

viertel 

Die krisenbedingten Einkommensverluste aus der stei­

genden Arbeitslosigkeit konnten auf Haushaltsebene 

über lange Zeit zumindest teilweise geli ndert werden: 

Über den gesamten Zeitverlauf zeigen sich in allen 

dargestel lten Einkommensquarti len sowie beim Me­

dian (= 2. Quartil) deutlich über der Inflation liegende 

Veränderungen von über 19%. Daran kann abgelesen 

werden, dass nicht zuletzt auch die Leistungen des 

Sozialstaats (u.a. auch die Arbeitslosenversicherungs­

leistungen) auf Ebene der Haushalte stabilisierend 

wirkten. 

Zuletzt rückläufige Tendenz bei den niedrigen 

Einkommen 

Allerdings ist zuletzt zwischen 2014 und 2015 beim 

untersten Einkommensvierte l erstmals seit 2008 ein 

geringfügiger Rückgang um 0,7% (oder -128 EUR) 

festzustellen , während beim Median sowie beim obe­

ren Einkommensviertel zumindest leichte Zuwächse 

erfolgt sind. Parallel zu dieser Entwicklung hat sich 

in dieser Periode die Zunahme der Arbeitslosigkeit 

verschärft; ein Zeichen dafür, dass auch die ausglei ­

chenden Effekte bei den Hausha ltseinkommen an ihre 

Grenzen stoßen . 

III-613-BR/2017 der Beilagen - Bericht - 05 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original)68 von 98

www.parlament.gv.at



17. VERTEILUNG DER SOZIALEN KRISENFOLGEN: VERSCHIEBUNGEN SEIT 2008 

Tabelle 8: Veränderungen beim (äquivalisierten) 

Pro-Kopf-Nettohaushaltseinkommen von 2014-2015 

1. Quartil Median 3. Quartil 

Insgesamt -0,7% 0,2% 0,9% 

Männer: 

20-39 Jahre -4,7% -1,3% -1,4% 

40-64 Jahre -0,1% 0,2% -0,3% 

65 Jahre + 1,0% 2,7% 1,2% 

Frauen: 

20-39 Jahre 0,7% -1,9% -1,9% 

40-64 Jahre 1,6% 0,6% -0,7% 

65 Jahre + 1,0% 2,5% 0,7% 

Quelle: Statistik Austria, EU-SILC 2014 und 2015 

discher Staatsbürgerschaft in einem stärkeren Ausmaß 

vom Anstieg der Arbeitslosigkeit betroffen ist, zeigt sich 

auch bei der letztverfügbaren Entwicklung des Netto­

haushaltseinkommens: Während Personen mit öster­

reichischer Staatsbürgerschaft zwischen 2014 und 

2015 auch im untersten Einkommensviertel insgesamt 

einen Zuwachs von zumindest rd. 0,3% auf jährlich 

18.354 EUR lukrieren konnten, nahm dieser Wert im sel­

ben Zeitraum bei Personen mit ausländischer Staats­

bürgerschaft um rd. 3% ab und lag 2015 bei 11.774 EUR. 

17.3.3 Kein genereller Anstieg der Einkommens­

ungleichheit seit 2008 

Eine Möglichkeit, europaweit vergleichbare Daten zur 

Einkommensungleichheit darzustellen, besteht im so­

Bei näherer Betrachtung fällt auf, dass dieser Rückgang genannten "Einkommensquintilsverhältnis": Darunter ist 

vor allem junge Menschen zwischen 20 und 39 Jahren jener Wert zu verstehen, der das Verhältnis des Gesamt-

- und im Niedrigeinkommensbereich v.a. junge Männer einkommens jener 20% der Bevölkerung mit dem höchs-

- betraf: Hier zeigen sich zuletzt reale Einkommensver- ten Einkommen (oberes Einkommensfünftel od. -quintiI) 

luste.270 Ein weiterer Hinweis auf die in Abschnitt 2.1 zum Gesamteinkommen jener 20% mit dem niedrigsten 

getroffene Aussage, dass die Bevölkerung mit auslän- Einkommen (unteres Einkommensfünftel) beschreibt. 

Grafik 8: Ungleichheit der Einkommensverteilung (Einkommensquintilsverhältnis), Vergleich ausgewählter 

EU-Staaten, 2008-2015 
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)7, Diese werden wiederum auch von der jeweiligen Haushaltszusammensetzung beeinflusst. 

6,5 6,9 7,1 
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Steigt dieser Wert, passt das Gesamteinkommen 

des "untersten Fünftels" demzufolge häufiger in das 

"oberste Fünftel", was ein stärkeres Ungleichverhältnis 

widerspiegelt. Hier wird wiederum das mit Hilfe der Er­

hebung EU -SILC errechnete verfügbare Äquivalenzein ­

kommen herangezogen (siehe Abschnitt 3.2). 

Seit dem Jahr 2008 kann in Österreich aus dieser Per­

spektive eine weitgehend konstante Entwicklung der 

Einkommensverteilung festgestellt werden: Der Wert 

verringerte sich bis zum Jahr 2015 sogar geringfügig 

um 0,2 Punkte auf 4,0. 

Auch im internationalen Vergleich zeigt sich, dass 

in Österreich dieser Wert vergleichsweise niedrig ist 

und sich die Einkommensverteilung auf Basis dieses 

Verhältnisses ausgewogener darstellt: Nicht nur der 

EU-Du rchschn ittswert sowie jener für Deutschland 

liegen um rd . einen Punkt höher, auch Spitzenwerte 

2015 wie in Spanien (6,9) oder Rumänien (8,3) sowie 

ungünstige Entwicklungen in einigen EU-Staaten seit 

2008 zeigen, dass sich die Situation in Österreich - aus 

dieser Perspektive - vergleichsweise günstig abbildet. 

Allerdings ist an dieser Stelle hinzuzufügen, dass die­

se Zahlen keine Aussagen zu den Entwicklungen an 

den "extremen" Rändern der Verteilung ermöglichen: 

Eine wichtige Perspektive besteht nämlich darin , wie 

sich die Spitzeneinkommen im Vergleich zu den gerin­

ge(re)n Einkommen entwickeln und ob der Anteil der 

höchsten Einkommen am Gesamteinkommen zu- oder 

abnimmt. Ergebnisse dazu (sowie weitere Details) sind 

im Kapitel 13 " Entwicklung und Verteilung der Einkom­

men" zu finden. 

,'1 Household Finance and Consumption Survey (www.hfcs.at) 

In diesem Beitrag wird darüber hinaus darauf hinge­

wiesen, dass bei der Untersuchung der Einkommens­

ungleichheit vor allem auch die Wahl der untersuchten 

Einkommenskomponenten ausschlaggebend ist: Wie 

bereits dargestellt, ergibt die Verteilungsbetrachtung 

der verfügbaren Haushaltseinkommen auf Grundlage 

der Erwerbs- und Pensionseinkommen sowie der Sozial­

leistungen und geleisteten Abgaben eine im internatio­

nalen Vergleich relativ geringe Ungleichverteilung. Bei 

diesen Einkommensdaten sind Vermögens- und Kapital­

erträge jedoch nur teilweise erfasst (vor allem hohe Ka­

pitaleinkommen sind untererfasst). Bei Erweiterung der 

Perspektive auf alle Kapitaleinkommen mit Hilfe der Er­

hebung HFCS271 wird ein weitaus unausgewogeneres Bild 

sichtbar, wenngleich die Datenlage noch immer unzurei­

chend ist (siehe auch Kapitel 14 "Zur Mitte in Österreich"). 

17.3.4 Krisenbedingter Bruch bei der funktionalen 

Einkommensverteilung 

In diesem Zusammenhang ist auch die Aufteilung 

des Volkseinkommens272 relevant, nämlich einerseits 

in den Anteil der Arbeitnehmer/innen-Entgelte und 

andererseits in jenen der Unternehmens- und Ver­

mögenserträge ("funktionelle Einkommensverteilung"). 

Die Lohnquote misst den Anteil der Gesamteinkommen 

aus unselbstständiger Beschäftigung am gesamten 

Volkseinkommen. Diese Kennzahl zeigt seit der Krise 

eine andere Entwicklung als im langfristigen Verlauf: 

Wie auch im Abschnitt 13.2 des Kapitels zur Einkom­

mensverteilung dargestellt, hat sich seit 2008 die be­

reits seit Jahrzehnten rückläufige bereinigte Lohn ­

quote um 5,1 Prozentpunkte auf 69,5% im Jahr 2015 

erhöht. Diese Entwicklung spiegelt zum einen die seit 

der Krise zum Teil verhaltene Entwicklung der Unter­

nehmens- und Vermögenseinkommen wider, ist aber 

272 Dos Volkseinkommen ist die Summe der Arbeitnehmer/innenentgelte sowie Unternehmens- und Vermögenseinkommen, die 
Inlönder/ innen (Institutionen und Personen, die ihren stöndigen Sitz bzw Wohnsitz im Inland hoben) zugeflossen sind. (Quelle: 
Gabler Wirtschaftslexikon) 
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auch Ausdruck einer relativ stabilen Lohnentwicklung 

seit der Krise. Diese kann auch an den Lohnstückkos­

ten abgelesen werden, die in Österreich seit 2008 ins­

gesamt über dem EU -Durchschnitt gestiegen sind . Die 

Lohnstückkosten zeigen die Entwicklung der Kosten 

für Löhne und Gehälter im Vergleich zur gesamtwirt­

schaftlichen Prod u ktivitätsentwicklu ng273 . 

Während stark steigende Lohnstückkosten einerseits 

mit Nachteilen für die Wettbewerbsfähigkeit eines 

Landes in Verbindung gebracht werden, würden deut­

lich fallende Lohnstückkosten in wirtschaftlich schwie­

rigen Zeiten vor allem auf reale Einkommensverluste 

bzw. auf eine (zu) verhaltene Lohnpolitik hinweisen : 

Tabelle 9: Reale Entwicklung der nominalen Lohnstückkosten (Index: 2005 = 100) 

2006 2007 2008 

Österreich 99,2 98,4 100,3 

Euroraum* 98,9 97,9 99,6 

EU-28 98,9 98,0 99,0 

Deutschland 97,7 95,4 96,8 

Quelle: Eurostat; *18 Länder 

Während vor 2008 die Lohnstückkosten noch sanken, 

erfolgte vor allem 2008/09 ein im Vergleich zu den 

EU - und Euroraum-Staaten stärkerer Anstieg, wobei 

hier auch die krisenbedingt geringere Produktivitäts­

entwicklung eine Rolle spielt. Aber auch die jährlichen 

Veränderungen der letzten Jahre 2014 (+2,1%) und 

2015 (+1,5%) lagen deutlich über dem EU - und Euro­

raum-Durchschnitt und gleichauf mit Deutschland . 

Im Zusammenhang mit der Lohnpolitik ist auch der 

Anteil der Niedriglohnbeziehenden von Bedeutung274
• 

Ein diesbezüglicher Indikator misst jene Beschäftigten 

in Österreich, welche weniger als zwei Drittel des Medi­

anstundenlohnes erhalten. Dieser Anteil ist bei der Ge­

samtbevölkerung zwischen 2008 und 2015 insgesamt 

leicht von 15,1% auf 14,3% gesunken - allerdings zeigt 

2009 2010 2011 2012 2013 

103,7 102,5 101,2 102,5 103,4 

102,9 101,4 101,0 101,6 101,3 

102,2 100,7 100,0 100,7 100,3 

101,0 98,9 98,7 100,3 100,1 

sich auch hier zuletzt eine Eintrübung: 2015 kam es im 

Vergleich zum Vorjahr zu einem deutlichen Anstieg um 

1,6 Prozentpunkte. 

Diese Kennzahl beschreibt darüber hinaus, dass die 

im nächsten Kapitel näher behandelte Bevölkerungs­

gruppe der Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdeten 

einerseits einen mehr als doppelt so großen Anteil von 

Niedriglohnbeziehenden auf sich vereint und dieser 

zuletzt (zwischen 2014 und 2015) auch mit 6,1 Prozent­

punkten überdurchschnittlich angestiegen ist. 275 Diese 

Entwicklung deckt sich mit der zuletzt steigenden Ar­

beitslosigkeit, welche insbesondere die Situation ar­

muts- oder ausgrenzungsgefährdeter Personen weiter 

verschärft. 

m reale Veränderung des Bruttainlandspradukts siehe Abschnitt 111.1 

}7J vgl. Eingliederungsindikataren 2015 - Kennzahlen für soziale Inklusion in Österreich; Studie der Statistik Austria im Auftrag des 
Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz; Wien, September 2016; S. 37 

2'5 vgl. ebenda 
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17.4 Armuts- und Ausgrenzungs­
gefährdung: Rückgang trotz Krise 

Wie auch im Kapitel 12 "Lebensbedingungen, Armut 

und Einkommen" (siehe Abschnitt 12.2) dargestellt, 

hat sich die Zielgruppe für Armutsbekämpfung der 

EU-Strategie " Europa 2020" seit dem Jahr 2008 bis 

2015 um etwa 147.000 Menschen verringert. Öster­

reichs nationales Ziel, dass sich bis 2020 mindestens 

235.000 weniger Personen in den gemessenen Ar­

mutslagen befinden, wurde daher erfreulicherweise 

bereits 2015 zu über 60% erfüllt. 

Allerdings ist es wichtig, diese insgesamt günstige Ent­

wicklung differenziert zu betrachten: Diese Zielgruppe 

aus drei unterschiedlich definierten armutsbezogenen 

Ausprägungen, wovon zwei rückläufig sind (Einkom­

mensarmut sowie Leistbarkeit von bestimmten Auf­

wendungen)276. Die dritte Teilgruppe der Personen in 

Haushalten mit keiner oder sehr geringer tatsächlicher 

Erwerbstätigkeit ist seit 2008 angestiegen, um etwa 

54.000 Personen - vor allem zwischen 2013 und 2014. 

Dieser Anstieg wurde zwar von den günstigen rückläu ­

figen Entwicklungen bei den beiden anderen Ausprä­

gungen von Armut- und sozialer Ausgrenzung mehr als 

wettgemacht, dennoch spiegeln sich auch hier nega­

tive arbeitsmarktbezogene Einflüsse wider. Der Anteil 

der Gruppe mit keiner oder geringer Erwerbseinbin ­

dung an der gesamten Zielgruppe vergrößerte sich seit 

2008, nämlich um 6,1 Prozentpunkte auf 33,9%. 

Stabilisatoren des Sozialstaats (v.a. die Arbeitslosen­

versicherungsleistungen)277 über Krisenzeiten armuts­

vermeidend wirken, zum anderen wird hier deutlich, 

dass eine Besserung der Arbeitsmarktlage hohes Po­

tenzial für die Erreichung des EU -Armutsreduktions­

ziel freisetzen würde. 

17.4.1 Rückläufige Einkommensarmut seit 2008 

Die Armutsgefährdungsquote ist die bekannteste 

Kennzahl für relative Einkommensarmut. Sie erfasst 

die Anzahl an Personen, die über weniger als 60% des 

mittleren nationalen Pro-Kopf-Haushaltseinkommens 

(Medianeinkommen) verfügen 278. Armutsgefährdet wa ­

ren nach dieser Definition 2015 rd. 1,2 Mio. Personen 

oder 13,9% und damit um ca. 74.000 Personen (oder 

1,3 Prozentpunkte) weniger als vor der Krise im Jahr 

2008. Die Sozialleistungen reduzierten die Armutsge­

fährdung in Österreich 2015 um rd. 46%; seit 2008 hat 

dieser Effekt um etwa 5 Prozentpunkte zugenommen . 

Je nachdem wie sich das Medianeinkommen in Ös­

terreich entwickelt, ändert sich auch die sogenannte 

Armutsgefährdungsschwelle - jene monetäre Grenze 

also, die von Einkommensbeziehenden überschritten 

werden muss, um keiner Armutsgefährdung ausge­

setzt zu sein. Daher bildet die Armutsgefährdungsquo­

te zugleich auch immer Änderungen bei der Einkom­

mensverteilung ab. 

Gerade die Wirtschafts- und Finanzkrise führte - zu ­

mindest kurzfristig - zu Änderungen bei der Ein -

Allerdings waren 2015 in etwa 235.000 Personen allein kommensverteilung, daher ist es gerade in diesem 

von dieser erwerbsbezogenen Problemlage betroffen , Zusammenhang interessant, wie sich die Zahl der ar-

ohne ein anderes Merkmal dieser Zielgruppe aufzu- mutsgefährdeten Personen entwickelt hätte, wenn die 

weisen. Dies zeigt zum einen, dass die automatischen Armutsgefährdungsschwelle vom Jahr vor der Krise 

176 siehe Indikatoren "Armutsgeföhrdung" und "Materielle Deprivation" 

m Arbeitslosengeld, Notstandshilfe 

.18 genaue Definition siehe Kapitel 12 "Lebensbedingungen, Armut und Einkommen" (Abschnitt 12.2) 
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herangezogen und für die Folgejahre nur inflations­

angepasst wird. Diese "im Basisjahr 2008 verankerte 

Armutsgefährdungsquote" zeigt, dass in diesem Fall 

die Armutsgefährdungsquote noch stärker rückläufig 

wäre - nämlich um 2,6 Prozentpunkte auf 12,6%. 

wicklung im Bereich der Einkommensarmut nicht EU ­

weit vorliegt, zeigen die gegenteiligen Trends in Bezug 

auf den EU-Durchschnitt oder auch beispielsweise in 

Deutschland: Während 2008 mit einer Armutsgefähr­

dungsquote von 15,2% exakt dieselbe Ausgangslage 

vorlag, nahm die im Jahr 2008 verankerte Quote in 

Das bedeutet, dass trotz des in Wirklichkeit höheren Österreich bis 2014279 deutlich ab (12,2%), während 

Anstiegs der Armutsgefährdungsschwelle ein Teil der sich jene in Deutschland im selben Zeitraum auf 17,9% 

Betroffenen Einkommenszuwächse deutlich über der erhöhte. Auch die Durchschnittswerte der EU und 

Inflation lukrieren konnten - und somit die Armuts- des Euroraums weisen steigende verankerte Armuts-

grenze überschritten haben. Dass diese günstige Ent- quoten auf. 

Grafik 9: Armutsgefährdungsquote verankert im Basisjahr 2008 - Österreich im Vergleich 
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Quelle: Eurostat 

17.4.2 "Working Poor" nach Altersgruppen im 

EU-Vergleich 

Mit Hilfe der Arbeits-Armutsgefährdungsquote wird 

der Anteil jener Erwerbstätigen dargestellt, die trotz 

Arbeit nur ein Einkommen unter der Armutsgefähr-

279 letztverfügbare verlgeichbare Daten 

2011 2012 2013 2014 

Euroraum Deutsch la nd 

dungsschwelle erlangen. Da die Einkommen auch 

hier auf Basis der Erhebung EU-SILC herangezogen 

werden, spielt wiederum auch die jeweilige Haushalts­

konstellation eine wichtige Rolle. Je größer die Familie 

bzw. der Haushalt ist, desto höher muss das Gesamt-
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einkommen sein, um nicht als "arm trotz Arbeit " zu 

gelten . 

In Österreich lag der Anteil der "Working Poor" der 18-

bis 64-Jährigen an den gesamten Erwerbstätigen im Vor­

krisenjahr 2008 bei 8,5% und damit exakt im EU-Durch­

schnitt. Bis zum Jahr 2015 sank die Quote bis 2015 auf 

7,8%, womit in Österreich ein gegenläufiger Trend zum 

EU-Durchschnitt vorlag - dieser lag 2015 um 1,8 Pro ­

zentpunkte höher bei 9,6% (letztverfügbarer Vergleichs­

wert). Diese Gesamtbetrachtung schildert demnach eine 

vergleichsweise günstigere und rückläufige Entwicklung 

im Bereich "Armut trotz Arbeit" in Österreich. 

Setzt man den Fokus hingegen auf die Altersgruppe 

der jungen Erwerbstätigen zwischen 20 und 29 Jahren, 

zeigt sich ein ungleiches Bild: Hier liegt das Niveau in 

Österreich bereits 2008 mit 9,6% über dem EU-Durch­

schnitt (8,6%); dieser Abstand vergrößert sich danach 

in den Jahren 2012 und 2014. In der Gesamtbetrach­

tung kommt es bis 2015 jedoch wieder zu einer Annä ­

herung an den EU-Wert (bei rd . 10%). 

Eine geschlechtsspezifische Betrachtung bei diesen 

jungen "Working Poor" weist darauf hin, dass bei den 

jungen Männern im verfügbaren Vergleichszeitraum ab 

2012 (mit einem Höchstwert in diesem Jahr von 12,9%; 

siehe Tabelle 10) eine deutliche Verschärfung der Lage 

eingetreten ist; bei den jungen Frauen kam es im Jahr 

2013 mit 12% zu einer fast ebenso starken Betroffen­

heit. Während diese Werte zwischen 2012 und 2014 

teilweise deutlich (bis zu 3,4 Prozentpunkte) über dem 

jeweiligen EU-Durchschnitt lagen, erfolgte bei beiden 

Geschlechtern bis 2015 wieder ein leichter Rückgang 

auf rd. 10% "Working Poor". Insgesamt ist in Österreich 

somit seit 2008 in dieser Altersgruppe keine signifikante 

Verschlechterung bei dieser Problemlage festzustellen. 

Es zeigt sich dennoch, dass sich in Österreich unter den 

jungen Erwerbstätigen zwischen 20 und 29 Jahren ein 

überdurchschnittlicher Anteil von "Working Poor" be­

findet; die EU-Durchschnittswerte in dieser Altersgrup­

pe unterscheiden sich hingegen nicht signifikant von 

jenen der 18- bis 64-Jährigen Erwerbstätigen . Wenn­

gle ich diese Ergebnisse immer auch vor dem Hinter­

grund der jeweiligen Haushaltszusammensetzung zu 

deuten sind, ergänzen sie die erwähnten Tendenzen 

im Bereich der Arbeitslosigkeit bzw. Beschäftigung (Ab­

schnitt 17.2.2) sowie bei der Einkommensentwicklung 

(Abschnitt 17.3.2) . 

Tabelle 10: Arbeits-Armutsgefährdungsquote ("Working Poor" ) 2008 bis 2015: Junge Erwerbstätige 

zwischen 20 und 29 Jahren 

Veränd. 
2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2008-15 in 

%-Punkten 

Österreich: Insgesamt 9,6 9,4 8,6 8,9 12,1 11,0 9,2 10,0 +0,4 

Frauen 10,1 9,4 9,1 9,2 11,2 12,0 8,1 10,5 +0,4 

Männer 9,1 9,5 8,1 8,7 12,9 10,3 10,1 9,6 +0,5 

EU-Durchschnitt: Insgesamt 8,6 8,2 8,2 9,4 9,1 9,0 10,3 10,3 +1,7 

Frauen 8,5 7,5 8,0 9,9 8,7 8,2 10,0 9,6 +1,1 

Männer 8,7 8,7 8,3 8,9 9,5 9,7 10,6 10,9 +2,2 

Quelle' Eurostot 
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17.4.3 Kein krisenbedingter Anstieg extremer 

Armutslagen 

Der bereits erwähnte multidimensionale Ansatz der 

EU-Strategie "Europa 2020" in Bezug auf die Bekämp­

fung von Armut und sozialer Ausgrenzung ermöglicht 

die Beobachtung von drei unterschiedlichen Gruppen, 

zwischen welchen Überschneidungen in unterschied­

lichen Ausprägungen 280 existieren: Mit einer besonders 

hohen Belastung ist jene Bevölkerungsgruppe kon ­

frontiert, die von allen drei Ausprägungen der Europa 

2020-Zielgruppe betroffen ist - also demnach zu nied­

rige Einkommen bezieht, sich eine zu hohe Anzahl von 

bestimmten Ausgaben nicht leisten kann und darüber 

hinaus in einem Haushalt mit sehr geringer oder keiner 

Erwerbsbeteiligu ng (z. B. aufgru nd von Arbeitslosig­

keit, nur geringfügiger Beschäftigung) leben. 

Es zeigt sich aber, dass diese Gruppe seit dem Jahr 2008 

deutlich kleiner geworden ist, nämlich von rd . 102.000 

Personen auf etwa 70.000 Personen im Jahr 2015 - was 

einem Rückgang von insgesamt 31,4% entspricht. 281 

Einen ähnlichen Ansatz verfolgt der nationale Indika­

tor für soziale Inklusion "Manifeste Armut", der Mehr­

fach-Ausgrenzungsgefährdung misst. Dieser erfasst 

jene Menschen, die von zwei oder drei Ausprägungen 

der Europa 2020-Zielguppe betroffen sind: Bei dieser 

Gruppe zeigt sich seit 2008 im gesamten Zeitraum keine 

signifikante Veränderung: 2015 waren 4,5% der Bevölke­

rung manifest arm, das sind etwa 385.000 Personen.282 

Auch wenn man untersucht, welche Personen in zwei 

aufeinanderfolgenden Jahren von manifester Armut 

betroffen waren, zeigt sich, dass dieser Anteil an der 

Gesamtbevölkerung 2009 und 2015 mit 2,9% exakt der­

selbe ist (mit nur geringfügigen und nicht signifikanten 

Schwankungen) in den Jahren dazwischen. Allerdings 

hat seit 2012 der Anteil dieser Personen an der gesam­

ten Europa 2020-Zielgruppe zugenommen. 283 

Eine Gruppe stark armutsbetroffener Menschen kann 

von den diesbezüglichen Erhebungen allerdings nicht 

ausreichend erfasst werden, nämlich obdachlose Per­

sonen . Um für diese extreme Problemlage einen Trend 

abbilden zu können, wurde der Indikator "Registrierte 

Wohnungslosigkeit" entwickelt, welcher v.a. Personen 

erfasst, die in Einrichtungen für Wohnungslose gemel­

det sind .284 Zwischen 2008 und 2013 zeigte sich hier 

ein deutlich steigender Trend (+41%); danach kam es 

wiederum zu einem leichten Rückgang um etwa 940 

Personen auf insgesamt rund 15.100 "registrierte Woh­

nungslose" im Jahr 2015. 

17.4.4 Zahlungsstörungen bei Privatkrediten 

Eine aufschlussreiche Perspektive und Zusatzinforma­

tion im Zusammenhang mit Armut und sozialer Aus­

grenzung besteht in den Zahlungsstörungen bei Privat­

krediten , da sich hierin auch Brüche in der Leistbarkeit 

von notwendigen Ausgaben widerspiegeln . Die verfüg­

baren Daten zeigen, dass ab dem Krisenjahr 2009285 

die Zahlungsstörungen fast kontinuierlich angestiegen 

280 siehe auch Kapitel 12 "Lebensbedingungen, Armut und Einkommen in Österreich" (Abschnitt 122) 

281 vgl. Social Europe. 2016 Annual report of the Social Protection Committee on key social chal/enges and the results of the Social 
Protection Performance Monitor (SPPM); Country Profile Austrio, 5 2 

282 vgl. Eingliederungsindikatoren 2015 - Kennzahlen für soziale Inklusion in Österreich, Studie der Statistik Austrio im Auftrag des 
Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, Wien, September 2016; S. 21 

283 vgl. ebenda, 5 23 

284 Definition und weiterführende Details: www.sozialministerium.at >SozialeslKonsumentlnnen > Soziale Themen> Soziale Si­
cherheit > Sozialpolitische Analysen> Eingliederungsindikatoren 2015 - Kennzahlen für sozia le Inklus ion in Österreich (5 30 ff) 

28' Aufgrund eines Datenbruchs können hier vergleichbare Daten erst ob dem Jahr 2009 dargestellt werden. 

III-613-BR/2017 der Beilagen - Bericht - 05 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original) 75 von 98

www.parlament.gv.at



17. VERTEILUNG DER SOZIALEN KRISENFOLGEN: VERSCHIEBUNGEN SEIT 2008 

sind, im letzten Jahr erfolgte hingegen ein Rückgang. 

Über den gesamten Zeitverlauf besteht allerdings un-

verändert ein deutlicher Zuwachs von 12,9%. 

massiven Zahlungsstörungen im August 2016 mit rd . 

160.000 Personen niedriger, der Anstieg seit August 

2009 liegt aber mit insgesamt 10% fast in derselben 

Höhe. Auch bei dieser Personenzahl ist zuletzt zwi -

Da eine Person mehreren Zahlungsstörungen aus- schen 2015 und 2016 ein Rückgang (um etwa 5.800 

gesetzt sein kann, liegt die Zahl der Personen mit Personen) feststellbar. 

Grafik 10: Anzahl der Zahlungsstörungen bei Privat krediten 2009 bis 20161 
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Quelle. KleinKreditEvidenz des Kreditschutzverbandes 1870 

1 Vergleichsmonat jeweils August; eine Person kann mehrere Zahlungsstörungen aufweisen 

Da Zahlungsstörungen zumeist erst zeitversetzt nach (ESS) angeführt, um neben den Entwicklungen der 

dem Auftreten bestimmter Problem lagen (wie z.B. Rahmenbedingungen und faktischen sozialen Auswir-

Arbeitslosigkeit) zu Tage treten, ist noch nicht ab- kungen auch Veränderungen im Bereich der subjekti -

schätzbar, ob diese aktuellen Rückgänge einen länger- ven Wahrnehmungen abzubilden. Hierfür wird jeweils 

fristigen Trend ankündigen . der letztverfügbare Wert vor Eintritt der Krise mit je­

nem zuletzt erhobenen verglichen: 

17.5 Subjektives Wohlbefinden und 
Einstellungen 

Abschließend werden in folgender Tabelle einige Be­

fragungsergebnisse des "European Social Survey" 
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Tabelle 11: Daten zu subjektivem Wohlbefinden und Einstellungen in Österreich: 

Antworten u. Fragestellungen 
Ergebnis 2006 

Ergebnis 2014 
Veränderung in 

(vor der Krise) Prozentpunkten 

Sehr hohe generelle Lebenszu friedenheit 

Frage nach dem Glücksempfinden: 
Sehr glücklich 

Sehr guter subjektiver Gesundheitszustand 

Fühle mich in meiner Wohngegend draußen 
abends sehr unsicher 

Überhaupt kein Vertrauen in das Europäische 
Parlament 

Gänzlich kein Vertrauen gegenüber dem 
Rechtssystem 

Kein oder fast kein Vertrauen in Politiker 

Die Europä ische Integration ist berei t s zu weit 
fortgeschritten 

Starke Unzufriedenheit mit der heimischen 
Wirtschaftssituation 

Starke Zustimmung: Regierung sollte 
Einkommensunterschiede reduzieren 

darunter nach Altersgruppen: 14-25 Jahre 

25-55 Jahre 

55+ Jahre 

Größtmögliche Zustimmung: Gleichbehandlung 
und gleiche Chancen für alle 

Quelle: Europeon 50ciol 5urvey (E55) Runden 2006 und 2014 

Diese Fragen-Auswahl bietet nur einen begrenzten 

Aussch nitt su bjektiver Einschät zu ngen zu krisenre le-

vanten Themen. Dennoch zeigen sich markante Ver-

änderungen zwischen den Ergebnissen vor und nach 

Eintritt der Krise: 

17,2% 15,0% -2,2 

31,9% 27,3% -4,6 

32,3% 31,0% -1,3 

3,6% 2,6% -1,0 

12,8% 18,8% +6,0 

2,8% 5,5% +2,7 

25,5% 23,8% -1,7 

11,4% 20,4% +9,0 

2,5% 5,6% +3,1 

30,9% 40,3% +9,4 

23,2% 39,7% +16,5 

32,1% 40,4% +8,3 

33,9% 41,4% +7,5 

32,7% 37,6% +4,9 

9,4 Prozentpunkte höherer Anteil starker Zustimmung 

gemessen.28G Hierbei ist auffa llend, dass der stärks­

te Zuwachs mit 16,5% in der jüngeren Altersgru ppe 

zwischen 14 und 25 Jahren erfolgt ist, die somit zuletzt 

fast auf den hohen Durchschnittswert aufgeschlossen 

haben (wohingegen in dieser Altergruppe vor der Krise 

Beispielsweise wurde nach den krisenbedingten Er- eine deutlich unterd urchschn ittl iche Zust immung in 

fahrungen auf die Frage, ob die Regierung Einkom- dieser Frage vorherrschte). 

mensunterschiede reduzieren so llte, mit 40,3% ein um 

286 Der Wert starker und grundsätzlicher Zustimmung log bei dieser Frage zuletzt bei insgesamt rd 83% (+13 Prozentpunkte seit 2006). 
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Ein ähnlich hoher Zuwachs zeigte sich bei der Frage, 

ob die Europäische Integration bereits zu weit fort­

geschritten sei : 20,4% stimmten hier zu , ein Plus von 

9 Prozentpunkten; auch das Vertrauen in das Euro­

päische Parlament hat stark abgenommen. Diese Er­

gebnisse wirken vor dem Hintergrund der "Eurokrise" 

und vor Eintritt der Flüchtlingskrise und des Brexit er­

nüchternd. 

Aber auch subjektive Einschätzungen zur Gesund­

heit, Lebenszufriedenheit und zum Glücksempfinden 

haben teilweise deutlich abgenommen. Die Unzufrie­

denheit mit der wi rtschaftlichen Situation ist erwar­

tungsgemäß gestiegen, aber gestärkt scheint auch das 

Bewusstsein für gleiche Chancen und Gleichbehand­

lung aus der Krise hervorgegangen zu sein. 

17.6 Fazit 

Die sozialstaatlichen Schutzsysteme mit ihren auto­

matischen Stabilisatoren spielten eine zentrale Rolle 

bei der Bewältigung und Abfederung der krisenbe­

dingten sozialen Verwerfungen, stärkten die Kaufkraft 

und sind damit auch eine wichtige Säule der österrei­

chischen Wirtschaft. 

Dennoch: Die Linderung krisenbedingter sozialer Aus­

wirkungen konnte bei weitem nicht verhindern , dass 

Menschen in Österreich Opfer der nicht zuletzt durch 

Spekulationen hervorgerufenen Finanzkrise ab 2007 

wurden . Die aufgrund der gestiegenen Arbeitslosigkeit 

verminderten Erwerbschancen führten insbesondere 

bei folgenden Gruppen vermehrt zu Brüchen in den 

Erwerbskarrieren: 

• Der Gesamtzuwachs der Arbeitslosigkeit betrifft seit 

2008 in einem überdurchschnittlichen Ausmaß Män ­

ner sowie Personen ab dem Alter von 50 Jahren. 

• Nach Bildungshintergrund sind in der Gesamtbe­

trachtung fast zur Hälfte Personen betroffen, die 

höchstens über einen Pflichtschulabschluss verfü ­

gen. Allerd ings kam es seit 2008 auch bei den Akade­

miker/ innen und Personen mit höherer Schulbildung 

zu einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit, 

wenngleich auf einem deutlich niedrigeren Niveau. 

• Ausländer/ innen haben seit der Krise ein noch grös­

seres Arbeitslosigkeitsrisiko als davor. 

• Vor allem Frauen, aber auch zunehmend Männer 

finden verminderte Chancen vor, einer Vollzeit-Stan ­

dardbeschäftigung nachgehen zu können. Der ge­

samte Beschäftigungszuwachs seit 2008 besteht aus 

rd. 156.000 Teilzeit-Erwerbstätigen, darunter sind zu 

79% Frauen. 

• Es gibt seit 2008 um ca. 25% mehr geringfügig Be­

schäftigte (rd . +68.600 Personen), etwa 7.600 mehr 

Neue Selbstständige und fast 40.000 mehr befristete 

Arbeitsverhältnisse. 

• Stagnierende bzw. real rückläufige Einkommen 

zeigen sich insbesondere bei den Vollzeitbeschäf­

tigten (männlichen) Arbeitern. Zuletzt kam es auch 

vor allem bei den niedrigen Pro-Kopf-Nettohaus­

haltseinkommen junger Männer (20-39 Jahre) zu Ein ­

kommenseinbußen . 

Allerdings ist auch festzuhalten, dass sich in Öster­

reich im gesamten Zeitraum seit Eintritt der Krise jene 

Bevölkerungsgruppe fast kontinuierlich und deutlich 

verringert hat, die als von Armut oder sozialer Aus­

grenzung bedroht definiert wurde. Dieser europaweit 

seltene Erfolg ist nicht zuletzt auch Ergebnis eines star­

ken sozialstaatlichen Netzes, deren Sozialleistungen 

Armutsgefährdung aktuell fast halbieren. 

Darüber hinaus ist zudem kein Anstieg extremer 

Armutslagen feststellbar. Diese Entwicklung stellt eine 

wichtige Voraussetzung dafür dar, dass kein krisen­

bed ingtes Erodieren sozialer Sicherheit stattfindet. 

Im Vergleich zum Jahr 2013 hat auch die Zahl der 

" registrierten Wohnungslosen" zuletzt - erstmals seit 
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Beginn der Krise - wieder ein niedrigeres Niveau er­

reicht (siehe Abschnitt 17.4.3). Die in diesem Zeitraum 

erfolgte Einführung der Bedarfsorientierten Mindest­

sicherung (BMS) leistete in diesem Zusammenhang je­

denfalls einen wichtigen Beitrag. 

Die steigende Zahl der Bezieher/ innen287 dieser Leis­

tung deutet damit auch auf ihre Funktion als ein auto­

matischer Stabilisator in Krisenzeiten hin und erwies 

sich als wichtiges Element der basalen Stützung des 

sozialen Friedens in Österreich. 

287 seit dem Jahr 2012 bis 2015 co. +28,5% BMS-Bezieherjinnen 
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18. ARBEIT 4.0 

18. ARBEIT 4.0 - AUSWIRKUNGEN 
TECHNOLOGISCHER 
VERÄNDERUNGEN AUF DIE 
ARBEITSWELT 

18.1 Technologie als Ermöglicherin des 
Wandels der Arbeit 

Die Arbeitswelt befindet sich stetig im Umbruch - eine 

wesentliche Rolle spielen dabei technologische Ver­

änderungen . Informations- und Kommunikationstech ­

nologien (IKT), die industrielle Automation sowie neue 

Arbeitsformen und Marktplätze im Internet bedeuten 

teils weitreichende Neuerungen, teils wird Bekanntes 

unter neuen Begrifflichkeiten diskutiert. So findet im 

Zusammenhang mit der erweiterten Informationsver­

arbeitung in der industriellen Produktion im deutsch­

sprachigen Raum der Begriff " Industrie 4.0", im 

Chronologie der Entwicklung zur Industrie 4.0 

angelsächsischen Sprachraum aber jener der "cyber­

physical systems" (CPS288
) Anwendung. 

Aus einer v.a. in Deutschland und Österreich pro­

pagierten - und unten dargestellten - Chronologie 

wurde der Begriff "Arbeit 4.0" abgeleitet, der sehr 

unspezifisch gebraucht wird und für verschiedenste 

Veränderungen, die durch eine intensive Nutzung von 

IKT zustande kommen, Verwendung findet . 

Möglich wurde die Digitalisierung vieler privater und 

beruflicher Bereiche nicht zuletzt durch den Sieges­

zug des Internets dank schnellerer Informationsver­

arbeitung und Kommunikation / Kollaboration über 

Breitband, der Entwicklung "smarter" Geräte (z.B. 

"Smart Phone") zur Herausbildung neuer Kommuni­

kations- und Kooperationsmöglichkeiten (Soziale Me­

dien, Onlinehandel) sowie damit direkt verbundener 

Phase E ntwicklu ngssch ritte Beispiele 

1. Industrielle Revolution 
(Ende 18. Jhdt.) 

2. Industrielle Revolution 
(Beginn 20. Jhdt.) 

3. Industrielle Revolution 
(Beginn 1970er Jahre) 

4. Industrielle Revolution 
(heute) 

Mechanik 

Elektrik 

IT / Automatisierung / 
Digitales Büro 

Intelligente Fabrik / 
Vernetztes Büro 

Quelle' Adoption von Viernull Magazin 2016 

Webstuhl 

Fließband 

3.1 Desktop PC / Drucker / Roboter 
3.2 Internet 

3.2.1 Web 1.0 / Laptop / Handy / PDA 
3.2.2 Web 2.0 / Broadband / Social Media 
3.2.3 Mobile / Big Data 

CPS / RFID1 
/ 3D-Drucker / M2W / Internet der 

Dinge 

1 RFID steht für ,/adio-frequency identification" und bezeichnet die Identifizierung mit Hilfe elektromagnetischer Wellen (Sender­
Empfänger-Systeme), Dies wird z,B. bei Chipkarten verwendet (zur Zeiterfassung, Zu trittskon trolle), 

) M2M steht für "machine to machine" und bezeichnet den automatisierten Informationsaustausch zwischen Endgeräten wie 
Maschinen, Automaten, Fahrzeugen oder Containern untereinander oder mit einer zentralen Leitstelle, 

288 CPS steht für "cyber-physicol systems" und bezeichnet den Verb und softwaretechnischer Komponenten primär im Produktions­
bereich mit mechanischen und elektronischen Teilen, die über eine Dateninfrastruktur, wie z.B, dos Internet, kommunizieren. In 
Deutschland wird der Begriff"lndustrie 4,0" verwendet, 
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Industriezweige (App-Industrie). "Cloud-computing", 

bei dem neben Infrastruktur Rechen- und Speicher­

kapazitäten sowie Programme über das Netz extern 

zur Verfügung gestellt werden, heben nicht nur den 

Prozess der Auslagerung der IT-Funktion auf eine neue 

Stufe, sondern erleichtern es auch Kleinbetrieben und 

Neugründungen, Arbeit auszuführen, die den Zugang 

zu großer Computerleistung voraussetzt (Zysman & 

Kenney, 2015). 

Internet der Dinge 

Hagleitner, ein österreichisches Unternehmen für 

Hygieneprodukte (z.B. Seifenspender), stattet im­

mer mehr seiner Seifen- und Handtuchspender mit 

intelligentem Innenleben aus. Sensoren erfassen 

beispielsweise den Verbrauch und kommunizieren 

diese Informationen über Funk und Internetverbin­

dung in betriebliche ERP-Systeme289. Mitarbeiter/ in­

nen des jeweiligen Unternehmens und auch Service­

personal des Anbieters können somit zeitgerecht zu 

den verschiedenen Standorten geschickt werden, 

um die notwendigen Dienstleistungen durchzufüh­

ren. Auch die Abrechnung gegenüber den Kund in­

nen/Kunden vereinfacht sich immens. Analysiert 

werden diese Daten in einem "Big Washroom Data 

System"290. 

Immer mehr Arten von Daten werden erzeugt, sei es in 

betrieblichen Informationssystemen, durch Nutzung 

mobiler Endgeräte, durch Bilder einer Videoerfassung, 

durch das Hinterlassen von Kommentaren in sozialen 

Netzwerken, durch eingebettete Systeme oder Sensoren 

in Geräten und Maschinen oder durch GPS291-Daten aus 

18. ARBEIT 4.0 

Fahrzeugen. Das geht mit neuen Formen der oft zeit­

kritischen Aufbereitung strukturierter und unstruktu­

rierter Daten einher. Hierzu werden sogenannte Big 

Data-Systeme eingesetzt, verbunden mit neuen For­

men der Datenaufbereitung, um daraus erweiterte In­

formationen und Handlungsmöglichkeiten abzuleiten 

("predictive analytics"). Diese Form der Datenhaltung 

wirft aber auch, wie später noch auszuführen ist, eine 

Reihe datenschutzrechtlicher Fragen auf, da eine Spei­

cherung von Daten mit einem möglicherweise erst in 

der Zukunft liegenden Verwendungszweck doch einer 

Vorratsdatenspeicherung ähnelt. 

Insgesamt lassen sich in den letzten beiden Jahrzehn­

ten folgende Stufen der gesteigerten Informatisierung 

und Digitalisierung der Arbeit nachvollziehen: 

1. Ausweitung der Anwendung elektronischer Geräte 

und Software auf immer mehr berufliche Tätigkei ­

ten und Arbeitsorte 

2. Verbindung des Arbeitsmittels Computer mit Kom­

munikationstechniken 

3. Nutzung des Internets als globalen Informations­

und "Arbeitsraum" (Boes & Pfeiffer, 2006) 

4. Ermöglichung grenzüberschreitender Wertschöp­

fungsketten auch in den Dienstleistungen 

5. Verstärkung der Digitalisierung der Arbeit durch 

zunehmend immaterielle Arbeitsgegenstände und 

Produkte, nicht zuletzt in der internetgestützten 

Wirtschaft selbst 

6. ortsunabhängige Vermittlung und entsprechende 

Gestaltung digitaler Arbeit durch Internetplatt­

formen 

289 ERP steht für "enterprise-resource-planning" und bezeichnet IT-Systeme, die zur Planung und Steuerung der betriebswirtschaft­
lichen Aufgabenbereiche (Logistik, Finanzen, Personal) eines Unternehmens eingesetzt werden. Der bekannteste Anbieter von 
ERP-Systemen ist dos deutsche Unternehmen SAP 

290 https:jjwww.youtube.comj watch?v=kFuyzLF5Vew 

291 GPS steht für "global positioning system" und bezeichnet ein globales Positionsbestimmungssystem. 
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18. ARBEIT 4.0 

18.2 Auswirkungen auf die Arbeitswelt 

18.2.1 Umstrukturierung und Neuorganisation 

mittels IKT 

Informations- und Kommunikationstechnologien und 

insbesondere das Internet ermöglichen oder erleich­

tern es, Arbeit organisatorisch neu einzubetten und 

geografisch zu verteilen . Schon die Verlagerung von 

Produktionsarbeit vom globalen Norden in den glo­

balen Süden ab den 1970er-Jahren setzte Informati ­

sierung und Kommunikationstechnik voraus. Seither 

ist die informationstechnische Steuerung der Wert­

schöpfungsketten deutlich intensiviert und verfeinert 

worden. So werden in der Bekleidungsbranche kontinu ­

ierlich die Verkaufszahlen für einzelne Kleidungsstücke 

ausgewertet und davon abhängig die global verteilte 

Produktion und Logistik gesteuert (Flecker et al. , 2008). 

IKT ermöglichen in diesem Zusammenhang die kurz­

zyklische Planung und komplexe Steuerung geografisch 

verteilter Fertigung von Gütern, wodurch u.a. Druck auf 

die Löhne und Arbeitsbedingungen ausgeübt wird . 

Unter dem Schlagwort "Offshoring" wurden ab den 

1990er-Jahren typische Angestelltentätigkeiten wie 

Buchhaltung, Lohnverrechnung, technische Entwick­

lung, Kundinnen-/ Kundenbetreuung oder Marketing 

in Länder mit niedrigeren Lohnkosten und Sozial­

standards verlegt. Entsprechend entwickelte sich in 

Ländern wie Indien beispielsweise eine besonders 

stark wachsende Branche für "Business Process Out­

sourcing" oder " Information Technology Enabled Ser­

vices" (ITES) (Noronha & D'Cruz, 2008; Taylor et al., 2009). 

Eine weitere organ isatorische Veränderung betraf 

die Auslagerung der Unternehmensfunktion Informa-

tionstechnik, also der früheren EDV-Abteilungen, 

aus Industrie- und Dienstleistungsbetrieben sowie 

öffentlichen Verwaltungen an internationale Konzer­

ne (Miozzo & Grimshaw, 2011). Zur Auslagerung (Out­

sourcing) kommt die geografische Verlagerung hinzu, 

welche die physischen Rechenzentren, die Wartung 

von Software und Netzwerken oder die Betreuung der 

IT-Benutzer/ innen (Helpdesk) betreffen kann. 

Zunehmende Informatisierung und elektronische Ver­

netzung ermöglichten es zudem, verschiedene Ver­

waltungs- und Abwicklungstätigkeiten aus einzelnen 

Abteilungen und Betrieben herauszulösen und organi­

satorisch und räumlich zu konzentrieren. Die dadurch 

entstehende Organisationsform wird in den letzten Jah­

ren zunehmend als "Shared Service Centres" bezeich­

net. Diese übernehmen inhaltlich beispielsweise Buch­

haltung, Reisekostenabrechnung, Personalverrechnung, 

Rechnungsprüfung und andere Verwaltungsfunktionen, 

aber auch die Kundinnen -/Kundenbetreuung. 

Shared Service Centres 

Wie viele Unternehmen im Telekommunikat ions­

bereich betreibt Vodafone (seit 2007) seine eigenen 

"Shared Service Centres" in Mittel- und Osteuro­

pa, die seither Ziel für Verlagerungen aus anderen 

europäischen Ländern sind. Aktuell hält das Un­

ternehmen Zentren in Ungarn (Budapest mit über 

1.500 Beschäftigten), Rumänien (Bukarest mit über 

3.000 Beschäftigten), Portugal und auch in Indien 

und Ägypten. Zwischen 2012 und 2014 stieg die Zahl 

der weltweit in "Shared Service Centres" von Voda­

fone Beschäftigten um 6.000 und erreichte damit 

über 13.300. Bis 2016 ist ein Anstieg auf 16.000 ge­

plant. 292 

29< Romania Insider: http://www.romania-insider.com/ vodafone -opens-new-shared-services-center-in -romania/; July, 2014 
Vodafone, Annual Report 2013· https://www.vodafone.com/content/annualreport/annuatreport13/downloads/operations_2015.pdf 
Vodafone, Annual Report, 2014, S. 32.· https://www.vodafone.com/content/annualreport/annuatreport14/downloads/ fultan­
nua/JeporC2014.pdf 
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Die Informatisierung und Digitalisierung sowie die um­

fassende Nutzung des Internets ermöglichen es, die 

Konsumentinnen/ Konsumenten stärker in Wertschöp ­

fungsprozesse einzubeziehen. Damit ist zum einen 

die Ausweitung der Selbstbedienung bei Banken, Ver­

sicherungen, Reisevermittlungen etc. gemeint, zum 

anderen die unbezahlte Arbeit bei der Entwicklung 

von Software, beim Design von Produktion oder bei 

der Erstellung von Inhalten für digitale Medien. Die 

Umstrukturierungen bedeuten also nicht nur Verän ­

derungen innerhalb der Erwerbsarbeit, sondern auch 

Verschiebungen zwischen Erwerbs- und Konsumarbeit 

mit entsprechenden Verlusten an bezahlter Arbeit. 

18.2.2 Neue IKT-gestützte Arbeitsformen 

Im Zusammenhang mit Arbeit 4.0 stellen sich im Hin­

blick auf Technikgestaltung und Arbeitsorganisation 

zunächst folgende Fragen: Wie weit soll die Automa­

tion getrieben werden? Welche Rolle wird demgegen­

über den Arbeitenden und ihrem Erfahrungswissen 

beigemessen? Je nachdem, welche Antworten diese 

Fragen finden, kann man zwischen einem "Automa­

tisierungsszenario", das einen möglichst sich selbst 

steuernden, technischen Produktionsprozess zum Ziel 

hat, einerseits und einem "Werkzeugszenario" unter­

scheiden, in dem die Technik die Arbeitenden unter­

stützt (Windelband & Spöttl, 2012). 

Transport und Logistik 

Werden LKW-Fahrer/ innen von Tourenmanagement­

systemen unterstützt und können sie dabei die 

Reihenfolge der Aufträge selbst bestimmen, neue 

Aufträge hinzunehmen und direkt mit Kundinnen/ 

Kunden kommunizieren, so entspricht diese Gestal­

tung einem Werkzeugszenario. Werden aber die Tou ­

ren auf Basis automatisiert erfasster Daten vollstän­

dig vom System geplant und dem Fahrer/der Fahrerin 

vorgegeben, büßt dieser/diese Handlungsspielräume 

und Kompetenzen ein (Windelband et al., 2010). 

18. ARBEIT 4.0 

In der industriellen Produktion kommt auf der arbeits­

organisatorischen Ebene noch hinzu, wie die Arbeits­

teilung zwischen den beschäftigten Personen ausge­

legt wird und welche Entscheidungskompetenzen 

diesen jeweils zukommen. Hirsch-Kreinsen (2014a) 

unterscheidet in dieser Hinsicht die " polarisierte 

Organisation" von der " Schwarmorganisation". Wäh ­

rend die " Schwarmorganisation" durch eine lockere 

Vernetzung zwischen qualifizierten und gleichberech­

tigten Arbeitenden gekennzeichnet ist, herrscht in 

der " polarisierten Organisation" eine klare Trennung 

zwischen Hochqualifizierten mit Entscheidungsbe­

fugnissen und abgewerteten ausführenden Arbeiten­

den vor. In welche Richtung die Umsetzung des Kon ­

zepts der Industrie 4.0 gehen wird , ist derzeit noch 

nicht abschätzbar. Damit sind auch die Verteilungs­

wirkungen noch ein Stück offen: Wie viele Beschäftigte 

werden eingesetzt und können an der Wertschöpfung 

partizipieren? Personen mit welchen Qualifikations­

niveaus finden Beschäftigungs- und Lernchancen vor? 

Auch im Bereich digitaler Arbeit wäre es verfehlt, von 

einer eindeutigen und notwendigen Entwicklungs­

richtung der Arbeit auszugehen. Entgegen den häufig 

kolportierten Erwartungen über die "Wissensgesell­

schaft" zeigen Befunde der Arbeitsforschung, dass die 

Informatisierung und Digitalisierung von Arbeit zum 

Teil mit der Ausweitung von Handlungsspielräumen, 

mit Höherqualifizierung und partizipativen Manage­

mentformen einhergehen . Im Gegensatz dazu finden 

wir bei fortgeschrittenen Anwendungen von IKT aber 

häufig auch hoch arbeitsteilige, standardisierte und 

dequalifizierende Formen der Arbeitsgestaltung. 

Ein Beispiel für die degradierende Wirkung digitaler 

Arbeit ist vielfach die Sachbearbeitung in "Shared Ser­

vice Centers" (Howeroft & Richardson, 2012) oder im 

öffentlichen Dienst (Carter et al., 2011) sowie in der Kun­

dinnen-/ Kundenbetreuung über Callcenter (Bain et al. , 
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2002; Sproll, 2016) . Dabei wird Arbeit aus ihren Kontexten 

gelöst und in einzelne Verrichtungen aufgegliedert, für 

welche standardisierte Vorgaben entwickelt werden . Die 

Folge dieser traditionellen Rationalisierungsstrategie 

ist die Ersetzbarkeit und Verbilligung der Arbeitskraft 

sowie ihre gesteigerte Kontrollierbarkeit. Bei digitaler 

Arbeit kommt hinzu, dass die Standardisierung die Aus­

lagerung und die geografische Verlagerung der Arbeit 

erleichtert - wie auch die Nutzung von Aus- und Verlage­

rungsmöglichkeiten die Standardisierung vorantreiben 

kann (Flecker & Schönauer, 2016). 

Crowdworking 

Im Unterschied zu Internetplattformen, die örtlich 

gebundene Dienste (wie Übernachtung, Taxi, Reini­

gung, Handwerk) vermitteln, werden die internetge­

stützten Vermittler von ortsungebundener, digitaler 

Arbeit (wie Dateneingabe, grafisches Design, Über­

setzung oder Videoschnitt) als Crowdworking-Platt­

formen bezeichnet. 

Bei "Crowdworking" werden zwei Bereiche mit deut­

lich verschiedener Arbeitsweise unterschieden: 

"Microwork" einerseits und Auslagerung digitaler Pro­

jektarbeit andererseits. "Microwork" bezeichnet die 

Erledigung kleinteiliger Aufgaben im Bereich der imma­

teriellen Arbeit. Häufig beschrieben werden in diesem 

Zusammenhang die Plattformen Amazon Mechanical 

Turk (Lehdonvirta & Ernkvist, 2011; Howcroft & Berg­

vall-Kareborn, 2014; Lehdonvirta, 2016) und, im deut­

schen Sprachraum, Clickworker. Arbeiten wie die 

Kategorisierung von Bildern oder Videos, die Eingabe 

der Daten von Einkaufsbelegen etc. werden auf diesen 

Plattformen so aufbereitet, dass sie zu hochgradig 

repetitiver Arbeit werden, die pro einzelner, oft nur 

Sekunden benötigender Verrichtung jeweils mit we­

nigen oder Bruchteilen von Cent entlohnt werden. 

Solche degradierte, niedrig entlohnte und völlig unge­

schützte Erwerbsarbeit ist zweifellos ein gesellschaft-

liches Problem. Sie kann aber auch als Hinweis auf 

andere Arbeitsmarktprobleme, wie Arbeitslosigkeit, 

Niedriglohnbeschäftigung und Unsicherheit, gesehen 

werden, wenn Personen gezwungen sind, auf diese 

Weise Geld (dazu) zu verdienen. Nach einer deutschen 

Untersuchung sind die "Microworkers" eher jung, 

relativ hoch gebildet und üben diese Tätigkeit in ge­

ringem Umfang neben einer anderen Erwerbstätigkeit 

oder einer Ausbildung aus (Bertschek et al., 2015). 

Das "Crowdsourcing" digitaler Projektarbeit etwa 

in der Kreativwirtschaft (grafisches Design, Mode­

design, Video, Audio, Webdesign etc.) enthält in 

der Regel deutlich umfangreichere Aufgaben. Die 

Vermittlung zwischen Auftraggeber/in und Auftrag­

nehmer/ in kann dabei auf zwei grundlegend unter­

schiedliche Arten erfolgen . Einerseits erfolgt die 

Vergabe von Aufträgen im Wettbewerbsverfahren 

(" Pitch"): Auf eine Einladung hin werden mehr oder 

weniger fertige Produkte eingereicht und nur die/der 

Gewinner/ in wird bezahlt, während die anderen Teil­

nehmer/innen leer ausgehen. Die andere Form der 

Vergabe erfolgt durch ein Ausschreibungsverfahren, 

bei dem Angebote (Preis, zeitlicher Rahmen) einge­

reicht werden und im Anschluss ein Zuschlag erteilt 

wird . Erst danach wird mit der Bearbeitung des Auf­

trags begonnen. Zusätzlich werden auf manchen 

Plattformen noch weitere Vertriebsmodelle angebo­

ten, etwa Onlineshops, auf denen fertige Produkte 

(bspw. Logos, Videointros, Texte, Designs) zu Fixprei­

sen angeboten werden können. 

Bei dieser Form der Auslagerung wird ein Arbeits­

verhältnis, also eine rechtlich geregelte Beziehung 

zwischen Arbeitgeber/innen und Arbeitnehmer/ 

innen, sowohl zwischen Auftraggeber/innen und 

Ausführenden, als auch zwischen Plattform und 

Arbeitenden vermieden. Die Betreiber/innen der 

Internet-Plattformen treten vielmehr als Vermittler/ 

III-613-BR/2017 der Beilagen - Bericht - 05 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original)86 von 98

www.parlament.gv.at



innen auf: Sie bringen Arbeitskräfte, die ihre Dienste 

über die Plattform anbieten, mit Auftraggebern/-ge­

berinnen zusammen, die für ein bestimmtes Projekt 

oder eine Tätigkeit eine Arbeitskraft suchen. Und sie 

bieten umfangreiche Funktionen für die Kommu­

nikation zwischen Auftraggebern/-geberinnen und 

Auftragnehmern/-nehmerinnen, für die Abwicklung 

der Bezahlung und für die Bewertung der Arbeits­

leistung an. Gegenwärtig wird davon ausgegangen, 

dass durch "Crowdworking" nur bedingt ein globaler 

Arbeitsmarkt entsteht. Zwar kennt das Internet kei­

ne nationalstaatlichen Grenzen, doch Sprachgebiete 

sind vielfach nach wie vor relevant, wodurch außer 

im angelsächsischen Raum die Internetplattformen 

primär im nationalstaatlichen Rahmen aktiv sind 

(Mandl et al., 2015). 

Für die Qualität der Arbeit sind die Organisations­

formen und Regeln der Plattformen und insbeson­

dere die auf der Plattform einsehbaren Kundinnen-/ 

Kundenbewertungen und die damit verbundene 

Online-Reputation relevant. Sie stellt für mögliche 

Auftraggeber/innen ein wichtiges Auswahlkriterium 

dar (Schörpf et al., 2016). 

18.2.3 Beschäftigungswirkungen der Digitalisie-

rung von Arbeit 

Die Auswirkungen der Digitalisierung von Arbeit auf die 

Beschäftigung, also die Zahl der Arbeitsplätze, werden 

sehr unterschiedlich beurteilt. In den Medien werden 

vielfach Schreckensszenarien kolportiert, die sich in 

das Muster "Uns geht die Arbeit aus" fügen. Die Grün­

de für die Dynamiken der Beschäftigung sind jedoch 

vielfältig. Sie hängen häufig mit den Möglichkeiten zu ­

sammen, die durch digitale Technologien entstehen, 

sind jedoch nie allein diesen zuzuschreiben. Wichti ­

ge Trends sind dabei die im Folgenden beschriebene 

Rationalisierung und Automatisierung, die Verlagerung 

von Arbeit und die Konsumarbeit ("Prosumption"). 

18. ARBEIT 4.0 

Rationalisierung und Automatisierung 

Die Grundlage für häufig kolportierte Schreckenssze­

narien sind oft die vielzitierte "Oxford-Studie" (Frey & 

Osborne, 2013) und weitere Studien dieser Art. Frey 

und Osborne beschrieben das Automationsris iko von 

Berufen anhand ihres Gehalts an Routinetätigkeiten, 

aber auch an Nicht-Routinetätigkeiten, die durch die 

Weiterentwicklung der Technologie in wohldefinierte 

Probleme umgewandelt werden können, sowie unter 

Berücksichtigung von Hindernissen für Automatisie­

rung wie den Bedarf an sozialer Intelligenz, Kreativi ­

tät oder Wahrnehmungsfähigkeiten . Sie schätzten auf 

dieser Basis, dass 47 Prozent aller Arbeitsplätze in den 

USA in den nächsten Jahren automatisierbar seien . 

Andere Studien gingen in eine ähnliche Richtung oder 

gaben eher Entwarnung. Ein Beispiel für Letzteres ist 

die Untersuchung von Arntz u.a. (2016), die zeigt, dass 

im Durchschnitt der 21 untersuchten OECD-Länder 9% 

und in Österreich 12% der Arbeitsplätze automatisier­

bar seien . Nach einer Studie des Instituts für Arbeits­

markt- und Berufsforschung (lAB) über die Beschäf­

tigungswirkungen von Industrie 4.0 in Deutschland 

(Weber 2015) werden bis 2020 250.000 zusätzliche 

Arbeitsplätze und der Wegfall von 260.000 Arbeits­

plätzen erwartet. 2030 sollen 460.000 wegfallenden 

Arbeitsplätzen 400.000 zusätzliche gegenüberstehen. 

Das bedeutet, dass die Beschäftigungswirkungen im 

Saldo relativ gering sind , dass es aber einige Verschie­

bungen in einer Vielzahl an Berufsfeldern geben wird. 

Damit wiederholt sich ein alter Befund der Arbeits­

und Industriesoziologie, nämlich, dass es Rationalisie­

rungsverlierer/i nnen und Rationalisierungsgewinner/ 

innen gibt, dass Tätigkeiten wegfallen und andere 

dazu kommen, dass Berufe an Bedeutung verlieren, 

andere an Bedeutung gewinnen oder überhaupt neu 

entstehen. 
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Verlagerung von Arbeit 

Im Bereich der Digitalisierung der Arbeit kam es in den 

letzten beiden Jahrzehnten zu einer erheblichen Ver­

schiebung in der internationalen Arbeitsteilung. Die 

Verlagerung von Arbeit aus Nordamerika und West­

europa nach Asien hat in Ländern wie Indien, Vietnam 

und China zu einer großen Zahl an Arbeitsplätzen im 

Bereich der Software-Entwicklung, der Produktent­

wicklung, des "Business Process Outsourcing" oder 

der " IT enabled services" geführt. Auch wenn digitale 

Arbeit nicht per se ortsunabhängig ist, haben techni ­

sche Entwicklung und Reorganisation der Unterneh­

men und Produktionsnetzwerke dazu beigetragen, 

dass Unternehmen im Hinblick auf den Standort für 

digitale Arbeit große Wahlmöglichkeiten haben. Dabei 

sind drei Formen der Verlagerung von Arbeit zu unter­

scheiden: 

• Verlagerung von Arbeit innerhalb von Unternehmen 

bzw. Konzernen: Konzerne werden ständig organisa ­

torisch und räumlich umstrukturiert. Von IBM heißt 

es, dass das Unternehmen seit 2012 mehr Personen 

in Indien beschäftigt als in den USA.293 

• Verlagerung durch "Outsourcing": Die Auslagerung 

an Dienstleistungsunternehmen kann vor Ort oder 

grenzüberschreitend erfolgen. 

• Verlagerung durch "Crowdsourcing": Bisher wird die 

Verbreitung von "Crowdsourcing" als marginal ein ­

gestuft (Mand l, 2016, S. 117). Es könnte aber über die 

bisher marginale Bedeutung hinausgelangen, wenn 

Unternehmen Arbeit systematisch in dieser Form 

auslagern. 

Konsumarbeit und "Prosumption" 

Für die Einschätzung der Beschäftigungswirkungen im 

Land ist nicht nur die Möglichkeit der Automatisierung 

und der Verlagerung von Tätigkeiten relevant. Gerade 

im Zusammenhang mit digitaler Arbeit stellt sich die 

Frage der Einbeziehung der Kundinnen/ Kunden und 

der Bürgerinnen/Bürger in die Wertschöpfung bzw. 

Verwaltung neu. Selbstbedienung wird nun auf neue 

Bereiche ausgeweitet, aber auch in den klassischen 

Bereichen, wie dem Einzelhandel oder im Bankwesen, 

weiter forciert. Gerade im Zusammenhang mit der zu ­

nehmenden Abwicklung von Geschäften über das In­

ternet wird Druck aufdie Konsumentinnen/ Konsumen­

ten ausgeübt, einen immer größeren Teil der Arbeit zu 

übernehmen. Oft findet man auf den Internetseiten 

keine Mitarbeiter/innen, kann sie über Telefon nur sehr 

schwer erreichen und ist daher gezwungen, die Arbeit 

zu erledigen, die mit der Produktauswahl, der Daten­

eingabe, der Bezahlung etc. verbunden ist (Ritzer et 

al., 2012, S. 385). Weitere Beispiele für Prosumption 

sind die als Wettbewerbe oder Spiele organisierten 

Formen unbezahlter Arbeit. 

"Prosumption" 

Der Dienst reCAPTCHA bietet an sicherzustellen, 

dass ein Zugriff im Internet durch einen Menschen 

und nicht durch ein Programm erfolgt. Dafür wer­

den verzerrte Buchstaben und Ziffern dargestellt, 

die eingegeben werden müssen, um z.B. Zugang 

zu einer Dienstleistung im Internet zu erlangen. Zu ­

gleich dient diese Eingabe durch Konsumentinnen/ 

Konsumenten der Digitalisierung von Schrift, etwa 

von schwer lesbaren Straßennamen oder Haus­

nummern für Google Earth: Anstelle einer Datenein­

gabe durch bezahlte Arbeitskräfte wird diese unbe­

zahlte Arbeit von Konsumentinnen/Konsumenten 

genutzt. 

)93 http://nypost.com/2013/10/05%bm-now-emp[oys-more-workers-in-india-than-us/ 
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18.3 Aktuelle und zukünftige Heraus­
forderungen und Handlungsfelder 

18.3.1 Qualifikationsanforderungen und 

Arbeitsmarktpolitik 

Wie bereits beschrieben, wird von den meisten Beob­

achterinnen/ Beobachtern davon ausgegangen, dass 

einfache Tätigkeiten schnell und bald automatisiert 

werden. Dies betrifft auch jene einfachen Verrich ­

tungen, die bisher Bestandteil der Arbe it von höher 

Qualifizierten waren. Übrig bleiben, so die gängige 

Argumentation, die komplexeren Arbeiten , wodurch 

die Arbeit in vielen Bereichen schwieriger und an­

strengender wird . Arbeiten , die uns leicht von der 

Hand gehen, fallen weg. Tatsächlich werden sowohl 

die "smarte" Fabrik als auch das zukünftige Büro als 

hochkomplexes, wandlungsfähiges und flexibles Sys­

tem gestaltet sein . Das braucht vermehrt Beschäf­

t igte, die als Entscheider und Steuerer agieren (kön­

nen). Problemlösungsfähigkeiten, selbstgesteuertes 

Handeln, Kommunikationsfähigkeiten werden neben 

den technischen Sach - und Anwendungskenntnissen 

gefordert, insbesondere dann, wenn die Facharbeit 

durch Planungs- und Entscheidungsaufgaben ange­

reichert wird (Holtgrewe et al., 2016). Dazu müssen sie 

breit qualifiziert sein und durch eine lernförderliche 

Arbeitsorganisation sowie eine breit angelegte Wei ­

terbildung unterstützt werden, die selbstständiges 

Arbeiten fördert und als aktives Instrument systema­

tischer Personalentwick lung und Aufstiegsförderung 

konzipiert ist (Promotorengruppe Kommunikation der 

Forschungsunion Wirtschaft - Wissenschaft, 2013). 

In der Befragung des Fraunhofer-Instituts für Arbeits­

wirtschaft und Organisation (IAO) stimmten 80% der 

befragten Industrieunternehmen folgender Aussa­

ge zu: "Um den Anforderungen an die Flexibilität des 

Personaleinsatzes in fünf Jahren gerecht zu werden, 

müssen ihre Produktionsmitarbeiter zusätzlich quali-

18. ARBEIT 4.0 

fiziert werden" (Spath, 2013, S. 86). 58% halten für die 

Einführung von "cyber-physical-systems" "zukünftig 

eine systematischere Entwicklung der Kompetenzen 

der Mitarbeiter" für notwendig (ebd ., S. 124). Dage­

gen argumentieren Pfeiffer und Suphan (2015), dass 

Beschäftigte (in Deutsch land) bereits jetzt sehr häufig 

unter Unsicherheit handeln und Probleme lösen müs­

sen. Über 70% verfügen über einen hohen "Arbeitsver­

mögensindex", der den Nicht-Routinegehalt der Arbeit 

misst. Die Autorinnen/Autoren nehmen daher an, dass 

die Arbeitenden die durch Industrie 4.0 notwendige 

Weiterqualifizierung ohne Prob leme werden bewälti ­

gen können . Die wichtigere Frage scheint eher zu sein, 

ob in der Technik- und Arbeitsgestaltung das vorhan ­

dene Erfahrungswissen der Beschäftigten ausreichend 

Berücksichtigung findet oder eher technikzentrierte 

Entwicklungen vorherrschen. 

Die Behauptung, dass höhere Qualifikationen erfor­

derlich würden, trifft aber keineswegs auf alle Arbeits­

plätze zu . Tei l dieser Entwicklung ist auch, dass ge­

rade durch datentechnische Unterstützung manche 

Arbeitsprozesse hoch standardisiert werden und dann 

auch von Angelernten erledigt werden können . Neue 

dequalifizierte und repetitive Arbeiten , bei denen die 

Arbeitenden vom IKT-System gesteuert und über­

wacht werden, sind beispie lsweise in der Lagerlogistik 

zu beobachten . Aber auch für die Vereinfachung und 

Computersteuerung von Sachbearbeitung finden sich 

Beispiele in "Shared Service Centres" oder im öffent­

lichen Dienst (Howcroft & Richardson, 2012; Carter et 

al., 20ll) . 

Der Arbeitsmarkt für niedrig Qualifizierte wird voraus­

sichtlich dennoch weiter unter Druck geraten . In der 

Literatur wird verbreitet die These vom "qualifikati ­

onsverzerrten techno logischen Wandel" ("skill-biased 

technological change") vertreten, der zufolge unquali­

fizierte Arbeit durch Technikeinsatz stärker eingespart 
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werden kann (Berman et al., 1998). Zudem sind die 

betroffenen Arbeitskräfte vermehrt mit inländischer 

und globaler Konkurrenz konfrontiert: Aus- und Ver­

lagerungen und auch Migrationsbewegungen führen 

zu Druck auf Löhne und Gehälter. 

Allerdings hängen die Folgen von der gewählten Ar­

beitsorganisation ab. Wie erwähnt haben die unter­

schiedlichen möglichen Pfade der Arbeitsorganisation , 

die "polarisierte" oder die "Schwarmorganisation" 

(Hirsch-Kreinsen, 2014b), verschiedene Auswirkungen 

auf die Qualifikationsanforderungen, je nachdem, ob 

Überwachungsaufgaben standardisiert und Planungs­

tätigkeiten abgetrennt werden oder man auch an­

spruchsvollere Aufgaben an die Tätigkeiten der aus­

führend Arbeitenden anlagert. 

Arbeit 4.0-Szenarien sind Anlass, bekannte Anfor­

derungen an Modernisierung und Durchlässigkeit 

schulischer und beruflicher Bildungssysteme erneut 

zu artikulieren. Spath fordert eine weniger selek­

tive als fördernde Ausrichtung beruflicher Bildung 

und "kompakte zertifizie rte Inhalte, die ,on-the-job' 

erworben werden können" (Spath, 2013, S. 125f.). 

Komplexe, datenintensive Prozesse kompetent steu ­

ern und dirigieren zu können, wird sowohl beim Lernen 

als auch beim Entwickeln entsprechender Lernformen 

wesentlich mehr Zeit und Ressourcen brauchen, als 

es die Verheißungen der Automatisierung und allum­

fassender Datenverfügbarkeit nahelegen (Holtgrewe 

et al., 2016). 

In der Berufsbildungsdiskussion ist nicht ausgemacht, 

dass Weiterqualifizierung angesichts der Umstruktu­

rierung von Arbeit auf mehr Akademisierung hinaus­

laufen muss (z.B. Hirsch-Kreinsen, 2013). Steigende 

Qualifikationsanforderungen erschöpfen sich nicht in 

formalen Zertifikaten, sondern betreffen alle Qualifi ­

kationsgruppen, und selbst Einfacharbeiten kommen 

nicht ohne Umsicht, Durchblick und soziale Kompe­

tenzen aus (Holtgrewe et al. , 2016). Österreich hat mit 

seinem System der dualen Berufsausbildung in vielen 

Berufen vergleichsweise gute Voraussetzungen, nahe 

am tatsächlichen Bedarf auszubilden. 

18.3.2 Polarisierung und Prekarisierung, 

Verteilung von Arbeit 

Mit der Digitalisierung und Vernetzung geht ein weite ­

rer Schub in den Veränderungen der Beschäftigungs­

formen einher. Das Normalarbeitsverhältnis ist zwar 

auch bei digitaler Arbeit noch immer weit verbreitet, 

aber es wird zunehmend ausgehöhlt. Outsourcing 

ermöglicht Kollektivvertragsflucht und die Auslage­

rung von Arbeit an Dienstleister/ innen und Selbststän­

dige lässt vielfach das Normalarbeitsverhältnis ver­

schwimmen (Flecker, 2010). Zugleich stellt sich an den 

Rändern der Arbeitswelt die Frage, was überhaupt (Er­

werbs)Arbeit ist, insofern immer mehr Tätigkeiten den 

Konsumentinnen/ Konsumenten aufgebürdet oder die 

Nutzer/ innen unbezahlt in Prozesse der Wertschöp­

fung im Internet einbezogen werden (Voß & Rieder, 

2005; O'Neil & Fraysse, 2015). 

Unternehmen nutzen wie oben beschrieben die tech­

nischen Möglichkeiten, um ihre Organisation umzu­

strukturieren, Aufgaben auszulagern, ins Unterneh­

men zurückzuholen oder geografisch zu verlagern. 

Damit geht eine Fragmentierung der Beschäftigung 

einher, durch die es immer häufiger vorkommt, dass 

Kolleginnen/ Kollegen in ein und demselben Betrieb 

unterschiedliche Arbeitgeber/ innen (Meil, 2009; Fle ­

cker, 2010) oder dass Beschäftigte auf der anderen 

Seite des Globus dieselbe/denselben Arbeitgeber/ 

in haben. Diese Prozesse bewirken jedoch, dass bis­

herige Institutionen des Arbeitsmarkts, wie Beschäf­

tigungsschutz, Gesundheitsschutz und Sicherheit am 

Arbeitsplatz, Kollektivverträge und Strukturen für den 

sozialen Dialog, teilweise wirkungslos werden. 
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Werden die Möglichkeiten der Digitalisierung ausge­

schöpft, so wird die globale Konkurrenz und der damit 

verbundene Druck auf Löhne und Gehälter für deutlich 

mehr Beschäftigtengruppen relevant. Die Hoffnung, 

dass digitale Arbeitsformen Beschäftigungsmöglich­

keiten für Österreichs periphere Regionen bringen 

würden, besteht weiter. Die Erfolge sind bisher jedoch 

gering. Caltcenter galten lange Zeit als solche Hoff­

nungsträger - es zeigte sich jedoch, dass auch die Be­

treiber/ innen dieser vermeintlich mobilen Dienstleis­

tungen die Nähe zu städtischen Großräumen suchen 

und nur begrenzt in ländliche Regionen gelockt wer­

den können . "Crowdwork", als neue Form der Heim­

arbeit, birgt sehr wohl Potential, Arbeit in periphere 

Regionen zu bringen. Sie geht jedoch wie beschrieben 

meist mit formaler Selbständigkeit und Prekarität för­

dernden Arbeitsbedingungen einher. 

Die Entwicklung des Einsatzes digitaler Technologi­

en verläuft nach Branchen und Sektoren sehr unter­

schiedlich. In einigen Dienstleistungsbranchen wird 

die Selbstbedienung auf Basis der Informatisierung 

ausgebaut - man denke an die Selbstbedienungster­

minals oder an "Online-Banking" im Bankensektor -

oder mobile digitale Technologien neu eingeführt, wie 

etwa die Steuerung via "Smart Phones" in der mobilen 

Pflege. In Produktion und Logistik stehen nach meh­

reren Wellen der Automation und Computersteuerung 

jetzt weitere I nnovationen an (Robotik, "cyber physical 

Systems"294) . 

18. ARBEIT 4.0 

Annahmen, wie die geringere Körperkraft von Frauen, 

durch Entwicklungen im Zuge der Automatisierung an 

Relevanz verlieren. Nimmt man Verteilungsfragen in 

den Blick, spielt neben der globalen und der geschlech­

tergerechten Verteilung von Arbeit auch die Dimension 

des Alters eine nicht unwesentliche Rolle. Sind es "die 

Alten", die sich in der Arbeitswelt etablieren konnten 

und sich aufgrund ihrer Erfahrung bewähren, oder 

sind es "die Jungen", die "digital natives", die die He­

rausforderungen des technischen Wandels wie selbst­

verständlich annehmen, die in Zukunft Arbeit haben 

werden? Für beide Gruppen gilt, der technische Wan­

del ist mit persönlichen Investitionen verbunden und 

diese müssen als sinnvoll bewertet werden, im Sinne 

von "der Aufwand zahlt sich für mich aus". Es braucht 

also klare Entwicklungsperspektiven, gerade wenn es 

darum geht, dass Beschäftigte aufTechnologien basie­

rende Rationalisierungsstrategien mittragen sollen . 

18.3.3 Schutz personen bezogener Daten 

Bei Arbeiten in (über)betrieblichen Informations- und 

Kommunikationssystemen können eine Vielzahl un­

terschiedlicher personenbezogener Mitarbeiter/ innen­

Daten anfallen. Trifft dies zu , sind einerseits daten­

schutzrechtliche Bestimmungen zu berücksichtigen 

(die auch den Umgang mit Kundinnen -/ Kundendaten 

regeln), andererseits definiert das Arbeitsverfassungs­

gesetz Mitbestimmungsmöglichkeiten des Betriebsrates 

beim Einsatz unterschiedlicher technischer Systeme. 

Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen werden 

Aufgrund unterschiedlicher Verteilung von Männern in den nächsten zwei Jahren eine bedeutende Ver-

und Frauen auf Berufe, Branchen und Positionen be- änderung erfahren, wurde doch nach jahrelanger 

treffen Rationalisierung und Automation Männer und Diskussion mit April 2016 die neue EU -Datenschutz-

Frauen in unterschiedlicher Weise. Neben den Nach- grundverordnung (DS-GVO) verabschiedet. Diese wird 

teilen gibt es eine Chance für Frauen, ihre Erwerbsbe- mit 25. Mai 2018 im gesamten EU-Raum die jeweiligen 

teiligung zu erhöhen, da vorherrschende stereotype nationalen Gesetze (und die Datenschutzrichtlinie aus 

.94 Definitionen siehe Abschnitt 18.l 

III-613-BR/2017 der Beilagen - Bericht - 05 Hauptdokument Teil 4 (gescanntes Original) 91 von 98

www.parlament.gv.at



18. ARBEIT 4.0 

dem Jahre 1995) erset zen und Anfo rderungen an Sys­

teme und Verantwortliche definieren, die sich - so die 

Hoffnung Vieler - an den technologischen Veränderun ­

gen und am digitalen Zeitalter orientieren . 

Ziel des Datenschutzes ist es einerseits, die Grund­

rechte und Grundfreiheiten und insbesondere den 

Schutz der personenbezogenen Daten von Betroffe­

nen zu gewährleisten und andererseits Pflichten zur 

Datensicherheit zu definieren , die betriebl iche Verant­

wortliche zu erfüllen haben. 

Als personenbezogene Daten gelten - so Artikel 4 der 

DS-GVO - "alle Informationen, die sich auf eine identi ­

fizierte oder identifizierbare natürliche Person ( ... ) be-

ziehen; als identifizierbar wird eine natürliche Person 

angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mit-

tels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, 

zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer On­

line-Kennung oder zu einem oder mehreren besonde­

ren Merkmalen, die Ausdruck der physischen, physio-

logischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, 

kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen 

Person sind, identifiziert werden kann".295 Diese umfas­

sende Definition zeigt bereits die Vielfältigkeit auf, in der 

heute ein Personen bezug durch die Nutzung verschie­

dener technischer Systeme und Geräte herstellbar ist. 

• Zweckbindung ("für festgelegte, eindeutige und le­

gitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in 

einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden 

Weise weiterverarbeitet werden"), unter anderem 

• eine Datenminimierung ("dem Zweck angemessen 

[ ... ], auf das für die Zwecke der Verarbeitung not­

wend ige Maß beschränkt") und 

• Speicherbegrenzung ("nur so lange [ ... ], wie es für 

die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforder­

lich ist") . 

Im bet rieblichen Umfeld fällt die Verantwortung, 

Daten von Mitarbeiterinnen/ Mitarbeitern vor über­

schießender Kontrolle zu schützen, in der Regel dem 

Betriebsrat zu. Betriebsvereinbarungen im Sinne der 

§§ 96, 96a oder 97 ArbVG 297 sollen dabei betriebliche 

"Spielregeln" definieren, welche Daten aufgezeichnet, 

ausgewertet oder übermittelt werden, wer die Be­

rechtigung zur Verwendung dieser Daten besitzt und 

inwieweit technische Systeme die Handhabung der 

Daten protokollieren. Eine Aufgabe, die Betriebsräte, 

die in der Regel mit sehr vielfältigen technischen Infor­

mations- und Kommunikationssystemen konfrontiert 

sind, oft überfordert. Insbesondere die Entwicklungen 

der letzten Jahre, wie der Einsatz mobiler Endgeräte, 

die Ortung von Firmenfahrzeugen (und deren Ausstat­

tung mit Sensorsystemen) oder die Datenhaltung in 

der "Cloud " unterstützt durch externe Dienstleister/ 

Die in der DS-GVO definierten Grundsätze fü r die Ver- innen erzeugen eine technische und organisatorische 

arbeitung personen bezogener Daten werden für weit- Komplexität, die oft aufgrund fehlender Information 

reichende Diskussion sorgen, da deren Einhaltung nur unzureichend geregelt werden kann. 

nachzuweisen und seitens der Verantwortlichen " Re-

chenschaft" zu legen ist. Denn Artikel 5296 fordert im 

Umgang mit personenbezogenen Daten neben deren 

295 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016, Artikel 4: 
http://eur-lex.europa.eu/ legal-content/ DE/ TXT/ HTML/ ?uri= CEL EX:32016R0679&rid=1 

296 ebd Artikel 5 

297 Arbeitsverfassungsgesetz, Fassung vom 05.08.2016 §§ 96, 96a, 97' 
https:jjwww.ris .bka.gv.atj GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008329 
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18.3.4 Flexibilitäts- und Mobilitätsanforderungen 

Technische Innovationen wie "Smart Phones", "Ta­

bIets", VPN-Zugänge298 usw. lassen die Grenzen zwi­

schen Arbeit und Leben vielfach noch stärker ver­

schwimmen. Nun bezahlen die Arbeitenden "Zuckerl", 

wie das "Home Office", flexib le Arbeitsorte oder Ver­

trauensarbeitszeit, oft mit ausgedehnter beruflicher 

Erreichbarkeit in der Freizeit. Vor großen Herausforde­

rungen steht angesichts der weiteren räumlichen und 

zeitlichen Entgrenzung der Arbeit die Regulierung der 

Arbeitszeit. Nicht ohne Grund wi rd aktuell das Recht, 

in der Freizeit "offline" zu sein, diskutiert. Für 2015 fand 

die Statistik Austria heraus, dass unter Betrieben mit 

mehr als zehn Beschäftigten rund 22% aller Mitarbei­

ter/ innen tragbare Geräte mit mobilem Internetzugang 

zur Verfügung gestellt bekommen ("Laptop", "Ta bIet", 

Mobilte lefon); in Branchen wie der IKT liegt dieser An­

teil bei mehr als 65% (Statistik Austria , 2015). 

Vie le Arbeiten lassen sich theoretisch zu jeder Tages­

und Nachtzeit mit Hi lfe mobi ler Geräte aus der Ferne 

ausführen. Diese Entwicklung bietet Chancen für eine 

bessere Vereinbarkeit von Arbeit und Leben, aller­

dings kann auch die Familien- und Fre izei t unter dem 

Vorbehalt stehen, dass im Betrieb oder auf Seiten der 

Kundinnen/ Kunden nichts anfällt. Dabei wird es im­

mer mehr dem Individuum überantwortet, Grenzen 

zu ziehen und sich gegen ständige Erreichbarkeit zu 

entscheiden. Dies erweist sich in prekären Beschäfti ­

gungsbedingungen, wie etwa der selbständ igen Arbeit 

über Crowdsourcing-Plattformen vielfach als Ding der 

Unmöglichkeit (Schörpf et al. , 2016). 

Es gibt jedoch auch gegenläufige Tendenzen. In einer 

deutschen Stud ie ging der Anteil unter allen unselb­

ständig Beschäftigten, die häufig zuhause arbeiten, 

seit dem Höchststand im Jahr 2008 wieder zurück; 

18. ARBEIT 4.0 

bei Akademiker/ innen etwa von 33% auf 25% (Brenke, 

2014). Bren ke spricht von einer Anwesenheitskultur in 

den Unternehmen und dass vielen Mitarbeiter/ innen, 

die häufig von zu Hause arbeiten, der direkte Kontakt 

zu den Kol legen und Kolleginnen fehlt. Isoliertes Arbei­

ten schlägt sich bei vielen auf die Motivation und auch 

die Interessen der Arbeitnehmer/ innen lassen sich so 

schlechter vertreten (Brenke, 2014). 

Wenn vernetzte und gegebenenfalls bet riebsübergrei ­

fende Arbeitsprozesse auch ortsunabhängig gesteuert 

werden können, stellen sich auch Fragen der Regelung, 

Abgrenzung und Honorierung von Rufbereitschaften 

oder kurzfristigen Anforderungen (Holtgrewe et al., 

2016). Zum Beispiel führt die Abwicklung der Einsatz­

pläne und Zeitaufzeichnung via "Smart Phone" in der 

mobilen Pflege zu ei nschneidenden Folgen für die 

Beschäftigten : Was früher in der persönlichen Kom ­

munikation geklärt wurde, erfolgt heute anonymisiert 

via Anweisungen per "Smart Phone". Dieses Unsicht­

bar-Werden kan n zu Schwierigkeiten bei der Artiku ­

lation von Bedürfnissen und der Abstimmung unter­

einander sowie zu Anerkennungsproblemen führen . 

18.4 Fazit: Gestaltung von Technik 
und Arbeit 

Die Technik bestimmt weder die Organisation von 

Unternehmen oder Wertschöpfungsketten noch die 

Form der Arbeit. Sie ist vielmehr als " Ermöglicherin" 

zu sehen, welche die aus ökonomischen, politischen 

oder sozia len Gründen vorangetriebenen Entwicklun­

gen umsetzbar macht oder erleichtert (Pfeiffer, 2010) . 

Auch wenn arbeitsbezogene Entscheidungen vielfach 

auf nachfolgenden Ebenen der Organisation oder der 

Arbeitsgesta ltung fa llen, sollte den Konzepten der 

Technikgestaltung dennoch Augenmerk geschenkt 

.98 VPN steht für "virtual private network" und meint ein virtuelles privates (in sich geschlossenes) Kommunikationsnetz. 
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werden : Mit einer technikzentrierten Entwicklungs­

perspektive können viele Chancen auf Beschäftigung 

und günstige Arbeitsbedingungen verschenkt werden, 

während eine humanzentrierte Technikentwicklung 

gerade arbeitsorientierte politische Ziele berücksich­

t igen kann . Geht es nicht um "Automation um jeden 

Preis" und wird aktiv nach Möglichkeiten gesucht, die 

Bedingungen an bestehenden Arbeitsplätzen zu ver­

bessern, so sind andere Verteilungswirkungen und 

für die Beschäftigten günstigere Folgen zu erwarten 

als bei einer rein auf Technik fixierten Entwicklung. 

Daraus ist abzuleiten, dass in aktuellen Diskussionen 

etwa über I nd ustri e 4.0 tech nologiepolitische Ma ß­

nahmen zur Humanisierung der Arbeit eingefordert 

werden können und sollen. Für humanzentrierte 

Technikentwicklung gibt es aufgrund der " Ironien 

der Automation" gute Argumente: Demnach müssen 

gerade be i den am weitesten automatisierten Syste­

men, bei denen nur selten manuell eingegriffen wird , 

die Anlagenbediener/ innen am besten ausgebildet 

sein, damit sie im Fall von (seltenen) Abweichungen 

rasch und kompetent reagieren können (Baxter et al., 

2012). Insofern hat es Sinn, Anlagen und die Arbeit dar­

an von vornherein lernförderlich und offen für kompe­

tente Eingriffe zu konzipieren . 

Auf der Ebene der Organisation und der Arbeitsge­

staltung kann man auch auf dem neuen Technologi­

eniveau den Taylorismu s fortsetzen, Industriearbeit 

inhaltlich entleeren, Beschäftigte durch vernetzte 

Technologien kleinteilig kontrollieren und steuern 

und das " Dirigieren" von Wertschöpfungsprozessen 

kleinen Gruppen von Hochqualifizierten überlassen. 

Dabei entsteht die Gefahr, dass menschliche Arbeits­

kraft abgewertet wird. Oder man kann intelligente 

sozio-technische Systeme gestalten, in denen ergo­

nomisch entlastete Beschäftigte die Techniken eigen­

verantwortlich , qualifiziert und selbstorganisiert als 

"smarte" Werkzeuge nutzen. Man kann also auch die 

Beschäftigten aufwerten und ihnen steigende Be­

schäftigungsqualität sichern . Und man kann - und 

wird wahrscheinlich - verschiedenste Mittelwege und 

Mischformen "kontrollierter Autonomie" oder "hybri ­

der Steuerung" einschlagen (Holtgrewe et al., 2016). 

Auch hinsichtlich der Büroarbeit, der Forschung und 

Entwicklung und den Dienstleistungen entsprechen 

die Befunde der Arbeitsforschung nur zum Teil den 

häufig gehegten Erwartungen im Hinblick auf die 

Entwicklung zu einer Wissensgesellschaft. Aus dem 

Charakter von Wissens- oder Informationsarbeit war 

häufig abgeleitet worden, dass die Ausweitung von 

Handlungsspielräumen und partizipative Manage­

mentformen notwendige Begleiterscheinungen der 

Informatisierung und Digitalisierung von Arbeit sind . 

Auch wenn dies im Bere ich der Hochqualifizierten zu ­

trifft, finden sich bei fortgeschrittenen Anwendungen 

von IKT vielfach auch hoch arbeitsteilige und stan­

dardisierte Formen neo-tayloristischer Arbeitsgestal ­

tung etwa in der Sachbearbeitung in "Shared Service 

Centers", im öffentlichen Dienst sowie in der Kundin ­

nen-/Kundenbetreuung über Callcenter. Daran lässt 

sich erkennen, dass die Anwendung von IKT es erlaubt, 

höchst unterschiedliche Organisationsformen, gesell­

schaftliche Entwicklungen und soziale Verhältnisse in 

die eine oder andere Richtung auf die Spitze zu trei­

ben. Als Beispiel für die degradierte Variante digitaler 

Arbeit wird häufig "Microwork" herangezogen, wie es 

über bestimmte Internet-Plattformen vermittelt wird . 

Dabei handelt es sich aber nur um die Spitze des Eis­

bergs einer breiteren Entwicklung in Richtung Stan­

dardisierung und Abwertung von Arbeit innerhalb und 

außerhalb von Unternehmen und öffentlichen Organi ­

sationen . 

Die vielfach größere Ortsunabhängigkeit digitaler 

Arbeit erlaubt es, sie grenzüberschreitend zu verlagern 

und über globale Wertschöpfungsnetze zu verteilen . 
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Damit verschob sich die internationale Arbeitsteilung dass "wir schneller Mittel entdecken, Arbeit zu sparen, 

weiter, und es entstanden Erwerbschancen in Ländern als neue Verwendungen für die Arbeit finden", son -

mit niedrigen Lohnkosten . Insofern die Arbeit auf diese dern langfristig auch, dass die "Gesellschaft ihr öko-

Weise aus der nationalstaatlichen Regulierung heraus- nomisches Problem gelöst hat", also die Knappheit 

gelöst oder auf diese stärkerer Druck ausgeübt wird , überwunden ist. Eine solche Sicht erlaubt es, auf die 

stellt sich eine alte Frage neu : Wie organ isieren sich die aktuellen Entwicklungen um Arbeit 4.0 einen optimis-

Arbeitenden in digitaler Beschäftigung, von manchen tischeren Blick zu werfen : Wir könnten in Zukunft mit 

als globales "Cybertariat" (Huws, 2014) bezeichnet, um deutlich weniger Erwerbsarbeit auskommen, wenn 

Mindeststandards und angemessene Beschäftigungs- eine gerechtere Verteilung sicherstellt , dass alle an 

und Arbeitsbedingungen zu erreichen? An satzpunkte der stärker automatisierten Wertschöpfung teilhaben 

ergeben sich dabei auch daraus, dass sich die Arbeit können . 

über das Internet nicht im globalen Cyberspace auf-

löst, sondern in der Regel noch im nationalstaatlichen, 18.5 Literatur 
zumindest aber europäischen Rahmen verbleibt. Zu -

dem bieten Kommunikationstechnologien und soziale 

Medien zusätzl iche Möglichkeiten für die Arbeitenden, 

sich zu vernetzen und zu organisieren . 

Schließlich stellt sich, wie schon bei früheren Auto-

mationswellen, die wichtige Frage, wie die Beschäf­

tigungspolitik auf die Digitalisierung reagieren kann. 

Angesichts der dreifachen Bewegung: Automation, 

Verlagerung und Kundinnen -/Kundenarbeit, bei be­
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